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1.  Zu dem Antrag des Abg. Daniel Karrais u. a. FDP/
DVP und der Stellungnahme des Staatsministeri-
ums

 – Drucksache 17/4835
 –  Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in der 

Landesverwaltung

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Daniel Karrais u. a. FDP/DVP  
– Drucksache 17/4835 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Seimer Hockenberger

B e r i c h t

Der Ausschuss des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen 
beriet den Antrag Drucksache 17/4835 in seiner 23. Sitzung, die 
in gemischter Form mit Videokonferenz stattfand, am 20. Sep-
tember 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags gab eine Zusammenfassung 
der Antragsbegründung, dankte für die Stellungnahme und frag-
te, wie das Ministerium dem Problem begegnen wolle, dass die 
bei der Landesverwaltung eingesetzte Textassistenz F13 bei län-
geren Texten zu Halluzinationen neige, also dazu, Inhalte zu er-
dichten – ein bekanntes Problem bei Künstlicher Intelligenz –, 
und ob es zur Verhinderung solch unerwünschter Effekte schon 
geeignete Richtlinien und Vorgaben gebe. 

Weiter interessiere ihn, ob geeignete Softwarelösungen, bei-
spielsweise  „Bard“  von Google,  als  Erweiterung  von  F13  zum 
Einsatz kämen, um Falschinformationen durch KI zu identifizie-
ren. In ChatGPT etwa solle Bard demnächst integriert werden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU machte deutlich, das 
Ziel von F13 sei vom Ansatz her begrüßenswert, insofern Ver-
waltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter bei der täglichen Text-
arbeit deutlich entlastet werden würden.

Ihn interessiere, ob an der Absicht festgehalten werde, nach Ab-
schluss der Projektphase das entsprechende Tool den Kommunen 
zur Verfügung zu stellen, und ob den Kommunen hierdurch dann 
Kosten, etwa Lizenzgebühren, entstünden.

Ein Abgeordneter der SPD zeigte sich erfreut über die inhaltliche 
Qualität der Stellungnahme zum Antrag und fragte, ob es bei 
diesem hoch dynamischen Thema Aktualisierungen seitens des 
Ministeriums gebe. 

Ein  Abgeordneter  der  Fraktion  GRÜNE  hob  hervor,  den  Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Landesverwaltung müsse 
deutlich vermittelt werden, dass es in Bezug auf den Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz gelte, auch ihrerseits Kompetenzen zum 
Umgang mit den neuen Möglichkeiten aufzubauen, indem viel-
fältige Erfahrungen mit diesen Tools gesammelt und ausgewertet 
würden. Im Wege des Learning by Doing könne dann aus an-
fänglichen Fehlern und Schwächen der Systeme gelernt werden. 
Es sei ein gutes Signal, dass Baden-Württemberg hier mit der 

Zeit gehe und sich verantwortungsbewusst dem Thema „Künst-
liche Intelligenz“ nähere.

Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen 
machte deutlich, bereits heute werde die Künstliche Intelligenz 
in der Landesverwaltung vielfältig eingesetzt; die Entwicklungen 
verliefen hier tatsächlich äußerst dynamisch. Die notwendigen 
Investitionen bedürften selbstverständlich auch einer ausreichen-
den finanziellen Unterfütterung.

Naturgemäß seien die Systeme noch keinesfalls perfekt; die 
Verantwortung für die Ergebnisse sei letztlich noch immer vom 
Menschen zu tragen. Nicht zufällig heiße das System F13 „Text-
assistenzsystem“; es verstehe sich als Unterstützung und Hilfe 
beim menschlichen Tun. Aber auch das, was beispielsweise 
ChatGPT  präsentiere,  dürfe  keinesfalls  als  pure  Wahrheit  ver-
standen werden; eine Plausibilitätsprüfung sei in jedem Anwen-
dungsfall, vor jeder Freigabe eines Textes unerlässlich. 

Ein Vertreter des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung 
und Kommunen bekräftigte, das System F13 als Textassistenz 
neige wie auch jede andere Sprach-Intelligenz dazu, von einem 
bestimmten Punkt an zu halluzinieren. Das bedeute tatsächlich, 
dass letztlich immer noch ein Mensch über die von ihm produ-
zierten Ausführungen schauen müsse. 

Was die Frage einer kostenfreien Zurverfügungstellung an die 
Kommunen  betreffe,  so  stiegen  die  Chancen  natürlich  mit  der 
Höhe des Mittelansatzes, den der Haushaltsgesetzgeber hierfür 
bereitzustellen gewillt sei.

Sinnvoll könne sein, den Stand der hoch dynamischen Entwick-
lung binnen Jahresfrist nochmals parlamentarisch abzufragen. 
Dann könnten die verschiedenen Ressorts hierauf spezifisch ant-
worten.

Ein Vertreter der Firma InnoLab_bw ergänzte, die KI F13 sei 
im Landesverwaltungsnetzwerk verfügbar; dies bedeute, dass die 
meisten Kommunen bereits heute auf diese Anwendung zugrei-
fen könnten. Allerdings sei F13 vor allem für die Arbeit im Mi-
nisterien entwickelt worden; was die spezifischen Anwendungs-
fälle  in Kommunen betreffe, so gelte es,  in dieser Testphase im 
fortgesetzten Austausch mit der kommunalen Ebene gezielte 
Erkenntnisse zu sammeln, um entsprechende Anpassungen ent-
wickeln zu können. 

Auf Nachfrage eines Abgeordneten der Fraktion der CDU be-
stätigte er, F13 habe auch Zugang zum jeweiligen Intranet. Es 
würden die Standardsprachmodelle von Aleph Alpha verwendet; 
für die Frage-Antwort-Funktionen von F13 sei eigens eine Wis-
sensdatenbank angelegt worden, die Landtagsdrucksachen, Ple-
narprotokolle etc. enthalte und händisch gepflegt werde. 

In Richtung des Antragstellers erklärte er, F13 biete stets zusätz-
lich zu der angefertigten Zusammenfassung auch den Ursprungs-
text an, sodass Nachprüfungen vorgenommen werden könnten. 
Im Rahmen der Evaluation werde untersucht, ob hier noch wei-
tere Maßnahmen ergriffen werden sollten.

Aleph Alpha entwickle seine Sprachmodelle ständig weiter; der-
zeit werde mit F13 ein Status quo der Performanz dieser Modelle 
geprüft. Dabei werde in der Evaluation ein besonderes Augen-
merk auf die Frage gelegt, wie viele Halluzinationen aufträten 
und inwieweit dies mit den Ansprüchen der Verwaltung verein-
bar sei.

Der Vertreter des Innenministeriums legte zu der vom Vertreter 
der  Fraktion  GRÜNE  aufgeworfenen  Frage  möglicher  umsatz-
steuerpflichtigen  Auswirkungen  für  die  Kommunen  dar,  wenn 
das Land über die entsprechende Schnittstelle etwas anbiete, 
was sonst niemand anbieten könne, also nicht in Konkurrenz zu 
einem privatwirtschaftlichen Unternehmen trete, dann könnte 

Beschlussempfehlung des Ausschusses des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen
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Ausschuss des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen

in diesem besonderen Fall keine Umsatzsteuerpflicht nach § 2b 
des Umsatzsteuergesetzes entstehen. Anders zu bewerten sei dies 
möglicherweise, wenn das Land den Kommunen eine Software 
anböte,  die  das  umfasse,  was  auch  ChatGPT  oder  eine  andere 
Sprach-KI den Kommunen ermöglichten. 

Sollten hierzu noch vertiefte Informationen gewünscht werden, 
rate er, das Finanzministerium zu kontaktieren. 

Der Ausschuss kam ohne förmliche Abstimmung zu der Be-
schlussempfehlung an das Plenum, den Antrag für erledigt zu 
erklären.

18.10.2023

Berichterstatter:

Seimer
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bzw. technische Lehrkraft als Voraussetzung für die Teilnahme 
an einem Aufstiegslehrgang für Fachlehrkräfte immer noch für 
notwendig erachte und ob das Angebot von jährlich 30 Plätzen 
bei den Aufstiegslehrgängen ausreiche oder ob dieses erweitert 
werden sollte. 

Eine Mitinitiatorin des Antrags Drucksache 17/5099 trug vor, 
derzeit brauche es an den Schulen jede helfende Hand. Bei der 
Arbeitsleistung der wissenschaftlichen und nicht wissenschaft-
lichen Lehrkräfte gebe es kaum Unterschiede. Obwohl immer 
wieder das Credo „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ angeführt 
werde, verdienten hier die Fachlehrer weniger und arbeiteten 
auch noch mehr. Es gebe kaum Möglichkeiten zur Beförderung 
und auch keine wirkliche Perspektive in dem Beruf. Das zeige 
sich auch daran, dass das Interesse, diesen Beruf zu ergreifen, 
generell eher gering sei. 

Angesichts  der  vielen  Grundschulen,  die  beim  letzten  Schul-
beginn keine Schulleitung gehabt hätten, stelle sich die Frage, 
warum sich das Land nach wie vor den Luxus leiste, in diesem 
Zusammenhang auf eine abgeschlossene Weiterbildung zu be-
stehen. Möglicherweise könnte auch mit Amtszulagen bzw. der 
Schaffung einer Art Funktionsamt gearbeitet werden, damit diese 
Kräfte Leitungsfunktionen übernehmen und dann während der 
Ausübung der Leitungsfunktion den Führungslehrgang absolvie-
ren könnten. Ihres Erachtens würde das die momentane Akut-
situation massiv verbessern. 

Die Besoldungsangleichung, bei der die Stufen A 9 und A 10 
jeweils um eine Stufe angehoben worden seien, sei eigentlich 
keine Beförderung, weil das Eingangsamt bei den Fachlehr-
kräften grundsätzlich schon mit A 10 und bei den technischen 
Lehrkräften mit A 11 beginne. Die Anhebung sei lediglich einer 
Anpassung aufgrund der Änderung der Besoldungsgesetze und 
-verordnungen. Da brauche es auch weitere Anpassungen, weil 
es immer noch viele Fälle gebe, in denen sich die pauschal an-
gehobenen Fachlehrkräfte von A 10 und die in A 11 befindlichen 
Fachlehrkräfte eine Besoldungsgruppe teilten. Auch das sollte 
noch mal in den Blick genommen werden, damit die Arbeits-
erfahrung auch entsprechend wertgeschätzt werde. 

Ein Abgeordneter  der Fraktion GRÜNE brachte  vor,  die Stel-
lungnahmen zu den beiden in Rede stehenden Anträgen ver-
schafften  einen  guten  Überblick  über  die  einzelnen  Rahmen-
kreise von Fachlehrern, technischen Lehrern oder wissenschaft-
lichen Lehrkräften. Es werde deutlich, welche Aufgaben mit 
welcher Ausbildung, Vergütung und mit welchen Deputaten zu-
sammenhingen. Die Stellungnahmen zu den Anträgen machten 
aber auch deutlich, wo oftmals die beamtenrechtlichen Grenzen 
zwischen diesen Aufgabengebieten, zwischen Fach-, technischer 
und wissenschaftlicher Lehrkraft lägen und warum diese nicht 
einfach verschoben werden könnten. 

Es sei aber nichts in Stein gemeißelt. Deshalb gebe es auch die 
Möglichkeit der Aufstiegslehrgänge. Wie aus den Stellung-
nahmen zu den Anträgen hervorgehe, gebe es da Kommunika-
tion zwischen dem Kultusministerium und anderen Stellen. Da 
sei auch die Bereitschaft vorhanden, etwas zu verändern. 

Ein Abgeordneter der CDU-Fraktion legte dar, es sei beachtlich, 
was Fachlehrkräfte im Schulsystem leisteten. Das werde in der 
Öffentlichkeit gar nicht entsprechend wahrgenommen. Auch ge-
langen Diskussionen über eine leistungsgerechte Bezahlung der 
Fachlehrkräfte selten in die öffentliche Aufmerksamkeit. 

Fachlehrkräfte brächten eine Besonderheit ins Schulsystem. Sie 
seien quasi Quereinsteiger. Sie hätten eine Berufsausbildung in 
einem anderen Feld, sie verfügten meistens auch über Berufser-
fahrung und brächten damit eine deutlich erweiterte Perspektive 
mit. Im Zweifel seien sie dadurch auch etwas älter. Die Entschei-
dung für den Lehrberuf träfen sie sehr bewusst. Entsprechend 

2. Zu
 a)  dem Antrag der Abg. Dr. Timm Kern und Ale-

na Fink-Trauschel u. a. FDP/DVP und der Stel-
lungnahme des Ministeriums für Kultus, Ju-
gend und Sport 

  – Drucksache 17/5099
  –  Arbeit und Wertschätzung der Fachlehrkräfte 

und Technischen Lehrkräfte
 b)  dem Antrag der Abg. Katrin Steinhülb-Joos 

und Dr. Stefan Fulst-Blei u. a. SPD und der 
Stellungnahme des Ministeriums für Kultus, Ju-
gend und Sport 

  – Drucksache 17/5161
  –  Technische Lehrkräfte und Fachlehrkräfte 

Sonderpädagogik

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
1.  Abschnitt I des Antrags der Abg. Dr. Timm Kern und 

Alena Fink-Trauschel u. a. FDP/DVP – Drucksache 
17/5099 – und den Antrag der Abg. Katrin Steinhülb-
Joos und Dr. Stefan Fulst-Blei u. a. SPD – 17/5161 – 
für erledigt zu erklären;

2.  Abschnitt II des Antrags der Abg. Dr. Timm Kern und 
Alena Fink-Trauschel u. a. FDP/DVP – Drucksache 
17/5099 – abzulehnen.

21.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Mettenleiter  Häffner 

B e r i c h t

Der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport beriet die Anträge 
Drucksachen 17/5099 und 17/5161 in seiner 20. Sitzung, die als 
gemischte Sitzung mit Videokonferenz stattfand, am 21. Septem-
ber 2023.

Eine Mitinitiatorin des Antrags Drucksache 17/5161 führte aus, 
die technischen Lehrkräfte und Fachlehrkräfte der Sonderpäd-
agogik übernähmen sehr viele Aufgaben, teilweise sogar Klas-
senlehreraufgaben, was finanziell nicht gebührend wertgeschätzt 
werde. Die Zuordnung zu einer Besoldungsgruppe erfolge, wie 
in der Stellungnahme zum Antrag Drucksache 17/5161 aus-
geführt sei, in Abhängigkeit der Ausbildung. Nichtsdestotrotz 
könne  ein  funktionierender  Schulbetrieb  häufig  nur  aufgrund 
des großen Engagements dieser Lehrkräfte aufrechterhalten 
werden. Sie übernähmen mittlerweile nahezu alle Aufgaben mit 
Aus nahme der Erstellung  der Förderpläne  in  den SBBZ. Über-
dies hätten sie einen deutlich höheren Stundenauftrag. Das passe 
nicht zusammen. An irgendeiner Stelle müsse gehandelt werden. 

Hinzu komme, dass diese Fachlehrkräfte sehr lange auf eine 
Möglichkeit zur Teilnahme an einem Aufstiegslehrgang warten 
müssten und eine Weiterqualifizierung  für  sie auch nicht  lukra-
tiv sei. Sie erkundigte sich, ob das Kultusministerium die zwölf-
jährige  hauptberufliche  Unterrichtserfahrung  als  Fachlehrkraft 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Kultus, Jugend und Sport
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Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport

Die Aufstiegsplätze seien sehr limitiert. Bei den Plätzen sei die 
Nachfrage sehr hoch. Es müsse überlegt werden, ob die Zahl 
der Aufstiegsplätze erhöht werde. Doch müssten dann auch ent-
sprechende A-13-Stellen vorgehalten werden. Dieses Thema 
müsse im nächsten Haushalt angegangen werden. 

Grundsätzlich  sehe  sie die Problematik und könne viel Sympa-
thie dafür aufbringen, dass sich die Wertschätzung, die die Fach-
lehrkräfte in den Kollegien erführen, auch nach außen abbilde. 
Aber das müsse erst einmal ausgelotet werden. 

Das Beamtenlaufbahnrecht sei im Innenministerium angesiedelt. 
Insgesamt  sei  der  öffentliche  Dienst  noch  sehr  starr  geregelt. 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit sei im öffentlichen Dienst nicht 
immer gegeben. Das sei in der Wirtschaft oft anders. 

Die Mitinitiatorin des Antrags Drucksache 17/5161 merkte an, 
der Aufstiegslehrgang mit den langen Wartezeiten sei Voraus-
setzung dafür, dass die Lehrkräfte dann auch bis zum stellver-
tretenden Schulleiter aufsteigen könnten. 

Die Mitinitiatorin des Antrags Drucksache 17/5099 gab zu be-
denken, wenn momentan an einer Grundschule eine Schulleiter-
stelle nicht besetzt werden könne, dann sei diese Stelle ja ver-
fügbar und müsse nicht neu geschaffen werden. Sie interessiere, 
warum es nicht gelinge, dass jemand, der sich auf diese Stelle 
bewerben wolle, einen Platz in einem Aufstiegslehrgang erhalte. 
Damit könnte die Führungslosigkeit bei den Grundschulen etwas 
entschärft werden. 

Die Ministerin erwiderte, es könne jemand an der Schule einge-
setzt werden. Das werde auch oft gemacht. Doch seien die lauf-
bahnrechtlichen Voraussetzungen für die Besetzung der Stelle 
sehr streng geregelt. Das knüpfe dann an ein wissenschaftliches 
Studium an mit all dem, was dann mitgebracht werden müsse, 
um eine Stelle besetzen zu können. 

Mehrheitlich empfahl der Ausschuss für Kultus, Jugend und 
Sport dem Plenum, Abschnitt II des Antrags Drucksache 17/5099 
abzulehnen, und einvernehmlich, Abschnitt I des Antrags Druck-
sache 17/5099 sowie den Antrag Drucksache 17/5161 für erle-
digt zu erklären. 

25.10.2023

Berichterstatter:

Mettenleiter

machten Fachlehrkräfte einen sehr guten Job. Sie übernähmen 
viele Aufgaben an den Schulen. Das reiche bis hin zu einer kom-
missarischen  Leitung  einer  Schule.  Gleichzeitig  stünden  sie  in 
der Besoldung deutlich schlechter da als ihre Kollegen mit wis-
senschaftlicher Ausbildung. Das habe beamtenrechtliche Gründe, 
die nicht ohne Weiteres auszuräumen seien. 

Im Übrigen werde hier immer über die beamteten Lehrkräfte ge-
sprochen.  Gerade  im  Fall  der  Fachlehrer  lohne  sich  der  Blick 
auch auf die angestellten Lehrkräfte, bei denen sich die Probleme 
nochmals verschärften. 

Der Blick richte sich auf die Aufstiegslehrgänge, auf den Um-
fang des Angebots und die Bedingungen. Seines Erachtens sollte 
im Hinblick auf die  zwölfjährige hauptberufliche Unterrichtser-
fahrung eine deutliche Verkürzung möglich sein. Auch sei es ein 
Glücksspiel,  die  vorausgesetzte  A-11-Z-Stelle  sowie  die  erfor-
derliche Leistungsbeurteilung zu haben. 

Insgesamt bestehe wohl Einigkeit, dass es hier quantitativ und 
qualitativ eine Verbesserung brauche, gerade auch im Hinblick 
auf den Umfang, die zeitliche Dimension und somit die Bewäl-
tigbarkeit des Aufstiegslehrgangs. 

Nach seinem Kenntnisstand sei das auch Handeln der Regierung. 
Daran werde gearbeitet. Am Ende werde es auch in den Haus-
haltsberatungen  um finanzielle Aspekte  gehen. Doch  sei  er  der 
Meinung, dass sich diese lösen ließen. 

Ein Abgeordneter der AfD-Fraktion äußerte, hier werde je-
mand, der in A 13 mit zurzeit 5 823,96 € beginne, und jemand, 
der in A 12 mit 5 240,02 € möglicherweise die gleiche Tätig-
keit verrichte, verglichen. Die technische Lehrkraft habe even-
tuell mit 15 oder 16 Jahren eine Lehre gemacht, habe bereits 
ein Gehalt bezogen, habe als Geselle gearbeitet und sei  in dem 
Moment Meister, in dem der andere die Universität verlasse. Er 
habe  im  Gegensatz  zum  Studenten  in  dieser  Zeit  beträchtliche 
Einnahmen gehabt und habe sich auch eine entsprechende Rente 
aufgebaut. Es sei schwer möglich, jemandem, der studiert habe, 
beispielsweise einem Diplomingenieur oder einem Diplomkauf-
mann, klarzumachen, dass sie gleichgestellt würden, dass die 
technischen Lehrkräfte eventuell sogar Schulleiterfunktionen er-
hielten, was seiner Meinung nach gar nicht machbar sei, und sie 
trotz ihres unterschiedlichen Werdegangs am Schluss gleich viel 
verdienten.

Im Übrigen sei die Arbeit im Grunde auch nicht gleich. Der The-
orieunterricht, den ein Diplomingenieur erteile, sei etwas anderes 
als der Unterricht am Schraubstock einer technischen Lehrkraft. 
Weder die Ausbildung noch die inhaltliche Arbeit seien ver-
gleichbar, wenn die Arbeit auch pädagogisch ähnlich sei. 

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport verwies auf die 
schwierige Situation des Laufbahnrechts und der beamtenrecht-
lichen Besoldung. Es gebe Schranken und Hürden, die sie persön-
lich zum Teil auch als ungerecht empfinde. Die Fachlehrkräfte seien 
ursprünglich im mittleren Dienst angesiedelt gewesen. Bis sie in 
den gehobenen Dienst kämen, daure es sehr lange, und das sei 
mit besonderen Hürden verbunden. Das sei ein großes Problem. 
Deswegen könnten sie auch keine Schulleitungen usw. überneh-
men, auch wenn es in der Praxis im Lehrerkollegium vielleicht 
de facto kaum einen Unterschied mache, wer was mit welchem 
Hintergrund arbeite. 

Was die für den Aufstiegslehrgang erforderliche zwölfjährige 
Unterrichtserfahrung betreffe,  so werde  im Laufbahnrecht darin 
sozusagen der Ausgleich für das wissenschaftliche Studium ge-
sehen. Angesichts der wenigen Plätze sei die Perspektive, in den 
höheren Dienst zu kommen, in der Tat kaum vorhanden. Die Be-
soldungserhöhung von A 9 auf A 10 bzw. von A 10 auf A 11 sei 
zwar keine Beförderung im eigentlichen Sinn gewesen, doch sei 
es eine monetäre Verbesserung. 
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Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, die wirtschaftliche  
Situation der Kulturbranche sei nicht mehr so dramatisch wie im 
Vorjahr. Während der Umsatz der Branche im Jahr 2022 noch  
22 % unter dem Niveau des Jahres 2019 gelegen habe, be trage 
der geschätzte Umsatzrückgang im Jahr 2023 gegenüber dem 
Jahr 2019 noch rund 5 %. 

Durch die in den Jahren 2021 und 2022 an die Branche geleiste-
ten Bundes- und Landeshilfen seien keine Umsätze kompensiert 
worden, sondern Hilfen zum Lebensunterhalt oder Kostener-
satzleistungen gewährt worden. Hier habe wie in anderen Wirt-
schaftsbereichen auch die Problematik hinsichtlich der Anrech-
nung von fixen Kosten und variablen Kosten bestanden.

Bedenklich sei, dass sich die Besucherzahlen bei den Kulturein-
richtungen noch nicht in dem gewünschten Maß stabilisiert hät-
ten. Ihn interessiere, ob die Landesregierung die Notwendigkeit 
sehe, hier aktiv auf der Nachfrageseite etwas zu tun. Nach dem 
Auslaufen der Kulturgutscheine des Bundes könnte hier even-
tuell das Land einspringen. 

Besorgniserregend sei der Rückgang der Zahl der Unternehmen 
in der Kulturbranche. Im Bereich der darstellenden Kunst sei die 
Zahl der Unternehmen in Baden-Württemberg gegenüber dem 
Jahr 2019 um rund 400 zurückgegangen. Vor diesem Hinter-
grund interessiere ihn, ob die Landesregierung die Notwendig-
keit sehe, für 2023 und eventuell auch für 2024 noch Hilfen für 
die Branche zu gewähren. 

Ein Abgeordneter der CDU merkte an, in der Stellungnahme des 
Wissenschaftsministeriums werde festgestellt, dass ein Wieder-
anwachsen der Zuschauerzahlen in den Kultureinrichtungen zu 
beobachten sei, dass allerdings das Niveau von vor der Pande-
mie noch nicht erreicht sei. Festzustellen sei, dass Spitzenein-
richtungen der Kultur wie Staatstheater und Staatsoper wieder 
eine gute Entwicklung verzeichneten, während kleinere Theater 
noch unter einer schwierigen Entwicklung litten. Daher stelle 
sich die Frage, wie insbesondere die kleinen Theater unterstützt 
werden könnten. Seine Fraktion nehme aber wahr, dass es auch 
hier  finanzielle Zwänge  gebe  und Transformationsprozesse wie 
auch  in anderen Bereichen  im Gange seien. Veränderungen des 
Konsum- und Freizeitverhaltens und auch ein verändertes, spon-
tanes Buchungsverhalten mit weniger Abonnements wirkten sich 
gerade auf kleinere Einrichtungen negativ aus.

Der Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst berichtete, schon kurz nach seinem Amtsantritt vor 
rund einem Jahr habe er Veranstalter und Kulturtreibende aus 
allen Segmenten zu einem runden Tisch eingeladen, um über die 
Situation der Branche ganz offen zu diskutieren. Angesichts von 
Krieg,  Inflation, Energiepreissteigerungen und der Nachwirkun-
gen von Corona seien die zum Ausdruck gebrachten Ängste der 
Kulturtreibenden und vor allem der privaten Veranstalter sehr 
groß gewesen. Vor diesem Hintergrund seien auch diverse An-
fragen und Schreiben aus der Branche, auch vom Bundesverband 
der Konzert- und Veranstaltungswirtschaft, eingegangen. Das 
Ministerium habe sich damit ausführlich beschäftigt und sei dann 
zu dem Schluss gekommen, dass die weitere Entwicklung genau 
beobachtet werden müsse.

Zur genauen Entwicklung der Zahl der Besucherinnen und Be-
sucher im Jahr 2023 lägen noch keine Zahlen für die Theater 
und die private Veranstaltungswirtschaft vor. Er habe aber die 
Be obachtung gemacht, dass während des Sommers bei Konzert-
veranstaltungen, vor allem in den Bereichen Pop oder Festspiele, 
aber auch im Bereich Oper die Zuschauer zurück seien. Er könne 
dieses  subjektive  Empfinden  noch  nicht  objektiv  untermauern, 
weil noch keine aktuellen Zahlen vorlägen. Es gebe jedoch auch 
keine Klagen von Veranstaltern über ausbleibende Besucherin-
nen und Besucher. Auch nach Rücksprache mit dem Bundesver-

3.  Zu dem Antrag des Abg. Martin Rivoir u. a. SPD 
und der Stellungnahme des Ministeriums für Wis-
senschaft, Forschung und Kunst 

 – Drucksache 17/4809
 –  Fortführung der Wirtschaftlichkeitshilfe für Kul-

turveranstaltungen auf Landesebene

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Martin Rivoir u. a. SPD – Druck-
sache 17/4809 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Köhler Erikli

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den 
Antrag Drucksache 17/4809 in seiner 22. Sitzung, die in gemisch-
ter Form mit Videokonferenz stattfand, am 20. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, es bestehe wohl 
über alle Fraktionsgrenzen hinweg Einigkeit, dass das Ende der 
Coronapandemie nicht das Ende von Problemlagen in der Kul-
turwelt bedeute. Der Branche machten die gestiegenen Energie-
kosten  zu  schaffen. Das Verhalten  der Nutzerinnen  und Nutzer 
der Kultureinrichtungen habe sich nach Corona verändert. Ein 
verändertes Buchungsverhalten mit mehr kurzfristigen und spon-
tanen Kartenkäufen und weniger Abonnements erschwere die die 
Planbarkeit für die Veranstalter. Vor diesem Hintergrund be stehe 
seitens der Branche der Wunsch, Wirtschaftlichkeitshilfen für 
Kulturveranstaltungen auf Landesebene weiterzuführen, bis sich 
die Situation weiter normalisiert habe. Er verweise hierbei auf 
das Beispiel Hamburg.

Er bitte das Wissenschaftsministerium, eine Einschätzung der 
aktuellen Situation der Branche abzugeben und dabei darzustel-
len, ob die in der Stellungnahme beschriebene Situation zu Be-
ginn des Jahres 2023 weiter anhalte und neben den gestiegenen 
Energiekosten auch nach wie vor ein verändertes Buchungsver-
halten festzustellen sei und wie sich die finanzielle Situation der 
Branche aktuell darstelle.

Ein  Abgeordneter  der  Grünen  führte  aus,  auch  seine  Fraktion 
nehme wahr, dass sich die Kulturbranche von der Pandemie nur 
in Teilen habe erholen können. Die Auswirkungen seien in der 
Stellungnahme zu dem vorliegenden Antrag beschrieben, auch 
was das Verhalten der Besucherinnen und Besucher bzw. Rezi-
pientinnen und Rezipienten anbelange. 

Es sei ein sehr wichtiges Zeichen, dass das Land Baden-Würt-
temberg die während der Coronapandemie und auch im Nach-
gang zugesagten Hilfen gewährt habe. Nach Auslaufen der Hil-
fen müssten nun die Bemühungen auf einen intensiven Dialog 
mit  den  Kulturschaffenden  gerichtet  werden.  Dies  werde  nach 
seiner Wahrnehmung von der Ministerin und dem Staatssekre-
tär im Wissenschaftsministerium auch so getan. Es gebe ver-
schiedene Dialogformate wie beispielsweise der aktuell laufende 
Dialogprozess zur Popkultur, bei dem es auch um das Thema 
Nachwuchs gehe. Er sei gespannt auf die Ergebnisse des Dialog-
prozesses.

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Wissenschaft, Forschung und Kunst
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AusschussAusschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Innovationscampusmodelle besonders erfolgreich genutzt wer-
den könnten. Best-Practice-Beispiele ergäben sich z. B. für den 
Einsatz künstlicher Intelligenz oder für die Arbeitskräftegewin-
nung. Gerade im Bereich der Mobilität seien hier für die Zukunft 
noch sehr spannende Entwicklungen in Baden-Württemberg zu 
erwarten.

Ein der CDU angehörender Mitinitiator des Antrags führte aus, 
wie die Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums zeige, 
trügen die Innovationscampusse dazu bei, dass Institutionen, die 
sonst üblicherweise eher wenig zusammenarbeiteten, sich ge-
meinsam  für  eine  Sache  engagierten.  So  finde  im Rahmen  des 
InnovationsCampus Mobilität eine Zusammenarbeit der Univer-
sität Stuttgart mit dem KIT Karlsruhe statt. Ihn interessiere, wie 
diese Zusammenarbeit institutionalisiert sei.

Der Mobilitätssektor stehe vor einer tiefgreifenden Wende: weg 
von  dem  Angebot  fahrzeugspezifischer  Dienstleistungen,  hin 
zu  situationsspezifischen  und  sektorübergreifenden  Mobilitäts-
dienstleistungen. Ihn interessiere, inwieweit die Original Equip-
ment Manufacturer (OEMs), deren Kerngeschäft noch im Ver-
kauf von Fahrzeugen gesehen werde, auf diese Entwicklung vor-
bereitet seien.

Während im Produktionsprozess der traditionellen Fahrzeug-
hersteller die Software an die Fahrzeugteile angepasst werde, 
würden bei einem bekannten US-amerikanischen Hersteller von 
Elektroautos die Fahrzeugteile an die Erfordernisse der Software 
angepasst, was deutlich flexibler, kostengünstiger und besser an 
die Kundenbedürfnisse angepasst erfolgen könne als beim tra-
ditionellen Verfahren. Ihm stelle sich die Frage, ob eine Trans-
formation hin zu dieser modernen Produktionsweise von den tra-
ditionellen OEMs bewerkstelligt werden könne oder ob es hierzu 
des Eintritts eines Unternehmens aus dem Softwarebereich in 
den Automobilsektor bedürfe. 

Das Carsharing-Angebot sei in Baden-Württemberg gut aus-
gebaut. In einigen Regionen sei Carsharing jedoch derzeit nicht 
rentierlich. Eine Rentabilität könnte aber erreicht werden, wenn 
selbstfahrende Autos eingesetzt werden könnten, die auf einer 
vordefinierten  Strecke  eigenständig  zu  einem  bestimmten  Ort 
fahren könnten, an dem sie von dem Nutzer übernommen werden 
könnten. Dies könnte zu einer Umsetzung der Mobilitätsgarantie 
im ganzen Land beitragen. Er bitte um Auskunft, ob an solchen 
Lösungen, um Fahrzeuge auf  fest definierten Strecken autonom 
verkehren zu lassen, bereits gearbeitet werde. Dies wäre ein gu-
ter Ansatz, um die Technologie selbstfahrender Fahrzeuge allge-
mein deutlich weiterzuentwickeln.

Mittlerweile dürfte jedem bewusst sein, dass das Hauptargument 
für den Kauf eines Fahrzeugs nicht mehr in technischen Eigen-
schaften wie der Beschleunigung, der Höchstgeschwindigkeit 
oder dem Klang des Motors liegen dürfte. Vielmehr spielten 
Kriterien wie die Steuerung oder die Bedieneigenschaften eine 
zunehmende Rolle. Vor diesem Hintergrund stelle sich die Fra-
ge, inwieweit die angesprochenen Forschungsprojekte bei der 
Autoindustrie das Mindset fördern könnten, bei der Fahrzeug-
entwicklung noch stärker auf diese Wünsche der Konsumenten 
einzugehen und nicht vorrangig das umzusetzen, was die Fahr-
zeugingenieure toll fänden.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP merkte an, bei allem Lob für 
den InnovationsCampus Mobilität, welches die Landesregierung 
selbst in der Stellungnahme zu dem vorliegenden Antrag zum 
Ausdruck bringe, sei darauf hinzuweisen, dass dessen Finanzie-
rung davon abhängig gewesen sei, dass über Fraktionsanträge  
2,8 Millionen € pro Jahr hierfür in den Haushalt eingestellt wor-
den seien. Ihn interessiere, wie es mit der langfristigen Finan-
zierung bzw. einem langfristigen Commitment zum Innovations-
campus aussehe. Eine Entschließung für eine nachhaltige Finan-
zierung der Innovationscampusmodelle reiche hierfür nicht aus.

band der Konzert- und Veranstaltungswirtschaft sei ihm signali-
siert worden, dass dort aktuell keine Hilfe benötigt werde.

Der vorliegende Antrag und die darin enthaltene Frage nach der 
Weiterführung von Wirtschaftlichkeitshilfen für Kulturveranstal-
tungen auf Landesebene unter Hinweis auf die Initiative Ham-
burgs sei zum Zeitpunkt der Einbringung durchaus berechtigt 
und diskutabel gewesen. Die Landesregierung habe sich, auch 
aus finanziellen Gründen, gegen entsprechende Hilfen entschie-
den. Die weitere Entwicklung im Jahr 2023 habe ihr darin recht 
gegeben.

Das Wissenschaftsministerium behalte die weitere Entwicklung 
im Bereich der Kulturveranstaltungen im Blick und befinde sich 
mit den Veranstaltern in engem Kontakt, u. a. durch den ange-
sprochenen Dialogprozess zur Popkultur. Dabei werde mit den 
Beteiligten auch über die Entwicklung der Besuchszahlen ge-
sprochen. Die Transformation in der Branche sei ein zentrales 
Thema innerhalb des Dialogprozesses. Am Ende des Prozesses 
im kommenden Jahr werde er zu dem Thema noch Näheres vor-
tragen.

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4809 für erledigt zu er-
klären.

22.9.2013

Berichterstatter:

Köhler

4.		Zu	 dem	 Antrag	 der	 Abg.	 Dr.	 Susanne	 Aschhoff	 
u. a. GRÜNE und des Abg. Dr. Albrecht Schütte  
u. a. CDU und der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

 – Drucksache 17/4931
 – InnovationsCampus Mobilität der Zukunft

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Dr. Susanne Aschhoff u. a. GRÜNE 
und des Abg. Dr. Albrecht Schütte u. a. CDU – Druck-
sache 17/4931 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Birnstock Erikli

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den 
Antrag Drucksache 17/4931 in seiner 22. Sitzung, die in gemisch-
ter Form mit Videokonferenz stattfand, am 20. September 2023.

Eine den Grünen angehörende Mitinitiatorin des Antrags brachte 
vor, die Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums zu dem 
Antrag zeige deutlich auf, dass die Möglichkeiten, interdiszipli-
när zusammenzuarbeiten sowie Forschung und Transformation 
mit der Wirtschaft zusammen voranzubringen, im Rahmen der 
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Modells zeige sich auch daran, dass dieses Konzept auch außer-
halb Baden-Württembergs zur Anwendung komme.

Zur Förderung des InnovationsCampus Mobilität seien für die 
Jahre 2019 bis 2024 Fördermittel in dem beachtlichen Umfang 
von rund 65 Millionen € bereitgestellt worden. Die langfristi-
ge strukturelle Förderung des InnovationsCampus Mobilität von  
2,8 Millionen € pro Jahr halte sie aus jetziger Sicht für angemes-
sen. Sie sei dankbar, dass es in den Beratungen zum laufenden 
Doppelhaushalt gelungen sei, diese Mittel für die strukturelle 
Förderung bereitzustellen, wenn auch erst zu einem späteren 
Zeitpunkt, als sie sich dies gewünscht hätte. Es werde auch in 
Zukunft immer wieder geprüft werden müssen, ob die vorgese-
henen Mittel ausreichten.

Neben den beteiligten Projektpartnern befassten sich noch wei-
tere Hochschulen mit dem Thema „Mobilität der Zukunft“. Bei-
spielsweise sei das Thema Mobilitätskonzepte in einem umfas-
senden  Reallabor  der  Hochschule  Nürtingen-Geislingen  genau 
analysiert worden. Hierbei gehe es auch um die Mobilitätsanbin-
dung ländlicher und städtischer Räume. Derzeit fänden die ersten 
Publikationen von Ergebnissen dieses umfangreichen Projekts 
statt. Auch in den nächsten Jahren werde die Hochschule an die-
sem Thema arbeiten. Eine Anschlussförderung werde gerade gut-
achterlich geprüft. Im Herbst werde die Entscheidung getroffen, 
ob dieses Projekt in die nächste Förderrunde gehe.

Mit dem Strategiedialog Automobilwirtschaft sei ein Forum ge-
schaffen worden, in dem langfristig über die Gesamtentwicklun-
gen der Branche gesprochen werde. Hierbei gehe es z. B. auch 
um die Frage, welche Anforderungen die Kundinnen und Kun-
den an ein Automobil stellten. Auch die Frage, inwieweit ein-
zelne große  Infrastrukturvorhaben davon betroffen seien, könne 
dort adressiert werden. Dies halte sie nicht für die Aufgabe eines 
Innovationscampus, obwohl es auch dort eine Rolle spiele.

Festzustellen sei eine veränderte Motivation und Herangehens-
weise junger Ingenieurinnen und Ingenieure gegenüber der älte-
ren Generation. Hier spielten auch die Themen IT und Nachhal-
tigkeit eine zunehmende Rolle. Dies habe auch Einfluss auf die 
Entwicklungen in der Automobilindustrie. Aber auch die unter-
schiedlichen Bedarfe auf den verschiedenen Märkten der Welt 
hätten Einfluss auf die Entwicklungen auf diesem Sektor.

Fragen  zur  Gesamtentwicklung  in  den  Bereichen  Verkehr  und 
autonomes Fahren müssten an das Verkehrsministerium adres-
siert werden. Dieses sei in der laufenden Beratung nicht vertre-
ten, habe aber zugesagt, Fragen zu dem eigenen Zuständigkeits-
bereich schriftlich zu beantworten. Daher würden die gestellten 
Fragen zu den Themen „Autonomes Fahren“ und „Anbindung 
der ländlichen Räume“ an das Verkehrsministerium weitergege-
ben, welches hierzu eine Zumeldung verfassen werde.

Sie wolle nicht behaupten, dass beim InnovationsCampus Mo-
bilität alles von Anfang an glatt gelaufen sei. Es seien auch 
Prozesse zu durchlaufen, bis die beteiligten Einrichtungen zu-
sammenfänden.

Derzeit würden mit den beteiligten Partnern die erforderlichen 
Strukturen für die Schaffung einer interuniversitären Einrichtung 
für den InnovationsCampus Mobilität entwickelt, welche der 
zur Verfügung stehenden Fördersumme entspreche und nicht zu 
mehr bürokratischem Aufwand führen solle, sondern es ermög-
liche, eine Stärkung der Struktur vorzunehmen und zugleich eine 
möglichste unkomplizierte Abwicklung zu erreichen.

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu emp-
fehlen, den Antrag Drucksache 17/4931 für erledigt zu erklären.

12.10.2023

Berichterstatter:

Birnstock

Ein Abgeordneter der AfD äußerte, Basis der Marktwirtschaft 
sei, dass die Hersteller diejenigen Produkte anböten, die mündige 
Bürger gerne kaufen wollten. Zunehmend sei jedoch bei Projek-
ten der Landesregierung und auch der Bundesregierung festzu-
stellen, dass diese die Ziele der Bürger in Form von Lebensmo-
dellen und Lebenswirklichkeiten vorgeben wollten. Er bezweifle 
aber, dass ein großer Teil der Bürger sich wünsche, nur noch 
mit dem Bus oder einem selbstfahrenden Auto, das ihnen gar 
nicht gehöre, zu fahren; von der Sauberkeit und Wartung dieser 
Fahrzeuge wolle er erst gar nicht reden. Er könne sich auch nicht 
vorstellen, dass junge Menschen heutzutage keine spontanen 
Kurzausflüge mit dem eigenen Fahrzeug mehr machen wollten, 
sondern alles vorab an Fahrplänen ausrichten müssten. 

Er setze nach wie vor auf die individuell verfügbare Mobilität. 
Die beste Mobilität sei die Mobilität, die sich der Bürger leisten 
und selbst kaufen könne. Der Bürger sollte dabei selbst bestim-
men, welche Eigenschaften sein Fahrzeug habe, um der eigenen 
Lebenswirklichkeit gerecht zu werden. Vor diesem Hintergrund 
sehe er Ideen, die hier unter dem Begriff „Innovation“ angeprie-
sen würden, sehr kritisch.

Eine Abgeordnete der SPD berichtete, sie sei sehr gerne indi-
viduell unterwegs und nutze dabei auch das Fahrrad und Car-
sharing-Angebote. Bei der Abholung seien die Carsharing-Fahr-
zeuge immer sauber und vollgetankt. Die Nutzung derartiger 
Mobilitätsangebote  spare  Geld  und  trage  zur  Entspannung  im 
Alltagsleben bei. Darüber hinaus trage Carsharing auch dazu bei, 
dass weniger Fahrzeuge ungenutzt herumstünden.

Bemerkenswert sei die Aussage in der Stellungnahme zu Zif-
fer 2 des Antrags, dass mehr als 300 Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler an etwa 65 Lehrstühlen bzw. Instituten in rund  
100 Projekten im Rahmen des InnovationsCampus Mobilität zu-
sammenarbeiteten. 

Angesichts des rasanten technischen Fortschritts, der voran-
schreitenden Digitalisierung und Automation, des geänderten 
Verbraucherverhaltens und der besseren Ausnutzung von Infra-
struktur sollte auch einmal darüber nachgedacht werden, ob ge-
plante große Infrastrukturprojekte noch ihre Berechtigung hätten. 
Vor allem solche Projekte, die erst in 25 oder 30 Jahren um-
gesetzt würden, sollten vor diesem Hintergrund noch einmal auf 
den Prüfstand gestellt werden.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst hob her-
vor, der Innovationscampus gebe keine Lebensmodelle vor. Es 
werde auch weiterhin Individualverkehr geben. Jungen Men-
schen sei es unbenommen, spontan irgendwo hinzureisen. Die 
Frage, die sich in diesem Zusammenhang stelle, sei, welche 
technischen Eigenschaften die Fahrzeuge künftig hätten und was 
hierfür die Basis sei. 

Die  Forschung  habe  immer  die  Grundlagen  geliefert,  die  die 
Wirtschaft nutzen könne, um den Bedürfnissen und Ansprüchen 
der Kunden gerecht zu werden. Die Bedürfnisse und Ansprüche 
der Kundinnen und Kunden seien jedoch in den verschiedenen 
Regionen der Welt unterschiedlich. Daraus ergäben sich viele 
individuelle Fragestellungen. Um hierauf möglichst vielfältige 
Antworten für die Zukunft zu kreieren, seien die Innovations-
campusmodelle ins Leben gerufen worden. Diese kümmerten 
sich  um  die  Grundlagenforschung  für  Innovationen,  nicht  aber 
um Lebensmodelle und Lebenseinstellungen.

Es sei allein schon von großem Wert, dass es gelungen sei, die 
Universität Stuttgart und das KIT Karlsruhe, welche sonst in ge-
wissem Maß im Wettbewerb zueinander stünden, beim Innova-
tionsCampus Mobilität zusammenzubringen und in dem Projekt 
zielgerichtet zu stärken. Weitere Partner seien die Hochschule 
Aalen, die Hochschule Esslingen, die Duale Hochschule, zwei 
Fraunhofer-Institute und verschiedene Unternehmen. Dies sei 
für die Grundlagenforschung eine wichtige Basis. Der Erfolg des 
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Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4992 für erledigt zu er-
klären.

22.9.2023

Berichterstatter:

Köhler

6.  Zu dem Antrag des Abg. Dennis Birnstock u. a. 
FDP/DVP und der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

 – Drucksache 17/4997
 –  Rahmenbedingungen für die Forschung an den 

Hochschulen in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Dennis Birnstock u. a. FDP/DVP  
– Drucksache 17/4997 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Die Berichterstatterin: Die Vorsitzende:
Dr. Aschhoff  Erikli

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den 
Antrag Drucksache 17/4997 in seiner 22. Sitzung, die in gemisch-
ter Form mit Videokonferenz stattfand, am 20. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, angesichts der 
schwierigen Standortbedingungen in Baden-Württemberg, die 
durch hohe Energiepreise, Bürokratie und wenig verfügbare 
Flächen zur Industrieansiedlung geprägt seien, gebe es in der 
Forschungslandschaft sowie bei Unternehmen Überlegungen, In-
vestitionen oder gar den Standort in andere Teile der Welt zu 
verlagern, beispielsweise in die USA, die mit günstigeren Stand-
ortbedingungen  und  Konjunkturprogrammen wie  dem  Inflation 
Reduction Act um ausländische Investitionen würben.

Mit dem Förderprogramm „Invest BW“ seien Vorhaben mit ei-
nem Gesamtvolumen von fast 300 Millionen € gefördert worden. 
An  dem Gesamtvolumen  der  eingereichten Vorhaben  von  über 
1,5 Milliarden € werde aber auch deutlich, dass hier ein sehr 
großer Bedarf bestehe. 

Die Ausgaben der baden-württembergischen Unternehmen für 
Forschung und Entwicklung seien im Jahr 2023 um 300 Mil-
lionen € gegenüber dem Jahr 2019 zurückgegangen. Vor diesem 
Hintergrund stelle sich die Frage, ob die bestehenden Rahmen-
bedingungen und Unterstützungsmaßnahmen ausreichten oder ob 
nicht auch strukturelle Änderungen erforderlich seien.

In  der  Stellungnahme  zu  Ziffer  2  des Antrags  räume  das Wis-
senschaftsministerium ein, dass es aus dem Bereich der Pharma-
industrie in letzter Zeit vermehrt Meldungen zu Standortverla-
gerungen deutscher Unternehmen in das Ausland gegeben habe. 
Das Ministerium verweise in diesem Zusammenhang auf hohe 

5.  Zu dem Antrag der Abg. Dr. Rainer Balzer und 
Alfred Bamberger u. a. AfD und der Stellung-
nahme des Ministeriums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst 

 – Drucksache 17/4992
 –  Beziehungen zwischen Baden-Württemberg und 

der Kulturhauptstadt 2023

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag der Abg. Dr. Rainer Balzer und Alfred Bam-
berger u. a. AfD – Drucksache 17/4992 – für erledigt zu 
erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:

Köhler Erikli

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den 
Antrag Drucksache 17/4992 in seiner 22. Sitzung, die in gemisch-
ter Form mit Videokonferenz stattfand, am 20. September 2023.

Ein Mitinitiator des Antrags brachte vor, die Stellungnahme zu 
dem vorliegenden Antrag vermittle den Eindruck, dass aufseiten 
der Landesregierung ein gewisses Desinteresse an Aktivitäten 
zur Kulturhauptstadt 2023 im Donauraum bestehe. Er vermisse 
in der Stellungnahme Hinweise auf die Verdienste der Banater 
Schwaben und Angaben dazu, welche weitergehenden Aktivitä-
ten im Bereich Wissenschaft und Kunst geplant seien, um die 
Beziehungen zu der Region zu stärken. Den Verweis auf die Zu-
ständigkeit des Innenministeriums hätten die Antragsteller zur 
Kenntnis genommen. Wenn zu den angesprochenen Bereichen 
noch nähere Auskünfte gegeben würden, könne der vorliegende 
Antrag für erledigt erklärt werden.

Der Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst legte dar, seinem Haus lägen keine Informationen zur Be-
teiligung baden-württembergischer Stellen am Programm zur Kul-
turhauptstadt 2023 vor. Dies liege auch nicht in der Zuständigkeit 
des Wissenschaftsministeriums. Die Zuständigkeit für den Bereich 
der Kulturhauptstädte liege primär bei den Städten, den betreffenden 
nationalen Stellen sowie bei der Europäischen Kommission.

Im Rahmen der Donauraumstrategie, an der sich Baden-Würt-
temberg maßgeblich beteilige, gebe es viele Aktivitäten ba-
den-württembergischer  Einrichtungen  im  Donauraum.  Über 
ent sprechende Aktivitäten des Hauses der Geschichte und der 
Landeszentrale für politische Bildung werde in der Stellung-
nahme zu dem vorliegenden Antrag informiert. Die Einrich-
tungen  im Bereich  „Kultur  und Geschichte  der Deutschen  im 
östlichen Europa“, zu denen das Haus der Heimat des Landes 
Baden-Württemberg in Stuttgart sowie das Institut für donau-
schwäbische  Geschichte  gehörten,  berücksichtigten  bei  ihrer 
Programmgestaltung auch aktuelle Themen wie das Kultur-
hauptstadtjahr.

Der Innenminister des Landes Baden-Württemberg habe in sei-
ner Funktion als Landesbeauftragter für Vertriebene und Spät-
aussiedler im Juni 2023 eine Delegationsreise nach Temeswar 
und Umgebung unternommen.
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wissen Bereichen auf Tierversuche angewiesen seien, adäquate 
Forschungsbedingungen zu ermöglichen.

Die Koalition habe dafür gesorgt, dass an jedem Regierungsprä-
sidium  eine  zusätzliche  Stelle  geschaffen  worden  sei,  um  An-
träge auf Tierversuche adäquat abarbeiten zu können. Dies habe 
gemäß der Rückmeldung der Universitäten für Entlastung ge-
sorgt. Wichtig sei, dass hierzu auch ein gegenseitiger Austausch 
unter den Regierungspräsidien stattfinde. Denn es gebe zwei uni-
versitäre Standorte, an denen deutlich mehr Tierversuche als an 
den anderen durchgeführt würden, sodass die Kommunikation 
und der Austausch des Personals für Erleichterung sorgen werde.

Baden-Württemberg habe bereits vieles zur Verbesserung der 
Standortbedingungen getan und wolle hierzu noch viel mehr 
tun. Allerdings hätten sich auch in vielen Bereichen, die in die 
Regelungszuständigkeit des Bundes fielen, laut Aussage der ent-
sprechenden Fachgremien die Rahmenbedingungen in den letz-
ten fünf Jahren deutlich verschlechtert. Hier bestehe Handlungs-
bedarf.

Eine Abgeordnete der SPD führte aus, es sei richtig, dass das 
Land beim Thema Tierversuche den begonnenen Weg mit der 
3R-Strategie deutlich weiterentwickelt habe. Es sei aber auch 
wichtig und gehöre zu guten Rahmenbedingungen in der For-
schung, dass sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im 
Land darauf verlassen könnten, dass die Politik an ihrer Seite 
stehe und ihnen gegebenenfalls auch den Rücken stärke, wenn 
sie im Rahmen der Vorgaben und Vorstellungen ihre Arbeit ver-
richteten. Deswegen sei es auch richtig gewesen, dass sich der 
Ausschuss sehr deutlich vor die Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler gestellt habe, die wegen ihrer Forschungstätigkeit 
von Aktivistinnen und Aktivisten diffamiert und bedroht worden, 
zum Teil sogar mit ihrem Leben bedroht worden seien.

Sicherlich seien Klimaschutz und Begrenzung des Flächenver-
brauchs große politische Ziele, die umgesetzt werden müssten. 
Allerdings sollte auch sehr darauf geachtet werden, dass dies 
nicht auf Kosten der wissenschaftlichen Einrichtungen erfolge, 
was die benötigten Räume und Ausstattungen betreffe. Was die 
Hochschulen im Land hierzu berichteten, biete durchaus Anlass 
zur Sorge.

Aus Sicht der SPD-Landtagsfraktion könnten die Rahmen-
bedingungen des Wissenschaftsstandorts Baden-Württemberg 
nur dann gut sein, wenn auch die Rahmenbedingungen für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gut seien. Dazu gehörten eine 
gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf und damit eine aus-
reichende Zahl an Kindertagesstättenplätzen sowie gute Lebens- 
und Karriereperspektiven und keine fortdauernde Beschäftigung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf unbefristeten Stellen. 
In diesen Bereichen würde sie sich mehr Engagement seitens der 
Landesregierung wünschen. 

Ein Abgeordneter der AfD bemerkte, die Tatsache, dass Baden-
Württemberg bei der Zahl der Patentanmeldungen bundesweit 
führend sei, liege hauptsächlich daran, dass ein großes baden-
württembergisches Unternehmen aus dem Automobilzulieferbe-
reich mit Abstand die meisten Patente in Deutschland anmelde. 
Wenn jedoch die Politik der Bundes- und der Landesregierung 
darauf gerichtet sei, perspektivisch keine Fahrzeuge mit Verbren-
nungsmotor mehr in Deutschland verkehren zu lassen, werde auch 
dieses Unternehmen hierzulande nicht mehr in und an Kompo-
nenten für Verbrennerfahrzeuge forschen, sondern die Forschung 
dorthin auslagern, wo solche Teile noch produziert würden. 
Insofern glaube er, dass bestimmte klimaschutzpolitische Ziel-
vorgaben zu einer Auslagerung von Forschungsaktivitäten aus 
Deutschland führten. 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst erwiderte 
auf die Ausführungen ihres Vorredners, das angesprochene ba-
den-württembergische Automobilzulieferunternehmen investiere 
längst sehr stark in neue Mobilitätstechnologien und beantrage 

bürokratische  Hürden,  langwierige  und  kostenaufwendige  Ge-
nehmigungsverfahren sowie Restriktionen bei Tierversuchen.

Die vom Ministerium genannten Lösungsansätze wie eine Ver-
ankerung des 3R-Prinzips oder Unterstützung bei der energeti-
schen Sanierung seien aus Sicht der Antragsteller zu wenig.

Von Interesse sei, wann mit Ergebnissen bei der Fortschreibung 
der Schweiz-Strategie des Landes Baden-Württemberg zu rech-
nen sei und ob das Ministerium hierzu schon Eckpunkte nennen 
könne. 

In der Stellungnahme zu Ziffer 9 des Antrags verweise das Wis-
senschaftsministerium zum Thema Wissenschaftsspionage ledig-
lich auf die Verantwortung der Hochschulen, lasse aber nicht 
erkennen, dass sich die Landesregierung bewusst sei, was für 
Gefahren mit Wissenschaftsspionage verbunden seien.  Ihn  inte-
ressiere, ob dem Wissenschaftsministerium bekannt sei, welche 
Maßnahmen zur Absicherung vor Wissenschaftsspionage an den 
einzelnen Hochschulen bestünden.

In der Stellungnahme zu Ziffer 13 des Antrags werde die Aussa-
ge getroffen, dass die Landesregierung nicht erkennen könne, in-
wiefern die Ziele des Klimaschutzes negative Auswirkungen auf 
die Forschungsmöglichkeit und die Attraktivität des Forschungs-
standorts haben sollten, und eher davon auszugehen sei, dass die 
Vorreiterrolle des Landes beim Klimaschutz sich hierauf positiv 
auswirke. Aus Sicht der Antragsteller bringe die Landesregie-
rung hier ein Wunschdenken zum Ausdruck. Er hätte sich hier 
etwas mehr Realismus gewünscht.

Eine Abgeordnete  der Grünen hob hervor, Baden-Württemberg 
weise im Vergleich der Bundesländer den höchsten Anteil der 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung, gemessen am Brutto-
inlandsprodukt, auf und liege auch bei der Zahl der Patentanmel-
dungen bundesweit an der Spitze.

Die von ihrem Vorredner genannten Hemmnisse für die For-
schung lägen zum großen Teil nicht in der Regelungszuständig-
keit des Landes. Beispielsweise würden die gesetzlichen Rege-
lungen zu medizinischen Studien und zu Tierversuchen auf Bun-
desebene getroffen. Die Fraktion der Antragssteller sollte hierzu 
über gute Kontakte zum zuständigen Bundesforschungsministe-
rium verfügen.

In den Bereichen, in denen das Land Baden-Württemberg über 
Zuständigkeiten verfüge, würden diese auch im Sinne der For-
schung genutzt. Das Wissenschaftsministerium setze sich für die 
nachhaltige Verankerung des 3R-Prinzips ein. Zudem werde in 
Baden-Württemberg sehr erfolgreich an Alternativmethoden zu 
Tierversuchen geforscht. Für Studierende in Baden-Württem-
berg bestehe die Möglichkeit, ein Hochschulstudium erfolgreich 
zu absolvieren, ohne an Tierversuchen teilnehmen zu müssen. 
Darüber hinaus unterstütze die Landesregierung die Kooperation 
zwischen Forschung und Wirtschaft, auch im Bereich der Trans-
lation,  etwa  im  Rahmen  der  Innovationscampusse.  Gerade  der 
Gesundheitswirtschaft  komme  hier  in Baden-Württemberg  eine 
zunehmende Bedeutung zu.

Ein Abgeordneter der CDU trug vor, Anfang des Jahres habe 
ein großes deutsches Biotechnologieunternehmen angekündigt, 
ein Forschungs- und Entwicklungszentrum in Großbritannien an-
zusiedeln, und dies mit den besseren Forschungsbedingungen in 
Großbritannien begründet.

Problematisch sei, dass in Deutschland die überbordende Büro-
kratie nicht nur im Grundlagenbereich, sondern mittlerweile auch 
im Bereich der Translation vorherrsche und viele Forschungsvor-
haben durch bürokratische Vorgaben erheblich hinausgezögert 
und erschwert würden. 

Er sei sehr froh, dass sich die CDU-Fraktion im Zusammenhang 
mit dem Strategieplan Tierwohl einer Doppeldokumentation 
verwehrt habe, um den Forscherinnen und Forschern, die in ge-
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Baden-Württemberg. Freie Wissenschaft und Forschung sei ein 
wichtiges Gut, das es zu verteidigen gelte.

Im Rahmen der Hochschulfinanzierungsvereinbarung seien 3 000 
Mitarbeiterstellen  für  die  Hochschulen  geschaffen  worden  und 
auch Entfristungen vorgenommen worden. Das Thema Karriere-
wege umfasse jedoch noch viele andere Aspekte. Ein Bereich, in 
dem der Wissenschaftsstandort Deutschland derzeit nicht kon-
kurrenzfähig sei, sei z. B. die Karrieremöglichkeit für Paare. In 
den USA sei es durchaus üblich, dass sich Ehepaare gemeinsam 
an einer Hochschule bewerben könnten und bei einem Bewer-
bungsverfahren auch zum Zug kommen könnten. In Deutsch-
land treffe dies durchaus auf Skepsis. Für viele Paare sei jedoch 
die Möglichkeit, gemeinsam an einer Einrichtung tätig zu sein, 
durchaus ein relevanter Standortfaktor. Hier könne die Klein-
teiligkeit des Standorts Baden-Württemberg mit verschiedenen 
Institutionen durchaus eine Chance sein. Darüber hinaus sei auch 
die Kinderbetreuung ein wesentliches Kriterium.

Zur Attraktivität eines Standorts für junge Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler trage auch ein schneller Karriereweg bei. 
In Deutschland erhielten viele Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler erst im Alter von über 40 Jahren eine Professur. Tenure-
Track-Professuren und Juniorprofessuren seien hier Möglichkei-
ten zur Beschleunigung des Karrierewegs.

Alle Zahlen sprächen dafür, dass Baden-Württemberg in Deutsch-
land und in Europa ein Spitzenstandort in der Wissenschaft sei. 
Dennoch sei das Land weiterhin gefordert, den Forschungsstand-
ort  weiterzuentwickeln.  Hierzu  gehöre  auch  die  Überlegung,  ob 
die Strukturen in anderen Ländern, beispielsweise die Department-
Struktur, für Baden-Württemberg geeignet seien.

Für das Programm „Invest BW“ sei das Wirtschaftsministerium 
zuständig. Sicherlich wäre eine höhere Mittelausstattung des 
Programms wünschenswert. Darüber hinaus handele die Landes-
regierung aber auch in Einzelfällen.

Bei dem Thema Wissenschaftsspionage lasse das Ministerium 
die Hochschulen und Forschungseinrichtungen nicht allein, son-
dern versuche, Rahmen zu setzen, zu sensibilisieren und Hin-
weise zu geben, worauf geachtet werden müsse. Vor wenigen 
Tagen habe ein Workshop mit den Hochschulen des Landes zum 
Thema „Umgang mit China“ stattgefunden, zu dem auch die Ex-
pertise aller großen Institutionen, die deutschlandweit zu diesem 
Thema Beratung anböten, herangezogen worden sei. Hierbei 
seien auch die kulturellen Unterschiede betrachtet worden. Aber 
auch bei anderen Staaten müssten die Entwicklungen in diesem 
Bereich sehr genau in den Blick genommen werden. 

In dem Thema Wissenschaftsspionage begleite und berate das 
Ministerium die Hochschulen und stelle ihnen Expertise zur Ver-
fügung. Die Einzelfallentscheidung liege bei den Hochschulen. 
Das Ministerium lasse die Hochschulen hier aber nicht allein. 
Gerade weil die Landesregierung sehe, dass es sich hier um ein 
komplexes Thema handele, bei dem sie auch etwas tun müsse, 
habe sie die Initiative ergriffen, den Bund zu bitten, entsprechen-
de Angebote wie die erwähnte Veranstaltung für die Hochschu-
len zu machen.

Die Landesregierung sei sich bewusst, dass der Forschungsstand-
ort Baden-Württemberg mit den anderen Regionen der Welt im 
Wettbewerb stehe. Baden-Württemberg verfüge hier nach wie 
vor über eine äußerst gute Ausgangssituation. Es müsse alles da-
für getan werden, dass dies weiterhin so bleibe. Hierzu bedürfe 
es auch der Unterstützung aller Fraktionen.

Der Erstunterzeichner des Antrags merkte an, es sei zu begrüßen, 
wenn es für die Hochschulen in dem Thema Wissenschaftsspio-
nage Unterstützung seitens der Landesregierung gebe. Dies hätte 
er gern auch in der Stellungnahme des Ministeriums gelesen. Der 
vorliegende Antrag könne für erledigt erklärt werden.

deswegen auch sehr viele Patente in diesem Bereich. Die füh-
rende Position des Unternehmens bei der Zahl der Patentanmel-
dungen sei nicht von der Verbrennungstechnologie abhängig. 
Vielmehr sei das Unternehmen innovativ genug, sich zu trans-
formieren.

Sie legte dar, jüngste Umfragen belegten, dass Baden-Württem-
berg nach wie vor bei verschiedenen Forschungsthemen Spitzen-
positionen einehme.

Vergangenen  Sommer  habe  sie  an  einer  Tagung  des  German 
Academic International Network in Boston teilgenommen. Bei 
dieser Veranstaltung gehe es auch darum, deutsche Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler in frühen Karrierephasen, die 
mit Stipendien in den USA seien, für den deutschen Markt zu-
rückzugewinnen. In den Gesprächen sei deutlich geworden, dass 
einer  der  wesentlichen  Gründe  für  eine  wissenschaftliche  Kar-
riere in den USA die dort zu verspürende Dynamik sei. Es gebe 
aber  auch  durchaus Gründe  für Wissenschaftlerinnen  und Wis-
senschaftler, nach Deutschland zurückzukehren. Hierzu gehöre 
das politische System in Deutschland, das bestimmte Stabilitäten 
garantiere. Ferner sei in den Gesprächen deutlich geworden, dass 
innerhalb Deutschlands Baden-Württemberg das Land sei, das 
für viele Wissenschaftler und Start-ups von Interesse sei, und 
zwar nicht nur im Mobilitätsbereich, sondern auch auf anderen 
Feldern.

Die Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums zu dem vor-
liegenden Antrag sei in vielen Punkten durchaus selbstkritisch. 
Gerade im Gesundheitsbereich gebe es Themen, die in den Blick 
genommen werden müssten. Nicht alle Themen lägen jedoch im 
Zuständigkeitsbereich des Landes. Dennoch könne die Landes-
regierung durch verschiedene Initiativen im Bundesrat und auch 
auf europäischer Ebene dafür sorgen, dass Themen im Bund und 
in der EU diskutiert und vorangebracht würden.

Die Fragestellung, wie die Ergebnisse der Forschung in die Pra-
xis transferiert werden könnten, sei ein Schwerpunktthema des 
Forums  Gesundheitsstandort  BW.  Auch  sie  führe  hierzu  Ge-
spräche mit Pharmaunternehmen. Konkret gehe es um Zulassun-
gen von Medikamenten. Die Landesregierung werde alles tun, 
um zu einer Beschleunigung der Verfahren beizutragen.

In der Abwägung zwischen Belangen der Forschung und Be-
langen des Klima- und Umweltschutzes werde es immer wieder 
Konfliktsituationen  geben. Dies  sei  aber  auch  in  anderen  Staa-
ten der Fall. Es sei auch durchaus festzustellen, dass für junge 
Menschen durchaus relevant sei, dass der Standort, an dem sie 
studierten, forschten, arbeiteten oder auch ein Start-up-Unterneh-
men gründeten, dem Klima- und Umweltschutz zugewandt sei. 
Wenn dies nicht berücksichtigt werde, könnten keine begabten 
jungen Menschen mehr vom eigenen Standort überzeugt werden.

Sie sehe die Bausituation und Sanierungssituation bei wissen-
schaftlichen  Einrichtungen  durchaus  mit  Sorge,  hoffe  aber, 
dass durch die neuen Klimaschutzziele, bei denen die Sanie-
rung deutlich an Relevanz gewinne, Fortschritte erzielt werden 
könnten. Zudem sei zu erwarten, dass sich im Arbeitsalltag 
Möglichkeiten zum Flächensparen ergäben, die die Forschung 
nicht  beeinträchtigten.  Bei  der  Nutzung  von  Homeoffice  und 
mobilen Büros seien die USA schon deutlich weiter.

Zielkonflikte  könne  es  auch  zwischen  Belangen  der  Wissen-
schaft und Belangen des Tierschutzes geben. Hier seien in den 
vergangenen Jahren schon deutliche Fortschritte im Sinne des 
Tierschutzes erreicht worden. Gleichwohl sei festzustellen, dass 
bestimmte Forschungsergebnisse überhaupt nur denkbar und 
möglich seien, wenn nach dem 3R-Prinzip oder auch mit Tier-
versuchen gearbeitet werde. 

In all den Spannungsfeldern, in denen sich die Forschung be-
wege,  müssten  bestimmte  Abwägungsentscheidungen  getroffen 
werden. Hier könne aber keine generalistische Antwort gegeben 
werden. Letztlich gehe es jedoch um den Wissenschaftsstandort 
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über die Themen gesprochen werden. Aktuell sei aber bei Wei-
tem noch nicht die Zeit, in der eine Beantwortung möglich sei. 

Der Mitinitiator des Antrags merkte an, offensichtlich bestünden 
hier unterschiedliche Auffassungen.

Einerseits erkläre die Ministerin, sie könne die Fragen nicht be-
antworten, andererseits bringe sie zum Ausdruck, sie wolle sie 
nicht beantworten, da es der falsche Zeitpunkt wäre. Es sei das 
Recht der Opposition, Fragen zu stellen. Die Ministerin habe 
auch das Recht, zu sagen, dass sie sie nicht beantworten wolle. 
Sie könne aber nicht im Ernst erwarten, dass die Antragsteller 
den Antrag für erledigt erklärten, wenn keine der darin gestellten 
Fragen beantwortet worden sei.

Die „Stuttgarter Zeitung“ kommentiere die Stellungnahme des 
Wissenschaftsministeriums mit dem Hinweis, dass sich selbst 
altgediente Landespolitiker nicht an einen solchen Fall erinnern 
könnten, bei dem auf 15 detaillierte Fragen eine einzige „Nicht-
Antwort“ gegeben worden sei.

In der Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums werde dar-
auf verwiesen, dass die Ergebnisse der anstehenden Verhandlun-
gen zur Nachfolgevereinbarung der Hochschulfinanzierungsver-
einbarung II weder vorhergesehen noch vorweggenommen wer-
den könnten. Die Antragsteller hätten sich jedoch explizit danach 
erkundigt, welche konzeptionellen Ziele die Landesregierung mit 
einer Anschlussvereinbarung verfolgen wolle. Seines Erachtens 
wäre genau jetzt der richtige Zeitpunkt, zu erfahren, mit welchen 
Vorstellungen, Zielen und Überlegungen die Landesregierung in 
die Verhandlungen gehen wolle. 

Abschließend warf der Mitinitiator die Frage auf, ob die Grünen, 
die CDU oder die SPD sich mit der „Nicht-Beantwortung“ des 
vorliegenden Antrags zufrieden gäben.

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, er habe Verständnis dafür, 
dass der Antrag möglichst früh gestellt worden sei, und könne 
auch nachvollziehen, dass die erwartbare Antwort hierauf ent-
sprechend  kommentiert werde. Dies  sei  im Grunde  der  erwart-
bare Ablauf der politischen Auseinandersetzung. 

Aus rechtlicher Sicht müssten sich parlamentarische Anfragen 
auf abgeschlossenes Regierungshandeln beziehen. Es sei jedoch 
relativ eindeutig, dass die Planung einer Verhandlung kein ab-
geschlossenes Regierungshandeln sei.

Wenn vor der Aufnahme von Verhandlungen zu einem Gesamt-
komplex Meinungen und Ideen zu Einzelpunkten bekannt ge-
macht würden, zu anderen Punkten aber nicht, würde sich die 
Verhandlungsführung insgesamt sehr schwierig gestalten. Daher 
sei er sehr dankbar, dass die Landesregierung ihre Verhandlungs-
ziele nicht offen für jeden nachlesbar aufschreibe.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst hob her-
vor, selbst in vertraulicher Sitzung könnte sie die Verhandlungs-
ziele in der aktuellen Phase noch nicht formulieren, da sie in 
ihrem Haus noch nicht konzertiert seien. Darüber hinaus wäre es 
in keiner Weise sinnvoll, die Verhandlungsziele in der jetzigen 
Phase kundzutun.

Das Wissenschaftsministerium sei bestrebt, gegenüber dem Aus-
schuss so transparent wie möglich zu kommunizieren. In dem 
angesprochenen Fall sei dies aber in der jetzigen Phase nicht 
möglich.

Ein Abgeordneter der Grünen bemerkte, die Ziele der Landesre-
gierung seien in den ersten drei Absätzen der Stellungnahme ver-
dichtet zusammengefasst. Diese könnten jedoch nicht im Detail 
dargestellt werden. Die Ziele beträfen viele Akteure und stünden 
teilweise auch in Konkurrenz zueinander; denn es stünden nur in 
begrenztem Umfang Haushaltsmittel zur Verfügung. Jede Vor-
festlegung zu Prioritäten – nichts anderes wäre die Darstellung 
einzelner Ziele in der Stellungnahme – wäre der eigenen Ver-
handlungsposition nicht förderlich. 

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4997 für erledigt zu er-
klären.

11.10.2023

Berichterstatterin:

Dr. Aschhoff

7.  Zu dem Antrag der Abg. Dr. Timm Kern und 
Dennis Birnstock u. a. FDP/DVP und der Stellung-
nahme des Ministeriums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst

 – Drucksache 17/5074
	 –		Konzeption	 der	 Hochschulfinanzierungsverein-

barung III

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Dr. Timm Kern und Dennis Birn-
stock u. a. FDP/DVP – Drucksache 17/5074 – für erle-
digt zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Dr. Schütte Erikli

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den 
Antrag Drucksache 17/5074 in seiner 22. Sitzung, die in gemisch-
ter Form mit Videokonferenz stattfand, am 20. September 2023.

Ein Mitinitiator des Antrags richtete die Frage an die Wissen-
schaftsministerin, ob sie der Meinung sei, dass sie mit der vor-
gelegten Stellungnahme die in dem Antrag gestellten Frage be-
antwortet habe.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst erwider-
te, sie habe die Fragen nicht beantwortet, weil sie sie nicht habe 
beantworten können. 

Ihr stelle sich die Frage, ob die in Verhandlungsführung nicht 
ganz unerfahrene FDP/DVP-Fraktion des Landtags der Meinung 
sei, dass die Wissenschaftsministerin, bevor sie mit den Hoch-
schulen und den Rektorinnen und Rektoren darüber gesprochen 
habe und bevor sie mit dem eigenen Haus die Parameter aufge-
stellt habe, der FDP/DVP Antworten darauf geben könne, welche 
der durchaus richtigen Punkte, die in dem vorliegenden Antrag 
angesprochen worden seien, zum damaligen Zeitpunkt welche 
Bewertung hätten. Dies wäre die schlechteste Verhandlungs-
grundlage, die man sich vorstellen könne.

In dem vorliegenden Antrag seien aus ihrer Sicht die zentralen 
Themen angesprochen worden, die für die nächste Hochschulfi-
nanzierungsvereinbarung eine Rolle spielten. Eine Beantwortung 
der Fragen sei jedoch zum Zeitpunkt der Stellungnahme noch 
nicht möglich gewesen. Womöglich könne in einem Jahr anders 
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Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/5074 für erledigt zu er-
klären.

11.10.2023

Berichterstatter:

Dr. Schütte

8.  Zu dem Antrag des Abg. Dr. Timm Kern u. a. 
FDP/DVP und der Stellung nahme des Ministeri-
ums für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

 – Drucksache 17/5179
 –  Ergebnisse der Studie „Stolpersteine auf dem Weg 

zum Lehrberuf“

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Dr. Timm Kern u. a. FDP/DVP  
– Drucksache 17/5179 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Die Berichterstatterin: Die Vorsitzende:
Saint-Cast Erikli

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den 
Antrag Drucksache 17/5179 in seiner 22. Sitzung, die in gemisch-
ter Form mit Videokonferenz stattfand, am 20. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, er habe bereits 
in der letzten Legislaturperiode bei der Kultusministerin und 
der Wissenschaftsministerin ständig darauf gedrängt, eine Stu-
die zur Ermittlung der Ursachen für die alarmierend hohe Zahl 
an Stu dienabbrüchen in den lehramtsbezogenen Studiengängen 
durchzuführen. Insofern sei es äußerst wichtig, dass die Studie 
„Stolpersteine auf dem Weg zum Lehrberuf“ mittlerweile durch-
geführt worden sei und die Ergebnisse vorlägen.

In  der  Stellungnahme  zu  Ziffer  1  des Antrags werde  berichtet, 
die Erfolgsquoten bei beiden Lehramtsstudiengängen lägen im 
Mittel in den Bachelorstudiengängen bei rund 80 % und in den 
Masterstudiengängen bei rund 92 %. 92 % sei sicherlich ein posi-
tiver Wert, jedoch halte er es für schwierig, 80 % als Erfolgsquo-
te zu bezeichnen, weil in diesem Fall 20 % der Studierenden den 
Studiengang nicht erfolgreich absolvierten. Hier bestehe seines 
Erachtens Handlungsbedarf seitens der Landesregierung.

Als Gründe für den Abbruch oder den Wechsel des Studiengangs 
würden in der Studie ökonomische, soziale und psychische Fak-
toren sowie institutionelle Rahmenbedingungen genannt. Hieraus 
ergebe sich ein ganz klarer Handlungsauftrag an die Verantwort-
lichen. Auch einzelne Gründe wie mangelhafte Studienstruktur, 
unattraktiver Standort der Hochschule, gesundheitliche Probleme 
oder geringe Transparenz an Information seien Themen, die mit 
dem nötigen Willen angegangen werden könnten.

Der Mitinitiator des Antrags fragte, ob die Wissenschaftsminis-
terin zusagen könne, die Regierungsfraktionen und die Opposi-
tionsfraktionen unmittelbar über die Verhandlungsziele zu infor-
mieren, sobald diese festgelegt seien.

Eine Abgeordnete der SPD führte aus, ihre Fraktion bewerte die 
Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums ähnlich wie die 
Antragsteller.

Schon seit vielen Jahren würden verschiedene Themen, die die 
Hochschulfinanzierungsvereinbarungen beträfen, fachlich im Par-
lament bzw. im Ausschuss besprochen. Hierzu gehöre beispiels-
weise der Umgang mit der Entfristung von Stellen im Hochschul-
bereich oder der Akademisierungsgrad der Pflege- und Therapeu-
tenberufe.

Sie könne es verschmerzen, dass die Stellungnahme zu dem vor-
liegenden Antrag so ausgefallen sei. Sie halte es aber für ein 
Armutszeugnis, wenn die gewählten Abgeordneten in dem zu-
ständigen Fachausschuss des Landtags nicht über die relevanten 
Themen zu wichtigen Vorhaben ins Gespräch kämen. Denn auch 
die Abgeordneten der Opposition wollten das Wissenschaftsmi-
nisterium bei der Weiterentwicklung der Hochschulpolitik gerne 
unterstützen.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst legte dar, 
in dem komplexen Prozess der Verhandlungen zur Hochschul-
finanzierungsvereinbarung  seien  verschiedene  Ministerien  und 
verschiedene Hochschultypen eingebunden und ausgesprochen 
viele unterschiedliche Interessen berührt. Es könne durchaus pas-
sieren, dass sie als Ministerin während der Verhandlungen ihre 
eigenen Ziele nachkorrigiere, um auf berechtigte Interessen und 
Ziele der Hochschulen, die während der Verhandlungen deutlich 
würden, einzugehen. Als Mitglied der Landesregierung vertrete 
sie auch die Ziele des Finanzministeriums und nehme Rücksicht 
auf die Erfordernisse des Haushalts. Sie sehe sich in der Rolle 
einer Moderatorin eines Prozesses mit dem Ziel, ein möglichst 
starkes Ergebnis für die Hochschulen in Baden-Württemberg zu 
erreichen. 

Detailfragen zu dem Prozess könnten zu einem späteren Zeit-
punkt gerne an die Landesregierung gerichtet und auch diskutiert 
werden. Über die Gesamtgemengelage könne jedoch keine Aus-
sage getroffen werden, bevor nicht ein erstes Treffen mit Betei-
ligten stattgefunden habe. Sie werde auch nicht, wenn vielleicht 
in zwei Monaten eine erste Liste mit Schwerpunktthemen in ih-
rem Haus konzertiert worden sei, diese als Erstes gegenüber dem 
Ausschuss kommunizieren. 

Während der Verhandlungen müssten erst einmal die Ziele der 
Hochschulen eruiert werden. Sicherlich werde es auch auf ver-
schiedenen  Ebenen  Konfliktfelder  geben.  Darüber  hinaus  lasse 
sich  auch  die Entwicklung  der  finanziellen Situation  nicht  vor-
hersagen. Insoweit wäre es problematisch, Ziele zu entwickeln, 
bevor  der  finanzielle  Rahmen  überhaupt  bekannt  sei.  Sie  bitte 
daher noch um etwas Geduld.

Eine Zielsetzung sei, die neue Hochschulfinanzierungsvereinba-
rung für eine Laufzeit von fünf Jahren abzuschließen. Die ak-
tuelle Vereinbarung laufe aber erst in zwei Jahren aus. Insofern 
hielte sie es für verfrüht und auch inhaltlich für falsch, bereits 
jetzt  über  Ziele  zu  sprechen. Gerne  könnten  die  Fraktionen  im 
nächsten  Jahr  zu  spezifischen  Themen,  die  sie  in  diesem  Zu-
sammenhang besonders interessierten, Anfragen stellen, und das 
Ministerium werde diese so gut wie möglich beantworten. Mit 
Beginn der Verhandlungen würden sicherlich auch einzelne The-
men an die Abgeordneten herangetragen, die dann auch im Aus-
schuss besprochen werden könnten.

Die Ausschussvorsitzende hielt fest, nach ihrer Einschätzung ha-
be die Ministerin sehr deutliche Aussagen getroffen, und stellte 
das Einverständnis der Antragsteller fest, den vorliegenden An-
trag für erledigt zu erklären.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 5785

18

AusschussAusschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst

telten Probleme in der zweiten Phase der Lehrerausbildung, die 
das Referendariat und den Vorbereitungsdienst umfasse.

Darauf geachtet werden müsse, dass die ökonomischen Rahmen-
bedingungen nicht zur Hürde für das Lehramtsstudium werden 
dürften. Mit der BAföG-Reform auf Bundesebene sei hierzu ein 
wichtiger Schritt unternommen worden. Auch das Thema Wohn-
raum müsse in diesem Zusammenhang in den Blick genommen 
werden.

Wichtig sei, dass die Pädagogischen Hochschulen anhand der Er-
kenntnisse aus der Studie nach Möglichkeiten suchten, die Be-
treuung der Studierenden zu verbessern.

Die Kritik des Erstunterzeichners an der Kampagne zur Gewin-
nung junger Menschen für den Beruf als Lehrkraft ziele auf ein 
bestimmtes Plakat, das lediglich ein Bestandteil der Kampagne 
sei, ab. Kern der Kampagne sei jedoch, dass Lehramtsstudieren-
de als Botschafterinnen und Botschafter für das Lehramtsstu-
dium würben. Dies geschehe zum einen über Auftritte in den 
sozialen Medien, zum anderen über Informationsveranstaltun-
gen, in denen die Studierenden aus ihrem Studienalltag berich-
teten und Praxissituationen schilderten. Sie halte dies für einen 
effektiven Weg,  um  junge Menschen  für  das  Lehramtsstudium 
zu gewinnen.

Dem dramatischen Rückgang der Bewerberzahlen sollte durch 
breit  aufgestellte  und  flexible  Maßnahmen  begegnet  werden. 
Zu nennen seien hier etwa das duale Lehramtsstudium, der Di-
rekteinstieg und der Quereinstieg. Die Abiturnote dürfe nicht 
das einzige Kriterium bei der Bewerberauswahl sein. Bei vielen 
Hochschulen spielten im Auswahlverfahren auch bestimmte Pra-
xiselemente wie z. B. Praktika bei der Vergabe der Studienplätze 
eine Rolle.

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, aus Sicht der CDU-Fraktion 
liefere die Studie „Stolpersteine auf dem Weg zum Lehrberuf“ 
wichtige Erkenntnisse und Anknüpfungspunkte.

Er rege an, die Thematik einmal in gemeinsamer Runde mit dem 
Bildungsausschuss zu besprechen. Es gebe verschiedene As-
pekte, die sowohl in der Schule als auch im Studium eine Rol-
le spielten, beispielsweise das Thema „Psychische Gesundheit“. 
Möglicherweise sei in diesem Zusammenhang auch ein Aus-
tausch mit Lehrkräften und Studierenden sinnvoll.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst legte dar, 
bedauerlicherweise lasse sich aufgrund datenschutzrechtlicher 
Vorgaben nicht genau nachverfolgen, wie der weitere Studien- 
bzw. Berufsweg von Personen sei, die vor einem Abschluss mit 
dem Studium an ihrem bisherigen Studienort aufhörten. Bekannt 
sei, dass die meisten das Studium wechselten, nicht aber, welche 
Studienrichtung sie künftig verfolgten.

Die hohe Abbruch- bzw. Wechselquote von rund 20 % im Ba-
chelorstudium sei kein baden-württembergisches Phänomen. Ba-
den-Württemberg liege hier noch unter dem Bundesdurchschnitt, 
der über alle Bachelorstudiengänge hinweg ca. 28 % betrage. 
Grundsätzlich  dürfe  die Wechselquote  auch  nicht  überdramati-
siert werden. In anderen Fachbereichen wie Maschinenbau und 
Informatik gebe es Wechselquoten von bis zu 50 %. Angesichts 
der schwierigen Situation bei der Fachkräftegewinnung lägen 
diese hohen Quoten aber nicht im Interesse des Landes. Hier se-
he die Landesregierung durchaus einen Handlungsauftrag. 

Die Landesregierung entwickle Konzepte, um die Studienbedin-
gungen insgesamt zu verbessern. Dies umfasse eine verbesserte 
und noch detailliertere Studienberatung im Vorfeld des Studiums 
und eine bessere Ausstattung der psychotherapeutischen Bera-
tungsstellen  bei  den  Studierendenwerken.  Die  BAföG-Reform 
sei bereits angesprochen worden. Darüber hinaus entwickle die 
Landesregierung einen Handlungskatalog für die MINT-Fach-
kräfte.

Weitere Handlungsansätze ergäben sich durch die in der Studie 
gegebenen Empfehlungen zur Unterstützung im Studienprozess. 
Diese umfassten u. a. die Intensivierung der Betreuung, die Stär-
kung sozialer und psychischer Ressourcen, der Integration am 
Studienort, der Unterstützung durch Peers, der Stressresistenz 
oder der Beratung in schwierigen Lebenssituationen.

Sehr bedauerlich finde er, dass die Fragestellung, inwieweit Per-
sonen kein Referendariat im Land begännen oder nach dem Re-
ferendariat nicht für den Schuldienst in Baden-Württemberg zur 
Verfügung stünden, nicht Bestandteil der Studie gewesen sei. Es 
wäre sehr interessant gewesen, zu erfahren, worin die Ursachen 
und Gründe lägen. Vielleicht könne die Wissenschaftsministerin 
noch darauf eingehen, warum dies nicht untersucht worden sei.

Erfreulicherweise zeige die Studie, dass es sich beim Lehramts-
studium um ein beliebtes Studium handele, das viele Studierende 
sehr bewusst und motiviert auswählten. Vor diesem Hintergrund 
gelte es, die bestehenden Probleme zu bewältigen.

Einen dramatischen Rückgang gebe es bei der Zahl der Studien-
bewerber. Die Zahl der Bewerbungen im ersten Fachsemester in 
den  Studiengängen  Lehramt  Grundschule  und  Sekundarstufe  I 
an den Pädagogischen Hochschulen sei von 2018 bis 2022 um 
mehr als 50 % zurückgegangen. Es gelte, die Gründe hierfür zu 
ermitteln. Zudem stelle sich die Frage, ob nicht die Zahl der Zu-
lassungen schon hätte früher erhöht werden müssen.

Anlass zur Diskussion biete die in der Stellungnahme zu Ziffer 11 
getroffene Aussage der Landesregierung, dass Planungen zum wei-
teren Ausbau von Studienkapazitäten derzeit nicht vorlägen.

Laut Aussage der Landesregierung in der Stellungnahme zu Zif-
fer 13 des Antrags  sei zum  jetzigen Zeitpunkt keine Grundlage 
für die Aufhebung der Zulassungsbeschränkungen in den Lehr-
ämtern  Grundschule  und  Sekundarstufe  I  gegeben.  Die  Beibe-
haltung dieser Zulassungsbeschränkungen bedeute jedoch, dass 
nicht alle Bewerber, die sich auf den Weg machen wollten, an 
den Pädagogischen Hochschulen zu studieren, angenommen 
würden. Die Abiturnote sei zwar nicht die einzige, aber doch 
eine  sehr  entscheidende  Einflussgröße.  Er  bezweifle  aber,  dass 
ein Einserschnitt im Abitur eine solche mitentscheidende Ein-
flussgröße  für  ein  Studium  an  der  Pädagogischen  Hochschule 
sein sollte; vielmehr sollten die Bewerber das „Herz am rechten 
Fleck“ haben. Hingegen sollte während des Studiums und des 
Referendariats sehr stark darauf geachtet werden, die Studieren-
den zu hervorragenden Lehrkräften auszubilden.

Die  in  der  Stellungnahme  zu  Ziffer  14  angesprochene Werbe-
kampagne des Kultusministeriums sei durchaus auch auf Kritik 
gestoßen. Das Kultusministerium habe argumentiert, mit der 
Kampagne sei bewusst provoziert worden, um eine möglichst 
hohe Aufmerksamkeit zu erlangen, und dies habe auch zu er-
höhten Aufrufen der Homepage der Kampagne geführt. Nach der 
Sommerpause sei jedoch seitens des Ministeriums eingeräumt 
worden, dass die Kampagne vielleicht ein bisschen missver-
ständlich sei, und mit konkreteren Formulierungen nachgesteuert 
worden.

Die  in  der  Stellungnahme  zu Ziffer  14  getroffene Aussage,  die 
ersten Rückmeldungen zu der Kampagne – auch aus anderen 
Ländern – seien sehr positiv gewesen, treffe sicherlich nicht auf 
alle  zu.  Zumindest  seitens  der  betroffenen  Lehrerverbände  sei 
das Lob sehr zurückhaltend und die Kritik groß gewesen.

Eine Abgeordnete der Grünen führte aus, wichtig sei, dass die Stu-
die „Stolpersteine auf dem Weg zum Lehrberuf“ nun vorliege.

Positiv zu vermerken sei, dass in Baden-Württemberg die Studi-
enabbrecherquoten bei den Lehramtsstudiengängen im Bachelor 
und im Master im Bundesvergleich unterdurchschnittlich seien.

Was die Studienphase in der Lehrerausbildung anbetreffe, stehe 
Baden-Württemberg im Vergleich mit anderen Bundesländern 
relativ gut da. Näher analysiert werden müssten noch die ermit-
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reichende  Zahl  an  Bewerbern  zu  finden.  Hierfür  gelte  es,  die 
Attraktivität des Lehrberufs herauszustellen. Hierzu solle auch 
die in der Stellungnahme zu dem vorliegenden Antrag erwähn-
te Kampagne „Lieber Lehramt“ des Wissenschaftsministeriums 
beitragen, welche im Jahr 2023 neu konzipiert worden sei. Durch 
die Einbindung von Lehrkräften und Lehramtsstudierenden und 
die Nutzung sozialer Medien sollten Studieninteressierte noch 
zielgenauer und intensiver angesprochen werden. Bei der Er-
arbeitung der Kampagne sei sehr genau auf das Wording und 
die Inhalte geachtet worden. Diese Kampagne sei ihres Erachtens 
sehr gut gelungen. Dies zeigten auch die positiven Rückmeldun-
gen, auch aus anderen Bundesländern.

Zu der vom Erstunterzeichner angesprochenen Kampagne des 
Kultusministeriums könne sie nichts sagen; sie wisse auch nicht, 
wie erfolgreich diese sei.

Die Kampagne des Wissenschaftsministeriums richte sich gezielt 
an Studienanfänger, nicht an Quereinsteiger oder Wechsler. Die 
Anstrengungen des Wissenschaftsministeriums seien darauf ge-
richtet, die Gesamtsituation für Studierende am Standort Baden-
Württemberg fächerübergreifend zu verbessern. Hierzu gehöre 
auch, die Flexibilisierung der Wege im Studium voranzubringen. 

Zusammen mit den Hochschulen wolle das Wissenschaftsminis-
terium mit den beschriebenen Maßnahmen auf die in der Studie 
genannten Entwicklungen und Kritikpunkte reagieren, um in den 
nächsten Jahren wieder einen Anstieg der Studienbewerberzah-
len zu erreichen.

Der Erstunterzeichner des Antrags merkte an, er sehe in dem 
angesprochenen Thema zwei Aufgabenbereiche. Der eine Auf-
gabenbereich sei, den Lehrberuf so attraktiv zu gestalten, dass 
möglichst  viele  diesen  Beruf  ergreifen  wollten.  Offensichtlich 
sei die Attraktivität des Lehrberufs in den letzten Jahren in der 
öffentlichen  Wahrnehmung  deutlich  zurückgegangen,  wie  an 
den sinkenden Bewerberzahlen deutlich werde. Der zweite Auf-
gabenbereich sei, den Ausbildungsweg für die angehenden Lehr-
kräfte gut zu organisieren. Für diese beiden Bereiche seien zwei 
Ministerien mit unterschiedlichen Zuständigkeiten verantwort-
lich. Er halte es für erforderlich, dass – wie auch immer dies 
institutionell oder organisatorisch gelöst werde – diese beiden 
Häuser sich gemeinsam um die Bekämpfung des Lehrkräfteman-
gels kümmerten und dafür sorgten, dass Baden-Württemberg in 
diesen beiden Aufgabenbereichen deutlich besser aufgestellt sei 
als in den letzten Jahren.

In der Vergangenheit sei die Problematik des Lehrkräftemangels 
noch nicht so stark ausgeprägt gewesen, weil es genügend Be-
werber um ein Lehramtsstudium gegeben habe. In den letzten 
Jahren seien jedoch die Bewerberzahlen drastisch zurückgegan-
gen, was  er  auf  den  demografischen Wandel,  aber  auch  darauf 
zurückführe, dass in den letzten zwölf Jahren im Bildungsbereich 
einiges schiefgelaufen sei und der Lehrberuf deswegen nicht 
mehr so attraktiv sei.

Parteiübergreifend dürfte Einigkeit darin bestehen, dass struk-
turell zu wenig Lehrkräfte im System seien. Er nehme jedoch 
wahr, dass die beiden verantwortlichen Ministerien bei der Be-
gegnung dieser Problematik unterschiedlich unterwegs seien, wie 
sich auch an den getrennt voneinander durchgeführten Werbe-
kampagnen der beiden Häuser zeige. Er halte es für ein struk-
turelles Problem, dass diese beiden Häuser, die im Prinzip das 
gleiche Ziel verfolgten, zu wenig untereinander abgestimmt 
seien. Die beiden Häuser müssten sich hier anders organisieren 
und abstimmen und anders miteinander arbeiten.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst erwider-
te, sie hätte sich gewünscht, dass die beiden Häuser die Kampag-
nen für das Lehramtsstudium zusammen gemacht hätten. 

In  einigen Bereichen befinde  sich die Zusammenarbeit  der bei-
den Häuser auf einem guten Weg, etwa bei dem großen Projekt 
„Dualer Master“, das beide Häuser gemeinsam voranbrächten. 

Auch die Attraktivität des Studienstandorts spiele bei der Ent-
wicklung der Bewerberzahlen eine Rolle. Baden-Württemberg 
habe sich vor vielen Jahren dafür entschieden, Pädagogische 
Hochschulen auch im ländlichen Raum anzusiedeln. Es lasse 
sich auch nicht grundsätzlich sagen, dass die Bewerberzahlen vor 
allem im ländlichen Raum zurückgingen. Es seien jedoch ver-
schiedene Tendenzen zu beobachten. Standorte wie Freiburg und 
Heidelberg seien bei den Lehramtsstudierenden sehr beliebt, der 
Standort Stuttgart sei schon weniger attraktiv. Bei der Attraktivi-
tät eines Standorts für die Studierenden spiele nicht allein das 
Angebot der Hochschule selbst eine Rolle, sondern auch viele 
andere Faktoren wie etwa das städtische Umfeld. Aber auch hier 
wolle die Landesregierung im Rahmen ihres Einflussbereichs bei 
der Verbesserung der Rahmenbedingungen aktiv werden.

Einer der Auslöser für die Studie sei die von der früheren Kul-
tusministerin beklagte hohe Abbruchquote im Lehramtsstudium. 
Die damals in den Raum gestellte Quote von annähernd 50 % 
habe sich aber nicht bestätigt.

Sicherlich müsse auch der Bereich des Referendariats in den 
Blick genommen werden. Hierzu sollten die Antragsteller auch 
das Gespräch mit  der Kultusministerin  suchen. Auch  sie  selbst 
habe  hierzu  schon Gespräche mit  der Kultusministerin  geführt. 
Erste zusammengefasste Ergebnisse seien als gut zu bewerten. 
Die Entwicklung bedürfe aber noch einer näheren Betrachtung.

Im Zuge des doppelten Abiturjahrgangs sei zunächst die Zahl der 
Bewerber für das Lehramtsstudium stark angestiegen. Der nun 
festzustellende Rückgang der Bewerberzahlen sei besorgniserre-
gend. Schwierig sei die Situation insbesondere im Bereich der 
Sekundarstufe I, weil hier zum ersten Mal die vorhandenen Stu-
dienplätze nicht in vollem Umfang besetzt werden könnten. Ein 
Ausbau der Studienplätze in diesem Bereich könnte also nicht zu 
einer kurzfristigen Entlastung führen. Die Bemühungen sollten 
zunächst darauf gerichtet werden, die vorhandenen Studienplätze 
in vollem Umfang zu besetzen.

Die Pädagogischen Hochschulen träfen ihre Bewerberauswahl 
nicht  allein  auf  Grundlage  der  Abiturnote.  Vielmehr  würden 
neben der Abiturnote auch einschlägige praktische Vorerfah-
rungen wie Berufsausbildung, Freiwilligendienste und Praktika 
berücksichtigt. Mittlerweile kämen auch weitestgehend alle Be-
werber, die sich letztlich für den Standort entschieden, zum Zug. 
An manchen sehr beliebten Standorten könne es sein, dass hier-
für ein Einserschnitt bei der Abiturnote erforderlich sei. Viele 
Pädagogische Hochschulen berichteten jedoch, dass dies bei der 
gegenwärtigen Bewerberlage nicht mehr der Fall sei. Daher gel-
te es, Interessenten, die keinen Einserschnitt bei der Abiturnote 
hätten, zu ermutigen, sich um einen Lehramtsstudienplatz zu be-
werben.

Die Zahl der Studienplätze an den Pädagogischen Hochschu-
len werde vom Kultusministerium berechnet. Diese sähen von 
sich aus eine gewisse Überbelegung vor, um der zu erwartenden 
Schwundquote vorzugreifen und die angestrebte Zielzahl un-
gefähr zu erreichen. Wenn nun über die Steigerungen der letz-
ten Jahre hinaus noch weitere Steigerungen angestrebt würden, 
könnten dies die Pädagogischen Hochschulen mit den vorhan-
denen Kräften nicht mehr leisten. In diesem Zusammenhang sei 
darauf hinzuweisen, dass die in den letzten Jahren eingeleitete 
Steigerung der Zahl der angehenden Lehrkräfte erst jetzt jährlich 
aufwachsend in der Praxis ankomme. Eine weitere Anhebung 
der Studienplatzkapazitäten könne somit auch nicht zu einer so-
fortigen Lösung des Praxisproblems beitragen. Wenn aber das 
Kultusministerium, welches seine Planungen auf den Zahlen des 
Statistischen Landesamts vornehme, eine weitere Erhöhung wün-
sche, sei sie gern bereit, darüber zu reden. Das Wissenschafts-
ministerium müsste dann gegebenenfalls zusätzliche Haushalts-
mittel für die Pädagogischen Hochschulen beantragen.

Das Hauptaugenmerk sollte aktuell darauf gerichtet werden, für 
die vorhandene Zahl an Lehramtsstudienplätzen auch eine aus-
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Projekten an den Hochschulen gut gewirkt habe. Aus der Stel-
lungnahme des Wissenschaftsministeriums werde deutlich, dass 
das Programm nicht verlängert werde.

Von Interesse sei, wie es mit den durch das „Brückenprogramm 
Touristik“ ins Leben gerufenen Projekten weitergehe, ob darun-
ter auch Projekte seien, die die Landesregierung flächendeckend 
im Land umsetzen wolle.

Ferner bitte sie um Auskunft, ob die Zahl von derzeit 22 Touris-
musprofessuren an den Hochschulen im Land stabil bleiben wer-
de oder sich hier eine Veränderung ergeben werde.

Eine  Abgeordnete  der  Grünen  äußerte,  der  vorliegende  Antrag 
und die hierzu ergangene Stellungnahme der Landesregierung 
zeigten, welche Bedeutung die Tourismusforschung als Schnitt-
stellenthema nicht nur in der Krise, sondern auch für die Zukunft 
habe, um Wirtschaft, Forschung und Nachhaltigkeit zusammen-
zubringen. Aus dem interdisziplinären Austausch gerade im Be-
reich des Tourismus könnten auch in Zukunft spannende Projek-
te erwachsen.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst legte dar, 
das „Brückenprogramm Touristik“ sei durchaus ein ungewöhn-
liches Projekt für ihr Haus gewesen, welches auch ein Stück weit 
aus einer Notsituation heraus entstanden sei. Ziel sei es gewe-
sen, durch die Schaffung kurzfristiger Beschäftigungsverhältnis-
se Absolventinnen und Absolventen baden-württembergischer 
Hochschulen  eine Überbrückung  zu  bieten. Dies  sei  auch  ganz 
gut gelungen.

Es habe durchaus Forderungen auch von Professorinnen und Pro-
fessoren in diesem Bereich nach einer deutlichen Stärkung der 
Tourismusforschung gegeben. Allerdings lege das Wirtschafts-
ministerium Wert darauf, dass die Tourismusforschung dort res-
sortiere. Insofern müsste beim Wirtschaftsministerium noch ein-
mal nachgefragt werden, wie dort der Blick darauf sei.

Die 22 Tourismusprofessuren in Baden-Württemberg verteilten 
sich in einer guten Mischung über Universitäten, Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften und die Duale Hochschule. Der-
zeit gebe es keine Anzeichen, dass es Veränderungen in der Zahl 
der Tourismusprofessuren gebe. Nach Einschätzung des Ministe-
riums handele es sich hier um einen zukunftsträchtigen Bereich. 
Die Entwicklung der Professuren hänge aber gerade im Bereich 
der Dualen Hochschule auch von den Partnerunternehmen ab.

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/5217 für erledigt zu er-
klären.

11.10.2023

Berichterstatter:

Joukov

Hierbei gehe es darum, die Praxisphasen deutlicher und sichtba-
rer im Studium zu verankern. Anstelle der bisherigen Trennung 
von Studium und Referendariat beginne mit der Durchmischung 
beider Phasen ein neuer Weg der Ausbildung zur Lehrkraft. 
Durch diese gemeinsamen Projekte befänden sich die beiden be-
teiligten Ministerien in einem deutlich intensiveren Austausch 
als bisher.

Das Kultusministerium und das Wissenschaftsministerium sei-
en sich bewusst, dass es in dem angesprochenen Bereich viele 
Aufgabenfelder gebe und keines der Ministerien die Problema-
tik allein lösen könne. Deswegen versuchten die beiden Häuser 
verstärkt  auch, Handlungsfelder  zu  definieren,  in  denen  sie  ge-
meinsam aktiv werden könnten. Dennoch handele es sich um 
zwei unterschiedliche Ministerien, die aufgrund ihrer Aufgaben-
stellung mitunter auch eine andere Herangehensweise hätten. So 
richte sich die Werbekampagne des Wissenschaftsministeriums 
an Abiturienten, während sich die Werbekampagne des Kultus-
ministeriums an zum Teil deutlich ältere Menschen richte. Die 
Ministerien sprächen sich aber bei ihren Aktivitäten in dem an-
gesprochenen Bereich intensiv ab, verfolgten ein gemeinsames 
Interesse und seien sich bewusst, dass sie die Aufgabe nur zu-
sammen lösen könnten.

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/5179 für erledigt zu er-
klären.

18.10.2023

Berichterstatterin:

Saint-Cast

9.  Zu dem Antrag der Abg. Gabriele Rolland und 
Hans-Peter Storz u. a. SPD und der Stellungnahme 
des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst 

 – Drucksache 17/5217
 – Tourismusforschung in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag  der Abg. Gabriele  Rolland  und Hans-Peter 
Storz u. a. SPD – Drucksache 17/5217 – für erledigt zu 
erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Joukov Erikli

B e r i c h t

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und Kunst beriet den 
Antrag Drucksache 17/5217 in seiner 22. Sitzung, die in gemisch-
ter Form mit Videokonferenz stattfand, am 20. September 2023.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags brachte vor, es habe sich 
gezeigt, dass das zur Milderung der Folgen der Coronapandemie 
aufgelegte „Brückenprogramm Touristik“ mit unterschiedlichen 
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Stellungnahme zum Antrag aufgefallen, dass Flächen für Floa-
ting-PV-Anlagen auf künstlichen Seen nur von untergeordneter 
Bedeutung seien. Diese Aussage beziehe sich jedoch auf das 
prozentuale Potenzial in Bezug auf sämtliche Möglichkeiten, die 
es im Bereich der Fotovoltaik in der gesamten Bundesrepublik 
Deutschland gebe. In Baden-Württemberg existierten große Po-
tenziale für die Floating-PV. 

Es gebe in Baden-Württemberg auch innerhalb der 15-%-Flä-
chenbegrenzung auf den Seen noch sehr viel Potenzial für einen 
Ausbau der Floating-PV. Er wäre daher froh, wenn allein die 
Möglichkeit, auf 15 % der Seefläche Floating-PV-Anlagen zu er-
richten, ausgeschöpft werde. In Renchen in seinem Wahlkreis 
stehe beispielsweise die erste Floating-PV-Anlage, die im Land 
errichtet worden sei. Die Anlage bedecke ca. 2 % der Seefläche, 
der dort gewonnene Strom diene vor allem dem Eigenbedarf. Der 
Betreiber sei derzeit nicht daran interessiert, seine Anlage auf eine 
größere Fläche auszuweiten, da es sich für ihn in der Summe nicht 
rechnen würde. 

Er begrüße, dass die Landesregierung dem Bund gegenüber 
kommuniziere, dass mehr Ausbau bei der Floating-PV möglich 
sei, und sich dementsprechend positioniere. Floating-PV habe 
den Vorteil, dass es keine Flächenkonkurrenz gebe und der Aus-
bau  schnell  erfolgen  könne.  Ferner  sei  die  Effizienz  bei  Floa-
ting-PV-Anlagen höher als bei  anderen Anlagen, da Seeflächen 
kühlend wirken würden. 

Eine Abgeordnete der CDU bemerkte, die CDU-Fraktion sei 
ebenfalls der Meinung, dass Floating-PV ein Potenzial berge. Sie 
frage, was die Landesregierung genau unternehme, um die Rege-
lung einer Begrenzung der Floating-PV auf 15 % der Seefläche 
zu lockern. 

Die Betreiber von Kieswerken hätten gesagt, dass auch die Ein-
speisung des Stroms ein Problem darstelle. Sie erkundige sich, 
ob dem Land diesbezüglich Möglichkeiten zur Verfügung stün-
den, Abhilfe zu schaffen. 

Die Genehmigungsverfahren dauerten bei der Floating-PV eben-
falls  oftmals  sehr  lang,  auch  aufgrund der  zu  erstellenden Gut-
achten und Untersuchungen, die im Vorfeld geleistet werden 
müssten. Eventuell könne die Landesregierung die nachgeschal-
teten Ebenen, die Regierungspräsidien und die Landratsämter, 
ermutigen, die Projekte schneller zu genehmigen. Sie wisse, dass 
beispielsweise die Landratsämter nur das geltende Recht vollzö-
gen, sie seien in ihrem Rahmen jedoch sehr eng gefasst. 

Ein Abgeordneter der SPD äußerte, die SPD-Fraktion könne 
sämtliche Vorschläge seiner Vorredner und seiner Vorrednerin 
unterstützen. Er bitte den Staatssekretär im Ministerium für Um-
welt, Klima und Energiewirtschaft, der Ministerin für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft, die an der heutigen Sitzung nicht 
teilnehmen könne, mitzuteilen, dass ein großer fraktionsübergrei-
fender Konsens bestehe, mutig zu sein und eine Testanlage auf 
beispielsweise 30 % der Seefläche zu errichten, um festzustellen, 
ob dies auch hinsichtlich des Natur- und Umweltschutzes mög-
lich sei. Je mehr Potenzial gehoben werden könne, desto besser 
sei dies. 

Ein Abgeordneter der AfD merkte an, der Wärmeabdruck der 
Zellen auf der Seeoberfläche müsse bekannt sein und beim Bau 
einer Floating-PV-Anlage berücksichtigt werden. Bei der Ent-
scheidung, welche Fläche maximal mit einer Floating-PV-An-
lage überbaut werden dürfe, spiele auch eine Rolle, dass sich 
das Gewässer nicht zu stark erwärme und sich die Anlage somit 
negativ auf die Gewässerökologie auswirke. Er wolle wissen, ob 
es aufgrund dieses Wärmeabdrucks ein Limit für die Ausweitung 
der Floating-PV auf der Fläche gebe. 

10.  Zu dem Antrag der Abg. Daniel Karrais und 
Frank Bonath u. a. FDP/DVP und der Stellung-
nahme des Ministeriums für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft

 – Drucksache 17/4938
 –  Floating-PV in Baden-Württemberg – Potenziale, 

Vorgaben, Genehmigungspraxis

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Daniel Karrais und Frank Bonath 
u. a. FDP/DVP – Drucksache 17/4938 – für erledigt zu 
erklären.

28.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Mettenleiter Karrais

B e r i c h t

Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beriet 
den Antrag Drucksache 17/4938 in seiner 20. Sitzung, die als 
gemischte Sitzung mit Videokonferenz stattgefunden hat, am  
28. September 2023.

Ein Mitinitiator des Antrags führte aus, er lese aus der Stellung-
nahme zum Antrag heraus, dass die Landesregierung ebenfalls 
ein Interesse daran habe, dass die Floating-PV ausgeweitet werde, 
und dass die aktuell bestehenden Vorgaben und Regulierungen 
dahin gehend geändert werden sollten, mehr Möglichkeiten für 
Floating-PV-Anlagen zu schaffen. 

Laut der Stellungnahme zu Ziffer 9 des Antrags seien Floating-
PV-Anlagen auf künstlichen Seen im Vergleich zum gesamten 
Fotovoltaikpotenzial von untergeordneter Bedeutung. Floating-
PV habe jedoch ein Potenzial von 10 % der bundesweit benötig-
ten PV-Leistung. Nach Dafürhalten seiner Fraktion habe dieses 
Thema daher eine große Bedeutung. Er bitte den Staatssekretär 
im Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, die-
sen Punkt noch einmal zu erläutern. 

In  der  Stellungnahme  zu  Ziffer  3  des  Antrags  stehe,  dass  das 
Institut für Seenforschung der LUBW an zwei Studien arbeite. 
Ihn  interessiere, wann diese Studien veröffentlicht würden. Des 
Weiteren werde laut der Stellungnahme zum Antrag derzeit ein 
Merkblatt  hinsichtlich  der  Genehmigungspraxis  bei  Floating-
PV-Anlagen erarbeitet, welches aus einem behördeninternen Er-
fahrungsaustausch heraus entstehen solle. Er erkundige sich, wie 
diesbezüglich der Stand aussehe. 

Grundsätzlich  handle  es  sich  bei  der  Freiflächenfotovoltaik 
einschließlich der Floating-PV um ein Bundesthema. Ihn in-
teressiere, welche Initiativen es vonseiten der Landesregierung 
gebe, auf den Bund einzuwirken, um eine schnelle Lockerung 
einzelner Regulierungen wie beispielsweise der 15-%-Flächen-
begrenzung zu erreichen. Diese Lockerungen sollten nicht nur im 
Hinblick auf die Forschung gelten, sondern könnten dann auch in 
die Breite wirken. 

Ein  Abgeordneter  der  Grünen  brachte  vor,  die  Stellungnahme 
zum Antrag zeige, dass die Möglichkeiten für den Ausbau der 
Floating-PV vorhanden seien. Ihm sei ebenfalls der Satz in der 

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 5785

22

AusschussAusschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Land sei daher in Vorleistung getreten und habe mit diesen bei-
den Studien erste Hinweise gegeben. 

Er sei dankbar, dass das Ministerium für Landesentwicklung und 
Wohnen prüfe, in welchem Umfang Floating-PV-Anlagen bau-
planungsrechtlich privilegiert seien. 

Des Weiteren sei das Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft  in  Zusammenarbeit mit  den Genehmigungsbehör-
den dabei, einen Leitfaden für eine schnellere Genehmigung zu 
erarbeiten. An den Regierungspräsidien seien Stabsstellen für 
erneuerbare Energien eingerichtet worden, die sämtliche Verwal-
tungen beraten könnten, wenn Floating-PV-Projekte begonnen 
würden. Es erfolge auch eine individuelle Beratung. 

Zu dem Vorschlag, mutig zu sein, merke er an, dass das Minis-
terium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft bzw. die ent-
sprechenden Stellen durchaus mutig seien, dennoch werde sich 
in  Baden-Württemberg  an  Gesetze  gehalten.  Das  Wasserhaus-
haltsgesetz lasse keine Testfelder zu. Die Ministerin für Umwelt,  
Klima und Energiewirtschaft habe dem Bund schriftlich den 
Vorschlag zukommen lassen, das Wasserhaushaltsgesetz zu än-
dern und eine Experimentierklausel einzufügen, um die genann-
ten Fragestellungen an ein oder zwei Projekten in Baden-Würt-
temberg ausprobieren und untersuchen zu können. 

Die erwähnten Schwierigkeiten bei den Netzanschlüssen kämen 
nicht nur bei den Floating-PV-Projekten, sondern auch bei ande-
ren Projekten der erneuerbaren Energien vor. Aus diesem Grund 
habe das Land Baden-Württemberg viele Maßnahmen durch-
geführt, um insbesondere bei den Verteilnetzen im Niederspan-
nungs- und Mittelspannungsbereich voranzukommen. Die letzte 
große Maßnahme sei der Verteilnetzgipfel wenige Tage vor die-
ser Ausschusssitzung gewesen, den die Ministerin für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft sowie der Ministerpräsident des 
Landes Baden-Württemberg begleitet hätten. Das Ministerium 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  befinde  sich mit  den 
Verteilnetzbetreibern in einem engen Austausch, um im Bereich 
der Verteilnetze voranzukommen. 

Eine Vertreterin des Ministeriums für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft ergänzte, das angesprochene Merkblatt befinde sich 
derzeit in Arbeit. Sie gehe davon aus, dass es noch in diesem Jahr 
fertiggestellt werde, sodass den Behörden dann entsprechende 
Informationen an die Hand gegeben werden könnten. 

Der zuletzt zu Wort gekommene Mitinitiator des Antrags spricht 
einen ausdrücklichen Dank für das Engagement in dieser Sache 
an die Landesregierung aus. 

Einvernehmlich empfahl der Ausschuss dem Plenum, den Antrag 
Drucksache 17/4938 für erledigt zu erklären. 

25.9.2023

Berichterstatter:

Mettenleiter

Der noch nicht zu Wort gekommene Mitinitiator des Antrags 
antwortete seinem Vorredner von der AfD, nach seiner Kenntnis 
hätten die Anlagen eine kühlende Wirkung, da weniger Seefläche 
freiliege. 

Er äußerte, er habe von einigen Projektbetreibern vernommen, 
dass  es  insbesondere  im Hinblick  auf  die wasserrechtliche Ge-
nehmigungspraxis teilweise massive Schwierigkeiten bei der Ge-
nehmigung von Anlagen gebe, bis hin zu der Frage, mit welchem 
Boot die PV-Anlagen ausgebracht werden sollten, da dies immis-
sionsschutzrechtlich geprüft werden müsste. Es stelle sich daher 
die Frage, ob bei diesem so wichtigen Thema nicht teilweise ge-
bremst werde, und ob die Floating-PV noch nicht den gleichen 
Stellenwert wie andere Formen erneuerbarer Energien habe. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft legte dar, wie der zuvor zu Wort gekommene Mit-
initiator des Antrags richtigerweise dargestellt habe, habe Floa-
ting-PV eine kühlende Wirkung. 

Er sei dankbar, dass der Ausschuss für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft in großer Mehrheit die Landesregierung bei ihrem 
Vorhaben unterstütze, die Floating-PV in Baden-Württemberg 
auszubauen. Er sehe hierfür ein großes Potenzial im Land. Es 
existierten viele künstliche Wasserflächen wie Baggerseen in Ba-
den-Württemberg, die für Floating-PV-Anlagen geeignet seien. 
Floating-PV-Anlagen könnten vergleichsweise schnell, innerhalb 
von ein oder zwei Wochen, auf die Seeflächen ausgebracht wer-
den. Floating-PV stelle daher eine Möglichkeit dar, beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien schnell voranzukommen. 

Die Landesregierung habe sich schon frühzeitig für Floating-PV 
eingesetzt  und  eine  Potenzialstudie  für  die  künstlichen Gewäs-
serflächen in Baden-Württemberg in Auftrag gegeben. Diese Stu-
die sei zu dem Ergebnis gekommen, dass es im Land ein großes 
Potenzial für Floating-PV gebe. Die Landesregierung sei daher 
überrascht gewesen, dass die Bundesregierung im Wasserhaus-
haltsgesetz ohne eine fachliche Begründung und dem Vorsorge-
prinzip geschuldet eine Begrenzung beim Ausbau der Floating-
PV auf 15 % der Seefläche vorgenommen habe. 

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft habe 
sich mehrfach an die zuständigen Bundesministerien gewandt, 
um die aus Sicht des Umweltministeriums fachlich nicht begrün-
dete Begrenzung zu überdenken, und habe zwei Studien bei der 
LUBW in Auftrag gegeben. Bei der einen Studie handle es sich 
um eine Literaturstudie. Floating-PV gebe es auch in anderen 
Staaten und Regionen, es lägen somit Erfahrungen mit diesem 
Thema vor, aus denen gelernt werden könne. Diese Literaturstu-
die sei bereits auf der Homepage der LUBW abrufbar. 

Die zweite in Auftrag gegebene Studie sei ebenfalls schon abge-
schlossen und auf der Homepage der LUBW abrufbar. In dieser 
Studie gehe es um eine Folgenabschätzung von Floating-PV-An-
lagen. Ein See, auch ein künstliches Gewässer, müsse im Laufe 
eines Jahres zirkulieren können. Mittels 3-D-Modellierung seien 
hier die Prozesse bei der Zirkulation des Wassers in den Seen 
dargestellt worden und es sei abgeschätzt worden, bei welchen 
Bedeckungsgraden der Seefläche noch eine Zirkulation des Was-
sers stattfinden könne. Die Studie sei vereinfacht ausgedrückt zu 
dem Ergebnis gekommen, dass bis zu einem Bedeckungsgrad 
von 25 % eine Vollzirkulation sehr wahrscheinlich möglich sei. 
Zu diesem Ergebnis sei auch die Literaturstudie gekommen. Bei 
einem Bedeckungsgrad von 35 % müsse im Einzelfall geprüft 
werden, ob es sich als schwierig darstelle. 

Diese Ergebnisse seien den zuständigen Bundesministerien mit-
geteilt worden mit der Bitte, so schnell wie möglich eine Über-
arbeitung  des Wasserhaushaltsgesetzes  vorzunehmen.  Er  hoffe, 
dass diese Bitte erhört werde. Die Bundesregierung habe zur 
Überprüfung  eine mehrjährige  Forschungsarbeit  in Auftrag  ge-
geben. Es fehle jedoch die Zeit, um noch länger zu warten. Das 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 5785

23

AusschussAusschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

nachgedacht werden, welche anderen Anwendungen im Wasser-
stoffbereich elektrifiziert werden könnten. 

In der Stellungnahme zu Ziffer 5 des Antrags sei als eine Mög-
lichkeit der nachhaltigen Transformation der Wärmenetze die 
Nutzung der Tiefengeothermie aufgeführt. Dies erachte er als 
einen wichtigen Punkt. 

Ihm habe im Antrag gefehlt, den Blick auch noch mal auf die 
Frage zu  lenken, wie Energie eingespart und effizienter genutzt 
werden könne. 

Ein Abgeordneter der AfD brachte vor, vor wenigen Tagen hät-
ten die Niederlande die Förderung von Gas aus dem Gasfeld in 
Groningen eingestellt. Dies sei eine Forderung der Bevölkerung 
aufgrund des Vorkommens von Erdbeben in der Region gewe-
sen. In Baden-Württemberg werde immer mehr Flüssigerdgas 
benötigt, das in anderen Regionen der Erde gefördert, anschlie-
ßend verflüssigt, mit dem Schiff nach Deutschland  transportiert 
und dann wieder vergast werde. Teilweise erfolge die Förderung 
mittels  Fracking.  Bei  der  Förderung  des  Gases  entweiche  des 
Weiteren Methan. Der CO2-Abdruck dieses Flüssigerdgases sei 
definitiv  schlechter,  als wenn das Land beispielsweise  in Polen 
oder in anderen europäischen Staaten Kohle einkaufen und die 
eigenen Kohlekraftwerke weiterhin nutzen würde. 

Wasserstoff  habe  ein  Fünftel  der  Energiedichte  von  Erdgas. 
Schon jetzt gebe es zu wenig Erdgasspeicher im Land, es müss-
ten andere Speicher mitgenutzt werden. Die Hälfte aller jetzt 
existenten Erdgasspeicher seien geologisch gesehen jedoch nicht 
für die Speicherung von Wasserstoff geeignet. Wenn Wasserstoff 
in dem Ausmaß eingesetzt werden solle, wie es die Landesregie-
rung plane, werde im Vergleich zu Erdgas energietechnisch die 
doppelte Menge an Wasserstoff und würden in der Folge riesige 
Lagervolumen benötigt. 

Wenn mit einer Fotovoltaikanlage, die vor allem im Sommer 
überschüssigen Strom produziere, ein Elektrolyseur betrieben 
werde, der Wasserstoff erzeuge, müsse dieser Wasserstoff in gro-
ßen Mengen zwischengespeichert werden. Solange die Landes-
regierung und auch die Bundesregierung kein vernünftiges Kon-
zept vorlegten, wie diese großen Speicherkapazitäten geschaffen 
werden  sollten,  seien  all  die  Überlegungen  und  Vorschläge  zu 
diesem Thema nichts anderes als „Grimms Märchen“. 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum einvernehmlich, den An-
trag Drucksache 17/5081 für erledigt zu erklären. 

28.10.2023

Berichterstatter:

Nüssle

11.  Zu dem Antrag des Abg. Gernot Gruber u. a. 
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

 – Drucksache 17/5081
 –  Getätigter und geplanter Verbrauch von Erdgas 

in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Gernot Gruber u. a. SPD – Druck-
sache 17/5081 – für erledigt zu erklären.

28.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Nüssle Karrais

B e r i c h t

Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beriet 
den Antrag Drucksache 17/5081 in seiner 20. Sitzung, die als 
gemischte Sitzung mit Videokonferenz stattgefunden hat, am  
28. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags legte dar, die Entwicklung 
von Dekarbonisierungsstrategien gestalte sich sehr anspruchs-
voll. Allgemein gesprochen sollte so viel Gas wie nötig verwen-
det werden, und es sollten so viele regenerative Energien wie 
möglich genutzt werden. 

Es sollte nicht leichtfertig so getan werden, als ob es im Hin-
blick auf die Dekarbonisierung der Wärmenetze in Baden-Würt-
temberg keine Probleme gebe. Es sei nicht möglich, sozusagen 
einfach  nur  den Gashahn  abzudrehen.  Die  Tabelle  in  der  Stel-
lungnahme  zu  Ziffer  1  des  Antrags  zeige  die  Entwicklung  des 
Erdgasverbrauchs in Baden-Württemberg von 2012 bis 2021. 
Es könne gesehen werden, dass der Gasverbrauch in dieser Zeit 
nicht zurückgegangen sei, sondern in einigen Sektoren sogar zu-
genommen habe. Auch der künftig regenerativ erzeugte Wasser-
stoff werde  zunächst  für  andere  Sektoren  als  den Wärmesektor 
benötigt. 

Der Antrag diene als Bestandsaufnahme. Das Thema werde den 
Ausschuss und das Land in den nächsten Jahren sicherlich noch 
weiter beschäftigen. Hinsichtlich der Umsetzung der Dekarbo-
nisierungsmaßnahmen sowie der Förderung der Transformation 
der Wärmenetze, bei der auch die haushaltswirtschaftlichen Rah-
menbedingungen berücksichtigt werden müssten, könne gesehen 
werden, dass es sich dabei um eine extrem anspruchsvolle und 
komplexe Aufgabe handle. Dies sei jedoch kein Plädoyer dafür, 
bezüglich des Erreichens der Ziele nicht ehrgeizig zu sein. Er 
begrüße das Engagement, gleichzeitig sollte aber auch ein realis-
tischer Blick auf die Welt beibehalten werden. 

Ein Abgeordneter der Grünen äußerte, er schließe sich den Aus-
führungen seines Vorredners an. Das Land stehe vor großen 
Herausforderungen. Wie die Zahlen in der Stellungnahme zum 
Antrag zeigten, werde Baden-Württemberg noch länger von Gas-
importen abhängig sein. Es existiere jedoch ein klarer Plan, wie 
diese Abhängigkeit reduziert werden könne. 

Er begrüße es, wenn eine Priorisierung bezüglich der Verteilung 
des Wasserstoffs  erfolge  und  genügend Wasserstoff  für  die  In-
dustrie vorhanden sei. Er habe in seinem Wahlkreis Betriebe, die 
diesen Wasserstoff stofflich verwerten würden. Es müsse darüber 
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Vor Ort würden keine von Elektrozäunen durchzogenen Täler 
gewünscht.  Es  habe  sich  im Übrigen  herausgestellt,  dass  beim 
letzten Fall eines Wolfsrisses der Wolf auch von höheren Zäunen 
nicht abgehalten worden sei. Zäune stellten dagegen Barrieren 
für Rotwild und andere Wildarten dar, die für den Erhalt ihrer 
genetischen Vielfalt die Möglichkeit eines Austausches benötig-
ten. Er frage, ob das Land all die von ihm genannten Aspekte der 
Wiederansiedlung des Wolfes opfern wolle oder ob es nicht doch 
irgendwann die Einsicht gebe, den Wolf in das Jagdrecht aufzu-
nehmen. 

Eine Mitunterzeichnerin des Antrags Drucksache 17/5172 leg-
te dar, der Antrag Drucksache 17/5172 beschäftige sich mit der 
Frage, ob die Anwesenheit des Wolfes im Schwarzwald Einfluss 
auf den dortigen Tourismus habe. Der Tourismus habe im Land 
und insbesondere im Schwarzwald eine hohe Wertschöpfung. 

Sie bitte die Verantwortlichen im Ministerium für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft im Hinblick auf die Information 
der dort lebenden Menschen, aber auch der Urlauberinnen und 
Urlauber noch einmal Kontakt mit dem Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Tourismus aufzunehmen und zu überlegen, 
wie der Umgang mit Wildtieren besser kommuniziert werden 
könne. Laut der Stellungnahme zu Ziffer 6 des Antrags gebe es 
zwar entsprechende Handlungsempfehlungen auf der Homepage 
der Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-Würt-
temberg (FVA), nach ihrem Dafürhalten würden jedoch Perso-
nen, die im Schwarzwald Urlaub machen wollten, nicht auf die 
Homepage der FVA gehen, um sich über die Situation bezüglich 
der Wildtiere zu informieren. Auch die Hochschwarzwald Tou-
rismus  GmbH  (HTG)  habe  auf  ihrer Webseite  einen  Hinweis, 
wie mit Wildtieren umzugehen sei, allerdings seien diese Infor-
mationen dort nicht sofort zu finden. 

In der Stellungnahme zum Antrag sei angegeben, dass die Her-
denschutzzäune sowie die Herdenschutzhunde in die touristi-
schen Lenkungskonzepte eingebunden werden sollten. Sie frage, 
ob dies inzwischen der Fall sei. Sie habe bisher noch keine Publi-
kation gesehen, die dieses Thema aufgegriffen habe. 

Des Weiteren stehe in der Stellungnahme zum Antrag, dass ins-
besondere Hundehalterinnen und Hundehalter sehr aufmerksam 
sein und ihren Hund an die Leine nehmen sollten. Sie müsse 
jedoch feststellen, dass neun von zehn Hundehaltern ihre Hunde 
weder im Wald noch in den Schutzgebieten an der Leine hiel-
ten. Viele Wildtiere wie beispielsweise junge Rehe seien bereits 
einem Hund zum Opfer gefallen und hätten in der Folge von Jä-
gern getötet werden müssen. Sie bitte daher darum, noch einmal 
darüber nachzudenken, wie die Sensibilität von Hundehalterin-
nen und Hundehaltern gestärkt werden könne. 

Sie erkundige sich, wie weit die Umsetzung des Wolfkompe-
tenzzentrums, welches das Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft gemeinsam mit dem Ministerium für Ernäh-
rung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz entwickle, fort-
geschritten sei. 

Der Vorsitzende des Ausschusses merkte an, er habe vor Kurzem 
an einer Veranstaltung im Tourismusbereich teilgenommen, bei 
der ebenfalls Sorgen bezüglich des Wolfes im Schwarzwald zum 
Ausdruck gekommen seien. 

Ein Abgeordneter der CDU bemerkte, seines Erachtens seien in 
den beiden hier diskutierten Anträgen keine Fragen gestellt wor-
den, die zu neuen Informationen geführt hätten, auch aus dem 
Grund,  dass  in  den  letzten Wochen  und Monaten  sehr  intensiv 
über den Wolf diskutiert worden sei. 

Als er im letzten Jahr in der Altmark in Sachsen-Anhalt unter-
wegs gewesen sei, habe er gemerkt, dass der Wolf dort bereits 
ganz anders diskutiert werde und auch andere Maßnahmen er-
griffen  würden  als  es  in  Baden-Württemberg  derzeit  noch  der 
Fall sei. 

12.  Zu
 a)  dem Antrag der Abg. Bernhard Eisenhut und 

Dr. Uwe Hellstern u. a. AfD und der Stellung-
nahme des Ministeriums für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft

   – Drucksache 17/5094
   –  Neuordnung des Wolfsmanagements in Ba-

den-Württemberg
 b)  dem Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. 

SPD und der Stellungnahme des Ministeriums 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

   – Drucksache 17/5172
   – Wolf und Tourismus

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
1.  Abschnitt I des Antrags der Abg. Bernhard Eisen-

hut und Dr. Uwe Hellstern u. a. AfD – Drucksache 
17/5094 – und den Antrag des Abg. Hans-Peter Storz 
u. a. SPD – Drucksache 17/5172 – für erledigt zu er-
klären;

2.   Abschnitt II des Antrags der Abg. Bernhard Eisen-
hut und Dr. Uwe Hellstern u. a. AfD – Drucksache 
17/5094 – abzulehnen.

28.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Hailfinger  Karrais

B e r i c h t

Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beriet 
die Anträge Drucksachen 17/5094 und 17/5172 in seiner 20. Sit-
zung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz stattgefun-
den hat, am 28. September 2023.

Ein Mitinitiator des Antrags Drucksache 17/5094 führte aus, er 
habe kürzlich die Rückmeldung erhalten, dass zwei Nutztierhal-
ter ihre Ziegenhaltung aufgeben wollten. Die Weiden, auf denen 
ihre Tiere stünden, seien zum einen schwer zugänglich, zum 
anderen werde auch vonseiten des Tourismus gesagt, dass die 
Weiden  offengehalten werden müssten.  Eine  Beweidung  sei  in 
diesem Gebiet notwendig, die Tierhalter  seien  jedoch  frustriert, 
wenn sie ihre Tiere tot auf der Weide auffinden würden. 

Bei der Landschaft im Nordschwarzwald handle es sich nicht 
um eine Naturlandschaft wie sie beispielsweise in Sibirien oder 
im Ural vorgefunden werden könne, sondern um eine sehr arten-
reiche Kulturlandschaft. Das offene Gelände sei durch Nutzung 
entstanden. Die Weidetierhaltung gehöre im Nordschwarzwald 
zum Erhalt der Artenvielfalt und der Kulturlandschaft dazu. 

Der Wolf habe vor rund 200 Jahren in Baden-Württemberg in 
der dortigen Naturlandschaft gut leben können. Einige glaub-
ten jedoch, das Land könne sich 200 Jahre zurückversetzen und 
der Verbreitung des Wolfes freien Lauf lassen. Dies würde die 
gesamte Vielfalt der gewachsenen Kulturlandschaft, zu der die 
Nutztierhaltung, aber auch bedrohte Arten wie das Auerhuhn ge-
hörten, gefährden. 
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Kooperation mit Tourismusverbänden sei in diesem Fall sicher-
lich sinnvoll. 

Er habe sich mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eines Rei-
sebüros über das Thema „Wolf und Tourismus“ ausgetauscht. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hätten eine Aufstellung ge-
macht, wo er mit verschiedenen Reiseanbietern in Europa überall 
hingehen könne, wenn ihn das Thema „Wolf, Luchs oder Bär 
und Tourismus“ interessiere. In Bezug auf den Wolf sei das Er-
gebnis gewesen, dass es Reiseanbieter gebe, die von Finnland 
über das Baltikum und die Slowakei bis nach Rumänien und 
Südeuropa solche Nature Tours anböten. Dabei handle es sich 
um eine Vielzahl touristischer Reiseanbieter in Europa, die sol-
che Reisen im Sortiment hätten. Im Übrigen werde auch in Nie-
dersachsen und Mecklenburg-Vorpommern mit diesem Thema 
Geld  verdient.  Ihm  sei  aus  keiner  Region  Europas  rückgemel-
det worden, dass der Tourismus aufgrund des Vorkommens von 
Wölfen einge brochen sei. Der Tourismus profitiere im Gegenteil 
davon. 

Er wisse, dass Weidetierhalterinnen und Weidetierhalter mit der 
Rückkehr des Wolfes ein Problem hätten. Deren Sorgen müssten 
ernstgenommen und das Problem gelöst werden. Der Tourismus 
werde perspektivisch jedoch von der Anwesenheit der Wölfe 
profitieren. Es handle sich dabei um ein Segment  innerhalb des 
Naturtourismus, das in der Bedeutung zunehme. Derzeit handle 
es sich bei dieser Art des Tourismus noch um eine Nische. Es 
gebe jedoch in Europa in diesem Segment bereits ein breites An-
gebot, das auch nachgefragt werde. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP merkte an, die Freien Demo-
kraten würden es begrüßen, wenn der Wolf mit einer ganzjähri-
gen Schonzeit in das Jagdrecht aufgenommen werde. Dies ma-
che auch Sinn, um beispielsweise reagieren zu können, wenn ein 
Wolf verletzt werde. Durch die Aufnahme in das Jagdrecht gebe 
es klare Zuständigkeiten, und Jäger hätten die Möglichkeit, die-
sen Wolf zu erlösen. 

Er habe die Erfahrung gemacht, dass der typische Familienur-
lauber mit Kindern nicht  in Gebieten Urlaub machen bzw. spa-
zieren gehen wolle, in denen Wölfe vorkämen, und sich dann ein 
anderes Reiseziel suche. Er stimme zu, dass mit Spezialtouris-
mus immer Geld verdient werden könne. Der Großteil der Urlau-
ber, die in den Schwarzwald reisten, wollten jedoch nach seinem 
Dafürhalten keinem Wolf begegnen. 

Es sei erwiesen, dass Wölfe auch höhere und fachmännisch er-
richtete Zäune überwinden könnten. In einigen Regionen wie 
beispielsweise in felsigen Hanglagen sei es ferner gar nicht mög-
lich, einen wolfsabweisenden Zaun zu errichten. In der Folge 
würden die Weidetierhalter diese Flächen verlassen, um zu ver-
hindern, dass ihre Tiere verletzt oder getötet würden. In einem 
solchen Fall stelle sich dann die Frage, wer die Täler künftig 
offen halte. 

Die Freien Demokraten seien der Meinung, dass Baden-Würt-
temberg nicht das große Wolfserwartungsland sei und dass früh-
zeitig darauf geachtet werden müsse, wo sich der Wolf verbreite. 

Der schon zu Wort gekommene Mitinitiator des Antrags Druck-
sache 17/5094 bemerkte, in seinem Wahlkreis habe es einen 
Wolfsriss gegeben, obwohl ein neuer, erhöhter Schutzzaun in-
stalliert gewesen sei. Dieser Zaun habe den Wolf nicht abge-
halten. Der Wolf sei schlau und kräftig und könne daher auch 
108 cm hohe Zäune überwinden. Solche Zäune schadeten nur 
den anderen Tieren. 

Er frage, wie viel Spannung ein solcher elektrischer Zaun benöti-
ge, und ob CO2 plötzlich keine Rolle mehr spiele. 

Der  schon  zu Wort  gekommene  Abgeordnete  der  Grünen  ant-
wortete, die Stromspannung eines solchen Herdenschutzzaunes 
sollte möglichst 4 000 V betragen. 

Im Südschwarzwald herrsche vor Ort eine große Verunsiche-
rung, auch bei den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern, wie 
sich die Anwesenheit des Wolfes auf den Tourismus sowie ins-
besondere auf die Weidetierhaltung auswirke. Auch die Schäfe-
rinnen und Schäfer im Land würden dieses Thema intensiv dis-
kutieren. 

Die Bundesumweltministerin habe für September dieses Jahres 
angekündigt, eine Antwort auf die Frage zu liefern, wie das 
Thema Wolf bundesweit angegangen werden könne. Die Mi-
nisterpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der Länder hätten 
dieses Thema Anfang September dieses Jahres in ihrer Brüsseler 
Erklärung ebenfalls aufgenommen und gesagt, dass ein regional 
differenziertes  Bestandsmanagement  benötigt  werde.  Dies  for-
dere die Union bereits seit Längerem. 

Er habe die FDP in der letzten Bundestagsdebatte dahin gehend 
verstanden, dass ihnen die Vorschläge der Bundesumweltminis-
terin nicht weit genug gingen und sie daher einen eigenen Ent-
wurf einbringen wollten. Er sei gespannt, was in den nächsten 
Tagen diesbezüglich kommen werde. Seines Erachtens werde der 
Vorschlag der Bundesumweltministerin wesentliche Verände-
rungen bringen, das Land habe in der Folge dann sicherlich auf 
dieser Grundlage einiges zu entscheiden. 

Ein Abgeordneter der Grünen entgegnete auf die Ausführungen 
des Mitinitiators des Antrags Drucksache 17/5094, vor 200 Jah-
ren habe es in Baden-Württemberg keine Naturlandschaft mehr 
gegeben. Der Wolf sei das Tier, welches vom Menschen am 
längsten domestiziert worden sei. Er sei in der Kulturlandschaft 
schon immer sehr gut zurechtgekommen. 

Er äußerte, in Baden-Württemberg und weit darüber hinaus gebe 
es mit Ausnahme der Wanderschäferei keine Weidetierhaltung 
ohne Zäune. Durch die Anwesenheit des Wolfes würden somit 
keine neuen Zäune errichtet, sondern bestehende Zäune durch 
andere Zäune ersetzt. In einem gemeinsamen und vom Land ge-
förderten Projekt des Landesschafzuchtverbands und des NABU 
zum Herdenschutz in Baden-Württemberg seien Herdenschutz-
zäune entwickelt worden, die mit 105 bis 108 cm Höhe etwas 
höher seien als die gängigen Zäune mit einer Höhe von 90 cm, 
gleichzeitig aber  ein geringeres Gewicht  aufwiesen,  sodass diese 
Zäune eine Arbeitserleichterung für die Weidetierhalter darstell-
ten. Ob ein Zaun in der Landschaft 105 oder 90 cm hoch sei 
oder sogar die bundesweit als wolfsabweisend geltende Höhe 
von 120 cm aufweise, mache in der Landschaft keinen großen 
Unterschied. 

Auch ohne den Wolf habe jeder Weidetierhalter nach Landwirt-
schafts- und Tierschutzrecht die Verpflichtung, einen ausbruchs-
sicheren Zaun aufzustellen. Es komme allerdings durchaus auch 
vor, dass die Zaunhersteller oder in einigen Fällen die Versiche-
rungen darauf hinwiesen, dass Zäune nicht den entsprechenden 
Anforderungen entsprächen. 

Weidetierhalter würden im Land gebraucht und seien gewollt, sie 
würden daher auch vom Land unterstützt. 

Das Thema „Wolf und Jagdrecht“ sei schon mehrmals sowohl 
im Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft als auch 
im Plenum diskutiert worden. Der Badische Landwirtschaftliche 
Hauptverband (BLHV), der im Südschwarzwald verortet sei, sa-
ge öffentlich deutlich, dass die Weidetierhalterinnen und Weide-
tierhalter den Wolf im Jagdrecht weder wollten noch bräuchten, 
da dies die Prozesse verzögern würde. Ein Wolfsmanagement 
würde sich dadurch länger und komplizierter gestalten. Den 
Wolf ins Jagdrecht aufzunehmen, wäre somit gegen die Interes-
sen der Weidetierhalterinnen und Weidetierhalter. 

Es sei richtig, dass Touristen, die im Schwarzwald Urlaub mach-
ten, sich nicht auf der Homepage der FVA über den Wolf in-
formieren würden. Er halte den Hinweis der Mitunterzeichnerin 
des Antrags Drucksache 17/5172 daher für gerechtfertigt. Eine 
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Baden-Württemberg gebe es bisher ebenfalls keine belastbaren 
Zahlen. 

Eine Herausforderung in Wolfsgebieten stelle eine mögliche Be-
einträchtigung beim Wandern durch den Einsatz von Herden-
schutzhunden  dar.  In  solchen  Gebieten  sei  eine  intensive  Auf-
klärung  wichtig.  Wanderer,  die  über  Weideflächen  wanderten, 
auf denen Schafherden mitsamt Herdenschutzhunden vorkämen, 
müssten sich an gewisse Regeln halten. Beispielsweise sollte 
nicht auf die Schafherde zugerannt werden, da der Herdenschutz-
hund die Aufgabe habe, die Herde zu beschützen. Wenn sich 
ein Wanderer der Herde langsam nähere, verhalte sich ein gut 
erzogener Herdenschutzhund vollkommen unproblematisch und 
stelle keine Gefahr dar. 

Hunde müssten in der Nähe von Schafherden mit Herdenschutz-
hunden angeleint sein, da ein Herdenschutzhund seine Herde vor 
einem Hund, der auf die Tiere zulaufe, beschütze. 

Wichtig sei eine intensive Aufklärung der Touristen. Beispiels-
weise sollten in den Hotels Faltblätter liegen, die erklärten, wie 
man sich bei der Anwesenheit von Herdenschutzhunden verhalte. 
Es mache ebenfalls Sinn, Schilder mit dem Hinweis, dass sich 
auf der Weide Herdenschutzhunde aufhielten, sowie Verhaltens-
regeln an den Zäunen anzubringen. 

Bislang gebe es in Baden-Württemberg zwei Betriebe im 
Schwarzwald, die Herdenschutzhunde einsetzten. Dort würden 
die von ihm genannten Hinweise auch mitgeteilt. 

Die Hilfe bei Wolfsschäden müsse schnell und unbürokratisch 
bei den Weidetierhaltern ankommen. Aus diesem Grund sei auch 
die Entnahme von Wölfen im Land so geregelt worden, dass die-
se so schnell wie möglich erfolgen könne. Es sei ein spezielles 
Entnahmeteam aus Berufsjägern und Fährtenlesern aufgebaut 
worden, das schnell eingreifen könne und auch mit Revierjägern 
zusammenarbeite.  Der Wolf  mache  jedoch  nicht  an  den  Gren-
zen eines Jagdreviers halt, er könne sich beispielsweise in einer 
Nacht durchaus 50 bis 60 km bewegen. 

Wenn eine Ausnahmegenehmigung nach dem Naturschutzrecht 
erteilt werde, dass ein Wolf getötet werden dürfe, müsse dies so 
schnell wie möglich erfolgen. Dies könne auch durch den Re-
vierjäger geschehen, die bevorzugte Lösung sei jedoch der Ein-
satz der Berufsjäger, die sich nicht an die Reviergrenzen halten 
müssten und den Wolf dadurch so schnell wie möglich erlegen 
könnten. Baden-Württemberg arbeite bei diesem Thema eng mit 
anderen Bundesländern zusammen, da der Wolf auch nicht vor 
Ländergrenzen haltmache. 

Wenn ein Wolf verletzt oder krank sei, könne dieser nach Na-
turschutzrecht, Tierschutzrecht und Polizeirecht getötet werden. 
Dabei gehe es zum einen um das Erlösen des Tieres, zum an-
deren aber auch um den Schutz von Leib und Leben, da bei-
spielsweise ein angefahrener Wolf oder auch ein kranker Wolf 
gefährlich sein und beißen könne, wenn er Angst und Schmerzen 
habe. Das Töten eines solchen Wolfes sei auch jetzt schon mög-
lich, ohne dass der Wolf ins Jagdrecht aufgenommen worden sei. 

Die einzige Frage, warum der Wolf in das Jagd- und Wildtier-
managementgesetz übernommen werden sollte, die noch nicht 
beantwortet worden sei, betreffe den Versicherungsschutz eines 
Revierjägers. Aber auch diese Frage könne versicherungsrecht-
lich gelöst werden, beispielsweise über eine Jagdversicherung. 

Wölfe seien Jäger und müssten körperlich fit sein. Sie seien da-
her darauf bedacht, sich nicht zu verletzen. Auch wenn ein Wolf 
einen Zaun mit einer Höhe von 110 cm oder höher überwinden 
könne, sei die Erfahrung gemacht worden, dass er dies aufgrund 
der Verletzungsgefahr nicht tue. Vielmehr versuche er, diesen 
Zaun zu untergraben. Aus diesem Grund sei ein Untergrabschutz 
an Zäunen sehr wichtig. Ebenso sollte die unterste Litze unter 
Strom stehen, sodass der Wolf abgeschreckt werde. 

Er äußerte, es gebe Bundesländer, die gesetzlich geregelt hätten, 
dass verletzte Wölfe von Polizisten erschossen werden könnten, 
ohne dass der Wolf dort im Jagdrecht stehe. Es bestünden somit 
Möglichkeiten, einen solchen Fall zu regeln. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft brachte vor, ohne die Weidetierhalter, ohne die 
Milchviehhalter, ohne die Schäferinnen und Schäfer im Schwarz-
wald, auf der Schwäbischen Alb und im Odenwald könnten viele 
Kulturlandschaften im Land nicht erhalten werden. 

Es sei erwähnt worden, dass es vor 200 Jahren in Baden-Würt-
temberg eine Naturlandschaft gegeben habe. Vor 200 Jahren war 
das heutige Baden-Württemberg das Schäfereiland Europas. Es 
habe zur damaligen Zeit mehr Schafe in Baden-Württemberg ge-
geben als in Spanien und Frankreich zusammengenommen. Aus 
diesem Grund gebe  es  auch heute  noch viele Wacholderheiden 
und Kalkmagerrasen im Land. Das Land habe eine hohe Ver-
antwortung für diese Lebensräume und die traditionelle Nutzung 
dieser Kulturlandschaften. 

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft sehe es 
als eine der größten Aufgaben des Naturschutzes an, die Weide-
tierhaltung in Baden-Württemberg nicht nur zu erhalten, sondern 
auch auszubauen. Es würden mehr Schafe sowie mehr Schäfe-
rinnen und Schäfer, aber auch mehr Rinderhaltung im Land be-
nötigt. Es müssten Wege gefunden werden, die Kulturlandschaft 
gemeinsam mit den Schäferinnen und Schäfern sowie den Wei-
detierhaltern zu erhalten. In den vergangenen Jahren sei die An-
zahl von Weidetieren und von Tierhaltern jedoch zurückgegan-
gen. Dieser Rückgang habe schon beobachtet werden können, 
bevor der Wolf überhaupt in Baden-Württemberg angekommen 
sei. 

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft habe 
im Einvernehmen mit dem Landesschafzuchtverband Baden-
Württemberg einen Handlungsleitfaden Wolf entwickelt, und 
zwar schon bevor der Wolf im Land hätte nachgewiesen wer-
den können. Des Weiteren habe das Ministerium, ebenfalls im 
Einvernehmen mit dem Landesschafzuchtverband, einen Ma-
nagementplan entwickelt. Zu den weiteren Maßnahmen des 
Ministeriums gehörten beispielsweise die Weiterentwicklung 
der Landschaftspflegerichtlinie  und  die  Förderung  von Herden-
schutzmaßnahmen wie Herdenschutzzäunen. Baden-Württem-
berg fördere als erstes Bundesland auch eine Erdung bei Strom 
führenden Zäunen, die in einem solchen Fall notwendig sei. Das 
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft habe ein 
sehr großes Interesse daran, dass die Weidetierhaltung eine gute 
Zukunft in Baden-Württemberg habe. 

Er sei froh, dass der Landesschafzuchtverband, der auch die Tier-
halter vertrete, die am stärksten unter einem Wolf leiden würden, 
mit den Maßnahmen des Umweltministeriums sehr zufrieden sei. 
Der Vorsitzende des Landesschafzuchtverbands sei gleichzeitig 
Vorsitzender der Vereinigung Deutscher Landesschafzuchtver-
bände und habe daher auch Kenntnis von den Maßnahmen, die in 
anderen Bundesländern durchgeführt würden. Baden-Württem-
berg stehe im Vergleich sehr gut da. Hinweise, was diesbezüg-
lich noch verbessert werden könne, nehme das Ministerium gern 
auf. 

Das Thema „Wolf und Tourismus“ werde intensiv diskutiert. 
Auch in diesem Zusammenhang sei die Herausforderung die 
Erhaltung  der  offenen Kulturlandschaft,  da  es  oftmals  auch  die 
offenen Täler  seien, die Touristen  in den Schwarzwald  lockten. 
Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft ar-
beite mit dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz eng zusammen, um die Offenlandschaften zu 
erhalten. 

Bisher lägen keine belastbaren Aussagen dazu vor, dass der 
Wolf möglicherweise einen massiven negativen Einfluss auf den 
Tourismus haben könnte. In Bezug auf einen Wolfstourismus in 
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13.  Zu dem Antrag der Abg. Frank Bonath und 
Friedrich Haag u. a. FDP/DVP und der Stellung-
nahme des Ministeriums für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft

 – Drucksache 17/5188
 –  Verbreitung und Regulierung von Wärmepum-

pen in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Frank Bonath und Friedrich Haag 
u. a. FDP/DVP – Drucksache 17/5188 – für erledigt zu 
erklären.

28.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Behrens Karrais

B e r i c h t

Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beriet 
den Antrag Drucksache 17/5188 in seiner 20. Sitzung, die als 
gemischte Sitzung mit Videokonferenz stattgefunden hat, am  
28. September 2023.

Ein Mitinitiator des Antrags dankte dem Ministerium für Um-
welt, Klima und Energiewirtschaft für die ehrliche Stellungnah-
me zum Antrag, die die Grundproblematik der Wärmewende ein 
Stück weit mit aufzeige. Er führte aus, bei der Wärmepumpen-
technologie handle es sich um eine sehr gute Technologie, die 
jedoch das Problem habe, dass bei der Wärmepumpe dann, wenn 
es draußen sehr kalt sei und sie gebraucht werde, die Jahres-
arbeitszahl  abnehme  und  die  Effizienz  nicht mehr  gegeben  sei. 
Gleichzeitig könne  im Dezember und Januar kaum Energie aus 
Fotovoltaikanlagen gewonnen werden. Dies führe dazu, dass sich 
die Nutzung der Wärmepumpe in Teilen des Landes im Winter 
problematisch darstelle. 

Die Zahlen  in der Tabelle 1  in der Stellungnahme zu Ziffer 12 
des Antrags hätten ihn überrascht, er habe erwartet, dass die 
Wärmepumpe hinsichtlich ihrer Emissionsbilanz besser dastehe. 

Auch wenn es sich bei der Wärmepumpe insgesamt um eine sehr 
gute Technologie handle, sei sie dennoch nicht für den Einbau 
in  jedes Gebäude gleichermaßen geeignet. Es müsse daher eine 
individuelle Betrachtung erfolgen. 

Laut der Stellungnahme zum Antrag würden derzeit gerade ein-
mal 0,52 % der Landesgebäude eine Wärmepumpe einsetzen. 
Gleichzeitig werde für die Mehrzahl ein Hybridsystem mit Spit-
zenlastwärmeerzeugern benötigt, insbesondere in den Wintermo-
naten, in denen die Wärmepumpe mit maximaler Leistung laufen 
müsse. Dieses Problem betreffe nicht nur die Landesliegenschaf-
ten, sondern eine Vielzahl von Gebäuden, in denen eine Wärme-
pumpe eingebaut worden sei. Hybridsysteme würden auch von 
vielen Energieberatern empfohlen. Er frage, welche Brennstoffe 
derzeit bei den Hybridlösungen bei den Landesgebäuden ein-
gesetzt würden. Des Weiteren erkundige er sich, welche Brenn-
stoffe zukünftig eingesetzt werden sollten. 

Vor einigen Monaten habe der Ausschuss für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft in einem seiner Tagesordnungspunkte 
über den Entwurf eines Energiekonzepts geredet. Ihn interessiere 
der aktuelle Stand zum Energiekonzept. Ferner wolle er wissen, 

Das Land fördere die höheren Zäune, die im Regelfall auch mit 
einer höheren Spannung von 4 000 V belegt werden könnten, 
da sie Kupfer- und Stahldrähte enthielten. Das Ziel sei, dass der 
Wolf einmal den Strom spüre, daraus lerne und in der Folge 
nicht mehr versuche, Zäune zu überwinden. 

Bei  den  Übergriffen  auf  geschützte  Schafe  und  Ziegen  sei  bei 
der  Überprüfung  durch  die  FVA  festgestellt  worden,  dass  sich 
oftmals eine Lücke im Zaun befunden habe, die der Wolf erkannt 
habe. Beispielsweise hätte er den Zaun an einer Stelle untertun-
neln können oder es habe einen Spalt im Zaun gegeben, durch 
den er hätte schlüpfen können. Es sei daher zentral wichtig, den 
Weidetierhaltern das richtige Zäunen beizubringen. Dies erfolge 
beispielsweise über das Herdenschutzzentrum, in dem das Mi-
nisterium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft intensiv mit 
dem Landesschafzuchtverband sowie auch den Schäferinnen und 
Schäfern zusammenarbeite. 

Bezüglich des Wolfkompetenzzentrums sei das Ministerium für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft in einem Austausch mit 
dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz. Es werde eine Ausschreibung erfolgen, das 
Wolfskompetenzzentrum werde so schnell wie möglich aufge-
baut. 

Baden-Württemberg habe vor Kurzem gemeinsam mit dem 
BLHV als erstes Bundesland definiert, wie ein zumutbarer Her-
denschutz bei Rindern aussehe, um im Schwarzwald handlungs-
fähig zu sein. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der CDU wollte 
wissen, wie es ablaufe, wenn ein Berufsjäger im Schwarzwald 
einen Wolf, der Probleme mache, entnehmen müsse, ob der Be-
rufsjäger dann eng mit den Jägern im Revier zusammenarbeite 
bzw. ob die entsprechenden Revierjäger informiert würden. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft antwortete, es werde versucht, die Jäger so schnell 
wie möglich zu informieren. Wenn es jedoch eine Möglichkeit 
gebe, den Wolf zu schießen, werde diese Möglichkeit auch wahr-
genommen und nicht erst gewartet, bis der entsprechende Re-
vierjäger informiert werden könne, da sonst die Gefahr bestehe, 
dass der Wolf wieder verschwunden sei, bevor er geschossen 
werden könne. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft ergänzte, der Wolf müsse zweimal innerhalb einer be-
stimmten Zeit einen wolfsabweisenden Zaun überwinden, bevor 
gehandelt werden dürfe. Es sei auch ungefähr bekannt, wo sich 
die Wolfsreviere befänden, sodass die Jäger selbstverständlich 
informiert würden, wenn ein Wolf die Zäune überwunden habe. 

Daraufhin empfahl der Ausschuss dem Plenum einvernehmlich, 
Abschnitt I des Antrags Drucksache 17/5094 sowie den Antrag 
Drucksache 17/5172 für erledigt zu erklären, und mehrheitlich, 
Abschnitt II des Antrags Drucksache 17/5094 abzulehnen. 

25.10.2023

Berichterstatter:

Hailfinger
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Ein Abgeordneter der AfD fragte, ab wann es ein Verbot für 
Wärmepumpen,  die  per-  und  polyfluorierte  Alkylverbindungen 
(PFAS) enthielten, geben werde, und wie lange es dauern werde, 
bis die schon verbauten Wärmepumpen mit PFAS ausgetauscht 
seien. Er führte aus, in den letzten Wochen hätten sich die PFAS 
wieder vermehrt in der Diskussion befunden. PFAS seien bei 
Wärmepumpen oftmals in den Kreisläufen verbaut. Es sollte ge-
klärt werden, ab wann PFAS-freie Wärmepumpen vorgeschrie-
ben seien. 

Der Vorsitzende des Ausschusses antwortete seinem Vorredner 
von der AfD, mit diesem Aspekt beschäftige sich derzeit die EU-
Kommission. Die Landesregierung habe seines Erachtens dies-
bezüglich eine Stellungnahme abgegeben. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Finanzen legte dar, das Mi-
nisterium für Finanzen habe gemeinsam mit anderen Ressorts 
das Energie- und Klimaschutzkonzept für Landesliegenschaften 
2030 fortgeschrieben. Am 20. Juni dieses Jahres sei es vom Ka-
binett verabschiedet worden. Die Landesverwaltung solle nach 
diesem Konzept bis zum Jahr 2030 nettotreibhausgasneutral sein. 
Ein sehr wichtiges Handlungsfeld stelle in diesem Zusammen-
hang die Wärmeversorgung dar. Es solle eine möglichst klima-
neutrale Wärmeversorgung der Landesgebäude erreicht werden. 
Die Schlüsseltechnologie hierfür sei derzeit die strombetriebene 
Wärmepumpe. 

Seit Einführung des Konzepts lege das Land somit einen noch 
größeren Wert auf den Einsatz von Wärmepumpen in den Lan-
desgebäuden, deren Einsatz werde daher seitdem deutlich ver-
stärkt. Gleichzeitig werde  in  den neuen Anlagen  zur Wärmeer-
zeugung kein Heizöl mehr verwendet. In eigenen Heizzentralen 
werde Heizöl bis 2028 durch erneuerbare Energieträger ersetzt. 
Öl werde dennoch bei der Notstromversorgung und wie auch 
Erdgas zur Redundanz eingesetzt. Es würden in den Landes-
gebäuden jedoch keine funktionierenden Heizungsanlagen ohne 
Grund erneuert. 

Für die Landesgebäude würden weiterhin Spitzenlastwärmeer-
zeuger benötigt, auch bei der Nutzung effizienter Wärmepumpen. 
Dies liege u. a. an dem schon erwähnten Problem bei niedrigen 
Außentemperaturen. 

In Bezug auf die Energieträger, die in den Landesgebäuden ein-
gesetzt würden, sei der Anteil von Erdgas derzeit am höchsten. 
Eine Aufschlüsselung, beispielsweise wie viel Öl oder feste Bio-
masse verwendet werde, liege ihm jedoch aktuell nicht vor. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft brachte vor, es sei gefragt worden, wie die Zahlen 
in der Tabelle 1  in der Stellungnahme zu Ziffer 12 des Antrags 
zustande gekommen seien. Die Emissionsfaktoren beinhalteten 
die direkten Emissionen aus dem Anlagenbetrieb sowie die in-
direkten Vorkettenemissionen. Diese würden beispielsweise die 
Gewinnung  und  Aufbereitung,  den  Transport,  die  Anlagenher-
stellung und den Einsatz von fremdbezogener Hilfsenergie ein-
schließen. Die Emissionsfaktoren der Wärmepumpen seien ver-
gleichsweise hoch, da eine Vielzahl von Emissionen in die Be-
rechnung eingeflossen seien. 

Bei Wärmepumpen spiele beispielsweise der Strommix, der ge-
nutzt werde, eine vergleichsweise hohe Rolle. In der Tabelle 1 
habe das Umweltbundesamt für die Berechnung des Strommix 
Daten aus dem Jahr 2018 verwendet. Zu diesem Zeitpunkt habe 
dieser Wert bei 484,9 g CO2 pro Kilowattstunde gelegen. Mitt-
lerweile sei die spezifische Kohlendioxidemission des deutschen 
Strommix gesunken. 

Eine spezifische Zahl bezüglich der Kohlendioxidemissionen des 
baden-württembergischen Strommix sei ihm nicht bekannt. Falls 
es diese Zahl gebe, werde er sie nachreichen. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft ergänzte, in Bezug auf das Energiekonzept für Ba-

welche Rolle das Thema Wärmepumpen in diesem Energiekon-
zept spiele. 

Ein Abgeordneter  der Grünen  äußerte,  er  empfinde  es  als  inte-
ressant, dass die Interpretation der Stellungnahme zum Antrag 
zwischen seinem Vorredner und ihm selbst ganz unterschiedlich 
ausfalle. Er habe die Stellungnahme zum Antrag dahingehend 
verstanden, dass das Land bezüglich der Wärmepumpe sehr gut 
aufgestellt sei. Beispielsweise sei aus dem in der Stellungnahme 
zum Antrag erwähnten Antrag Drucksache 17/3076 ersichtlich, 
dass Baden-Württemberg im Bundesvergleich bereits im Jahr 
2020 mit 63,3 % den höchsten Marktanteil von Wärmepumpen 
in neu errichteten Wohngebäuden gehabt habe. 

Wenn in Bestandsgebäuden eine neue Heizung benötigt werde, 
würden Alternativen gesucht. Eine neue Heizung werde erst in 
einem solchen Fall eingebaut. Nach seinem Dafürhalten werde 
manchmal so getan, als wenn sämtliche Bestandsgebäude auf 
einen Schlag eine Wärmepumpe benötigten. 

Er habe keine Bedenken, dass die Märkte bezüglich der Wärme-
pumpe gut aufgestellt seien. Natürlich gebe es einen Fachkräfte-
mangel, dies sei jedoch bekannt und trete nicht nur in diesem 
Bereich auf, sondern stelle ganz allgemein ein Problem dar. 

Er begrüße, dass die kommunale Wärmeplanung im Land bereits 
weit fortgeschritten sei. Die Menschen vor Ort hätten dadurch 
relativ  schnell  die Möglichkeit,  herauszufinden, welche Lösung 
bei ihnen im Wohngebiet Sinn mache. 

Ein Abgeordneter der CDU bemerkte, laut der Stellungnahme 
zu Ziffer 12 des Antrags  sei  die  spezifische Kohlendioxidemis-
sion des deutschen Strommix bis zum Jahr 2022 auf 434 g CO2 
pro Kilowattstunde gesunken. Er frage, ob es diesbezüglich auch 
eine Zahl  für Baden-Württemberg gebe, da  sich die  spezifische 
Kohlendioxidemission des baden-württembergischen Strommix 
seines Erachtens von der des deutschen Strommix unterscheide. 

Der  in der Stellungnahme zu Ziffer 12 des Antrags eingefügten 
Tabelle 1 könne entnommen werden, dass insbesondere auch die 
Wärmebereitstellungsmethoden, die noch ins Gebäudeenergiege-
setz  (GEG)  des Bundes  aufgenommen worden  seien,  in Bezug 
auf die Emissionsbilanz im Vergleich zu anderen Technologien 
durchaus gut dastünden. Er begrüße daher, dass die Diskrimi-
nierung einzelner Technologien, die es im ersten Entwurf des 
GEG noch gegeben habe,  in dem Gesetz so nicht mehr vorhan-
den sei. Aus der Tabelle sei ersichtlich, dass gerade auch durch 
die Nutzung nachwachsender Rohstoffe CO2-Emissionen gesenkt 
werden könnten. 

In den Landesgebäuden sei der Anteil der Wärmepumpen von 
2018 bis zum Jahr 2022 gerade einmal von 0,35 % auf 0,52 % 
angestiegen. Nach seinem Dafürhalten werde in der nächsten 
Zeit jedoch relativ viel geschehen, diese Zahl werde in zwei bis 
drei Jahren sicherlich ganz anders aussehen. 

Ein Abgeordneter der SPD merkte an, er teile die Einschätzung, 
dass es beispielsweise für einen Waldbesitzer Sinn mache, eine 
alte  Holzheizung  durch  eine  neue  und  effiziente  Holzheizung 
auszutauschen. In einem solchen Fall führe dies ebenfalls zu  
hohen Einsparungen an Energie und CO2. 

Er frage, ob es sich bei den in der Tabelle 1 in der Stellungnahme 
zu Ziffer 12 des Antrags genannten Zahlen um vermiedene oder 
ausgestoßene Emissionen handle, da dies aus der Überschrift zu 
der Tabelle nicht ganz deutlich werde. 

Holz sei klimaneutral, wenn für die Bilanz in etwa die letzten 
100 Jahre betrachtet würden. Dies nütze dem unmittelbaren Kli-
maschutz jedoch nicht, da das CO2 vor längerer Zeit eingelagert 
worden sei, bei der Verbrennung von Holz jedoch zum jetzigen 
Zeitpunkt freigesetzt werde. Der Ausstoß von Treibhausgasemis-
sionen sei beispielsweise bei der Holzverfeuerung höher als bei 
einem Gasbrennwertkessel. 
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Hinzu komme, dass sich solche Daten auf einen gewissen Zeit-
punkt und eine gewisse Annahme bezögen. Wenn natürlich ein 
ganzer Hang gerodet werde, um aus diesem Holz Pellets zur Ver-
brennung herzustellen, gebe es keinen ökologischen Effekt mehr. 

Das Ministerium für Finanzen habe auf eine Anfrage aus Sins-
heim, ob die Verwaltung an das Nahwärmenetz der dortigen Ab-
fallverwertungsgesellschaft angeschlossen werden könne, mitge-
teilt, dass die dort eingesetzte Ölheizung noch einen gewissen 
Restwert habe und daher zunächst noch weiterlaufen solle. Ihn 
interessiere, ob dazu noch weitere Informationen vorlägen und 
ob es nicht doch möglich sei, die Gemeinde an das neue Nahwär-
menetz anzuschließen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses antwortete, er habe signalisiert 
bekommen, dass ad hoc keine Antwort vorliege. Er bitte den an-
wesenden Vertreter des Ministeriums für Finanzen, dass das Mi-
nisterium die Antwort schriftlich nachreiche. 

Der schon zu Wort gekommene Mitinitiator des Antrags äußerte, 
die Landesverwaltung plane, bis zum Jahr 2030 klimaneutral zu 
sein. 80 % des CO2-Ausstoßes der Landesverwaltung würden 
durch die 8 000 Landesimmobilien verursacht. In dem Energie- 
und Klimaschutzkonzept für Landesliegenschaften 2030, das am 
20. Juni 2023 verabschiedet worden sei, stehe, dass es nach heu-
tigem Kenntnisstand und Wissen nicht möglich sei, den in den 
Landesliegenschaften verursachten CO2-Ausstoß bis 2030 auf 
null zu reduzieren. Es werde auch kein Ziel genannt, was bis 
2030 stattdessen erreicht werden solle. Vielmehr stehe dort, dass 
die CO2-Emissionen drastisch reduziert werden sollten. 

Er interpretiere diese Aussagen so, dass das elementare Ziel, in 
der Landesverwaltung bis zum Jahr 2030 klimaneutral zu wer-
den, durch dieses Energie- und Klimaschutzkonzept quasi ein-
kassiert worden sei. Er wolle wissen, ob ein Abbaupfad bzw. 
eine Planung existiere, wie viel CO2 die Landesimmobilien bis 
zum Jahr 2030 weniger emittieren sollten und wie viele Rest-
emissionen dann noch vorhanden seien. Für das Gesamtziel einer 
klimaneutralen Verwaltung sei die Reduktion der CO2-Emissio-
nen bei den Landesimmobilien elementar. Er werde diese Frage 
im Übrigen auch im Ausschuss für Finanzen noch einmal stellen. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft entgegnete, wenn sein Vorredner diese Frage tat-
sächlich noch einmal im Ausschuss für Finanzen stellen werde, 
werde sich das Ministerium für Finanzen bis zu diesem Zeit-
punkt auf diese Frage sicherlich auch gut vorbereiten. 

Er wisse aus Gesprächen mit der Finanzverwaltung und dem Fi-
nanzministerium, dass die Herausforderungen bekannt seien und 
dass daran gearbeitet werde, so schnell wie möglich eine Lösung 
zu finden, um der Vorbildfunktion bei den Landesliegenschaften 
gerecht zu werden. 

Einvernehmlich empfahl der Ausschuss dem Plenum, den Antrag 
Drucksache 17/5188 für erledigt zu erklären. 

25.10.2023

Berichterstatter:

Behrens

den-Württemberg  befinde  sich  das  Land  derzeit  auf  Fachebene 
in der Ressortabstimmung. Er gehe davon aus, dass das Energie-
konzept bis zum Ende des Jahres im Kabinett beschlossen werde. 

PFAS würden in verschiedenen Produktgruppen eingesetzt. Auf 
europäischer Ebene werde derzeit diskutiert, wie PFAS bestmög-
lich reduziert werden könnten, da diese Ewigkeitschemikalien 
nicht nur umweltschädlich, sondern auch kanzerogen seien. Die 
Europäische Chemikalienagentur habe einen Vorschlag ein-
gebracht, wie im Bereich der Wärmepumpen regulierend ein-
gegriffen werden könne. Das Ziel müsse es  insgesamt sein, den 
Austrag von PFAS in die Umwelt zu vermeiden, da sie dort über 
Jahrzehnte verblieben. 

Die Voraussetzung für die Reduktion des Einsatzes von PFAS 
sei jedoch, dass diese in den jeweiligen Bereichen substituiert 
werden  könnten.  Aus  diesem  Grund  habe  das Ministerium  für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft darauf gedrungen, den 
Einsatz von PFAS, soweit sie substituiert werden könnten, zu 
vermeiden. Wichtig sei jedoch vor allem, dass diese Chemikalien 
nicht in die Umwelt gelängen. 

Das Ergebnis der Konsultation auf europäischer Ebene werde in 
der nächsten Zeit durch die Kommission vorgestellt. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der SPD erkun-
digte sich, ob dem Ausschuss im Nachgang zu der Sitzung noch 
Informationen zu der Tabelle 1 in der Stellungnahme zu Ziffer 12 
des Antrags zur Verfügung gestellt werden könnten. Er erklärte, 
er habe beispielsweise Angaben dazu gefunden, dass der CO2-
Ausstoß bei Holz 390 g CO2 pro Kilowattstunde betrage. In der 
Tabelle sei dagegen für Brennholz – Einzelfeuerung – ein Wert 
von 25 g CO2 pro Kilowattstunde angegeben. Er verstehe die in 
der Stellungnahme zum Antrag angegebenen Daten daher nicht 
so ganz. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft entgegnete,  in der Stellungnahme zu Ziffer 12 des 
Antrags sowie in der Überschrift zu der Tabelle 1 sei die Quelle 
angegeben, aus der die Zahlen stammten. Diejenigen, die sich für 
die Daten interessierten, könnten auf den in dem Text genannten 
Link klicken. Er gehe davon aus, dass diese Informationen in der 
Publikation des Umweltbundesamts näher beschrieben seien. 

Der schon zu Wort gekommene Vertreter des Ministeriums für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft bemerkte, bei Biomasse 
würden  noch  andere  Faktoren  wie  Luftschadstoffe  und  Fein-
staubemissionen eine Rolle spielen, die bei der Darstellung in der 
Stellungnahme zum Antrag nicht miteinbezogen worden seien. 
Auf der Seite des Umweltbundesamts, die in der Stellungnahme 
zu Ziffer 12 des Antrags genannt werde, sei dies jedoch auch be-
schrieben. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der SPD äußerte, 
die Diskussion zu diesem Punkt könne heute erst einmal been-
det werden. Er werde den Punkt dann noch einmal direkt klären. 
Dennoch sei er mit der Antwort nicht zufrieden. 

Ein noch nicht zu Wort gekommener Abgeordneter der CDU 
brachte vor, ohne die Studie im Detail zu kennen, könne er zu 
den Daten in der Tabelle 1 sagen, dass berechnet werde, welche 
zusätzliche Menge an CO2 beispielsweise bei der Verfeuerung 
von Holz entstehe im Vergleich zu der natürlichen Zersetzung 
dieses Holzes, wobei ebenfalls CO2 freigeben werde. Die An-
gaben zu den CO2-Emissionen bezögen sich nicht nur auf den 
Verbrennungsvorgang, sondern auf die Auswirkung auf das Ge-
samtsystem. Wenn ein Baum entnommen werde, um ihn für den 
Hausbau zu verwenden, sei dies sinnvoller, als das Holz zu ver-
brennen. Das Holz müsse jedoch zurechtgesägt werden, sodass 
Abfall anfalle. Dieser Abfall zersetze sich entweder oder er wer-
de für die Wärmeerzeugung verbrannt. Es sei daher ökologisch, 
diesen Abfall zu verbrennen. Darum gehe es seines Erachtens 
sicherlich auch in dieser Studie. 
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daher immer beide Seiten betrachtet und entschieden werden, ob 
mehr Bürokratie und somit Kosten in Kauf genommen werden 
sollten, um einer Diskriminierung einzelner Personen vorzubeu-
gen, oder ob die Verwaltungskosten möglichst gering gehalten 
werden sollten. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft legte dar, er sei froh, dass in Baden-Württemberg 
voraussichtlich keine Anträge abgelehnt werden müssten, weil 
die  finanziellen Mittel  erschöpft  seien.  Es  sei  im Land  erreicht 
worden, die Bearbeitung der Anträge zügig durchzuführen. Hin-
sichtlich der Erledigungsquote befinde sich Baden-Württemberg 
im Bundesvergleich auf dem fünften Platz, bei einem Vergleich 
mit den großen Flächenländern, die ähnlich viele Anträge be-
arbeiten müssten, stehe Baden-Württemberg dagegen auf dem 
ersten Platz. 

Es handle sich bei dem Verfahren im Rahmen des Härtefallfonds 
um ein Massenverfahren. Es sei daher von vornherein sehr wich-
tig gewesen, dass eine schnelle Antragsbearbeitung erfolgen kön-
ne. Bei  dieser Art  von Massenverfahren fielen  unabhängig  von 
der Anzahl der eingegangenen Anträge Fixkosten an, beispiels-
weise für den Aufbau einer IT-Infrastruktur für die Antragstel-
lung, Antragsbearbeitung und Auszahlung. 

Aufgrund der sehr strengen Vorgaben des Bundes gebe es einen 
hohen Aufwand bei der Antragsprüfung. Hinzu komme, dass ei-
ne nicht geringe Anzahl von Anträgen eingegangen sei, die nicht 
vollständig gewesen seien. Auch dies führe zu einem gewissen 
Verwaltungsaufwand, da Unterlagen hätten nachgefordert und 
nachträglich eingepflegt werden müssen. 

Unabhängig von der Anzahl der Anträge könne das Land vom 
Bund eine Verwaltungskostenpauschale in Höhe von rund 7 Mil-
lionen  €  erhalten.  Die  Gesamtkosten  für  die  Verwaltung  lägen 
bei rund 9 Millionen €, das Land werde somit 2 Millionen € aus 
eigenen Mitteln verwenden, die restlichen 7 Millionen € stamm-
ten vom Bund. 

Es sei gerade in Krisenzeiten wichtig, Anträge schnell zu be-
arbeiten, damit die Antragstellerinnen und Antragsteller nicht 
lange warten müssten, bis ihre Anträge entschieden würden. 

Daraufhin empfahl der Ausschuss dem Plenum einvernehmlich, 
den Antrag Drucksache 17/5199 für erledigt zu erklären. 

25.10.2023

Berichterstatterin:

Dr. Pfau-Weller

14.  Zu dem Antrag des Abg. Frank Bonath u. a. FDP/
DVP und der Stellungnahme des Ministeriums 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

 – Drucksache 17/5199
 –  Der Härtefallfonds für nicht leitungsgebundene 

Brennstoffe	 –	 Verwaltungskosten	 und	 Bürger-
entlastung

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Frank Bonath u. a. FDP/DVP  
– Drucksache 17/5199 – für erledigt zu erklären.

28.9.2023

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:
Dr. Pfau-Weller Karrais

B e r i c h t

Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beriet 
den Antrag Drucksache 17/5199 in seiner 20. Sitzung, die als 
gemischte Sitzung mit Videokonferenz stattgefunden hat, am  
28. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, in Baden-Würt-
temberg heizten 40 % der Haushalte mit nicht leitungsgebunde-
nen  Brennstoffen  wie  beispielsweise  Holzpellets,  Heizöl,  Flüs-
siggas oder Scheitholz. Das dem Land zur Verfügung stehen-
de Fördervolumen für die Härtefallhilfen belaufe sich auf rund 
234,7 Millionen €. Diese Mittel würden jedoch kaum abgerufen. 
Bis zum 9. August 2023 seien gerade einmal 21,2 Millionen € 
ausgezahlt worden, 31,1 Millionen € seien durch eingegangene 
Anträge insgesamt gebunden. Ihn interessiere, warum so wenige 
Anträge gestellt worden seien. 

Laut  der  Stellungnahme  zu  Ziffer  8  des  Antrags  seien  bis  
Ende Juli 2023 Verwaltungskosten in Höhe von insgesamt etwa  
4,6 Millionen € angefallen. Diese Summe stehe in keinem Ver-
hältnis zu dem Volumen an ausgezahlten Härtefallhilfen. Ihn in-
teressiere, an welchen Faktoren es hänge, dass die Verwaltungs-
kosten so hoch seien. 

Hinsichtlich der Anzahl der eingegangenen Anträge und der ho-
hen Verwaltungskosten sei der Härtefallfonds in Baden-Würt-
temberg in der Summe somit ein schwieriges Thema. 

Ein  Abgeordneter  der  Grünen  äußerte,  er  wäre  froh  gewesen, 
wenn es keine Verwerfungen gegeben hätte und der Härtefall-
fonds  nicht  benötigt  worden  wäre.  Er  begrüße  es,  dass  Gelder 
zur Verfügung gestellt worden seien. Um einen solchen Fonds 
abzuwickeln, müsse einerseits die Sicherheit geschaffen werden, 
dass  Personen,  die  nicht  antragsberechtigt  seien,  keine  Gelder 
aus dem Fonds abschöpfen könnten, andererseits müsse der Auf-
wand bei der Bearbeitung der Anträge so gering gehalten wer-
den, dass dies relativ unbürokratisch funktioniere. Dieser Mittel-
weg sei nach seinem Dafürhalten erreicht worden. 

Auch wenn wenige Anträge eingingen, entstünden dennoch Ver-
waltungskosten für den allgemeinen Ablauf des Verfahrens. Er 
wolle wissen, ob Informationen dazu vorlägen, wie hoch die 
Basisinvestition gewesen sei, um das Portal überhaupt aufzuset-
zen. Beispielsweise gebe es auch die Möglichkeit einer Antrag-
stellung in Papierform für diejenigen Personen, die ihre Anträge 
nicht über die Onlineplattform stellen könnten. Ein solches Vor-
gehen verursache zusätzlichen Verwaltungsaufwand. Es müssten 
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flächen  bestünden.  Es  handle  sich  dabei  um  den  Nationalpark 
Sächsische Schweiz, den Müritz-Nationalpark sowie den Natio-
nalpark Schwarzwald. Teilweise sei auch eine Dreiteilung des 
Nationalparks Schwarzwald diskutiert worden. Dies sei jedoch 
nach internationalen Kriterien so nicht machbar. Vielmehr sollte 
eine sinnvolle Zusammenführung der beiden Nationalparkteile 
stattfinden, soweit dies möglich sei. 

Im  Übrigen  merke  er  an,  dass  es  noch  nie  vorgekommen  sei, 
dass  ein  Nationalpark  um  irgendwelche  Teilflächen  verkleinert 
worden sei. Dieser Vorschlag sei in der Öffentlichkeit einmal ge-
nannt worden, dies sei jedoch keine Option. 

Eine Erweiterung des Nationalparks mit dem Ziel einer kompak-
ten Zusammenführung der Flächen sei auch wegen des Borken-
käfermanagements sinnvoll, da dieses sich dann einfacher ge-
stalte.  In  der  Abbildung  in  der  Stellungnahme  zu  Ziffer  5  des 
Antrags sei die kumulative Entwicklung des Borkenkäferbefalls 
im  Pufferstreifen  des Nationalparks  in  den  vergangenen  Jahren 
dargestellt. Für das Jahr 2023 werde nur die Entwicklung bis  
Juli 2023 gezeigt. In den Monaten danach sei es im Land jedoch 
relativ feucht gewesen, sodass sich die Befallssituation eventuell 
abgeschwächt habe. Er erkundige sich, ob dem Ministerium für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft aktuellere Daten vorlägen, 
wie sich der Borkenkäferbefall in der Zeit nach Juli 2023 weiter-
entwickelt habe. 

Er erachte die Aussage in der Stellungnahme zu Ziffer 7 des An-
trags als interessant, dass der Rotwildbestand im Nationalpark 
nicht  zugenommen  habe,  sondern  im  Gegenteil  sogar  geringer 
sei als in vielen Jagd- und Forstrevieren außerhalb des National-
parks. Dies gelte für andere Nationalparke ebenfalls, obwohl es 
sich bei diesen Gebieten um Jagdruhezonen bzw. Wildruhezonen 
handle. Oftmals werde die These aufgestellt, dass sich bestimmte 
Tierarten wie beispielsweise das Rotwild dort besonders stark 
verbreiteten, wo sie nicht bejagt würden. Dies sei jedoch hier 
nicht der Fall. 

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, vor einigen Jahren sei im 
Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft bzw. im 
Landtag über eine Summe von 16 Millionen € für den Neubau 
eines Nationalparkzentrums diskutiert worden. Schlussendlich 
seien aus den 16 Millionen € dann 50 Millionen € geworden. 
Er könne sich nicht daran erinnern, dass seine Fraktion dagegen 
gestimmt hätte. Die Anzahl der Personalstellen liege inzwischen 
bei über 100 Stellen. 

In  der  öffentlichen  Debatte  werde  teilweise  vergessen,  dass  es 
sich bei der Murgschifferschaft um eine Genossenschaft mit über 
100 Eigentümern handle, bei der jeder eine Stimme habe. Dies 
verkompliziere die Verhandlungen. Es sei ihm wichtig, dass sich 
das Land sehr ernsthaft mit diesem Thema beschäftige und nicht 
sozusagen Freibriefe verteile. 

Grundsätzlich stehe seine Fraktion einer Zusammenführung der 
Flächen des Nationalparks bei gleichzeitiger Berücksichtigung 
der Belange der dort lebenden Bevölkerung offen gegenüber. Es 
müsse überlegt werden, ob die Flächen des Nationalparks nicht 
an anderer Stelle etwas reduziert werden könnten, damit den Be-
teiligten ein Tausch der Flächen leichter falle. Seines Erachtens 
werde es insgesamt ein Paket werden, dem zugestimmt werden 
könne. 

Er wundere sich etwas, dass der Zusammenschluss der beiden 
Nationalparkteilflächen  oftmals  als  unausweichlich  angesehen 
werde.  Die  beiden  Teilflächen  würden  nicht  durch  ein  schwer 
zu überwindendes Hindernis wie beispielsweise eine Autobahn 
getrennt,  sondern  durch Waldflächen.  Tiere  seien  daher  in  der 
Lage, diese Flächen zu durchqueren, die im Übrigen auch nicht 
abgezäunt seien. 

In Ziffer 6 des Antrags werde gefragt, wie der Waldumbau in der 
Entwicklungszone des Nationalparks vorangeschritten sei und 
wie sich die Baumartenanteile darstellten. Beim Nationalpark 

15.  Zu dem Antrag der Abg. Gabriele Rolland u. a. 
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

 – Drucksache 17/5202
 –  Weiterentwicklung und Erweiterung des Natio-

nalparks Schwarzwald

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den  Antrag  der  Abg.  Gabriele  Rolland  u.  a.  SPD  
– Drucksache 17/5202 – für erledigt zu erklären.

28.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Dr. Rösler Karrais

B e r i c h t

Der Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft beriet 
den Antrag Drucksache 17/5202 in seiner 20. Sitzung, die als 
gemischte Sitzung mit Videokonferenz stattgefunden hat, am  
28. September 2023.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags führte aus, das Thema „Er-
weiterung des Nationalparks Schwarzwald“ sei in den letzten 
Wochen wieder verstärkt in der Diskussion gewesen, auch in 
den Medien habe einiges über den geplanten Lückenschluss zwi-
schen den beiden Teilen des Parks gelesen werden können. 

Laut der Stellungnahme zu Ziffer 3 des Antrags sei ein umfang-
reiches Konzept für ein Borkenkäfermanagement im Pufferstrei-
fen des Nationalparks entwickelt worden, das derzeit umgesetzt 
werde. Sie erkundige sich nach dem Ergebnis sowie nach den 
Erfahrungen, die dort mit dem Borkenkäfermanagement gemacht 
worden seien. Die Frage nach dem Umgang mit dem Borken-
käfer sei immer auch ein wesentlicher Punkt bei den Diskussio-
nen bezüglich der Entwicklung des Nationalparks Schwarzwald 
gewesen. 

In der Stellungnahme zu den Ziffern 1 bis 4 des Antrags sei an-
gegeben, dass Verhandlungen mit der Murgschifferschaft in Vor-
bereitung seien, die auch einen Tausch der Flächen gegen ent-
sprechende  Staatswaldflächen  beinhalteten.  Sie  interessiere,  bis 
wann mit Ergebnissen zu rechnen sei. 

Des Weiteren wolle sie wissen, ob eine Erweiterung der National-
parkfläche überhaupt noch erwünscht sei oder ob sie hinausgezö-
gert werde. Sie frage die im Ausschuss anwesenden Vertreter der 
CDU-Fraktion, ob die CDU dem Ausschuss ein Bekenntnis für die 
Erweiterung des Nationalparks Schwarzwald abgeben werde. 

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, er habe den Eindruck, 
dass es in weiten Kreisen noch Missverständnisse bezüglich des 
Zwecks eines Nationalparks gebe. Ein Nationalpark sei kein Pro-
jekt des Artenschutzes. Vielmehr gehe es in einem Nationalpark 
um den Prozessschutz. Es werde beobachtet, wie die natürliche 
Entwicklung ohne Eingriff von außen vonstattengehe. Wenn im 
Zuge dieser Entwicklung eine Art aussterbe oder sich eine an-
dere Art unerwartet verbreite, handle es sich vielleicht um eine 
neue Erkenntnis, es handle sich jedoch nicht um eine „gute“ oder 
„schlechte“ Entwicklung. Das Ziel des Nationalparks sei es auch 
nicht, eine bestimmte Art zu schützen. 

In Deutschland existierten drei Nationalparke, deren Flächen 
nicht zusammenhängend seien, sondern jeweils aus zwei Teil-
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Ein Abgeordneter der AfD merkte an, der Nationalpark Schwarz-
wald beschäftige den zuständigen Kreistag ebenfalls. Die Mei-
nungen  in  der  Bevölkerung  fielen  sehr  unterschiedlich  aus,  je 
nachdem, wie die einzelnen Personen wirtschaftlich involviert 
seien. Die Waldbesitzer sähen die Ausbreitung des Borken käfers 
kritisch, die Hoteliers und der Tourismus erachteten den Na-
tionalpark als wichtigen Magneten und ein Werbemittel. Seine 
Fraktion habe sich daher ebenfalls nicht einheitlich positioniert. 

Er erkundige sich, ob der Borkenkäferbefall und Schadholzanfall 
auf  den Waldflächen,  die  sich  am  Rande  des  Nationalparks  be-
fänden, signifikant höher seien als auf Flächen, die in der gleichen 
Region, aber in einiger Entfernung zum Park lägen. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft legte dar, wie schon ausgeführt worden sei, liege 
der Fokus des Nationalparks auf dem Prozessschutz. Dieser 
müsse auf mindestens 75 % der Fläche eines Nationalparks statt-
finden,  damit  der  Park  von  der  IUCN  als  „Nationalpark“  aner-
kannt werden könne. Beim Nationalpark Schwarzwald handle es 
sich um einen Entwicklungsnationalpark. Dies bedeute, dass die 
Waldentwicklung auf den Flächen in der Entwicklungszone für 
maximal 30 Jahre nach der Gründung gelenkt werden dürfe, bis 
diese Flächen in die Kernzone übergingen. 

In den Managementzonen des Nationalparks könne dagegen bei-
spielsweise Artenschutz betrieben werden. Bei der Entwicklung 
des Nationalparks sei sich intensiv um Fragen des Arten- und 
Lebensraumschutzes gekümmert worden. Beispielsweise handle 
es sich bei den Grindenmooren, die in den Managementzonen lä-
gen, um Kulturlandschaften, die auch in den nächsten Jahren er-
halten würden. Die Erhaltung dieser Moore sei eine europäische 
Gemeinschaftsaufgabe. Diese  Flächen  spielten  auch  eine  große 
Rolle für das Auerhuhn. 

Im Nationalpark Schwarzwald lebten ca. 20 % der derzeitigen 
Auerhuhnpopulation. Das Auerhuhn könne nicht allein auf den 
Flächen des Nationalparks erhalten werden, das Ziel sei jedoch 
ein intensiver Schutz dieser Art auf diesen Flächen. Bedauer-
licherweise habe die Auerhuhnpopulation auch im Nationalpark 
bis 2022 abgenommen. Es sei ein Notfallplan Auerhuhn für den 
Nationalpark aufgelegt worden. Die Maßnahmen dieses Notfall-
plans würden in der Managementzone durchgeführt. Dazu ge-
höre die Erhaltung der Lebensräume und der Balzplätze. Der 
Schutz des Auerhuhns stelle in den Staaten Europas, in denen 
diese Art noch vorkomme, eine Pflichtaufgabe dar. 

Das Land habe angeordnet, dass auch in der Kernzone Manage-
mentmaßnahmen für das Auerhuhn durchgeführt würden. Wenn 
das Auerhuhn nicht in den nächsten Jahren erfolgreich geschützt 
werden könne, werde es im Schwarzwald aussterben. Aus die-
sem Grund sei für das Auerhuhn als einzige Art entschieden wor-
den, Maßnahmen in der Kernzone durchzuführen, um die Popu-
lation zu erhalten. 

Im Jahr 2023 habe im Vergleich zum Jahr 2022 eine leichte Zu-
nahme des Auerhuhnbestands um sechs Brutpaare beobachtet 
werden können. Ob dies bereits auf den Notfallplan Auerhuhn 
zurückgeführt werden könne, sei nicht bekannt. Er sei jedoch 
froh, dass es in diesem Jahr zu dieser leichten Zunahme der An-
zahl von Brutpaaren gekommen sei. 

In Bezug auf die Erweiterung des Nationalparks gelte der Koali-
tionsvertrag. Der Ministerpräsident des Landes Baden-Württem-
berg habe klargestellt, dass es sich dabei um eine sehr wichtige 
Sache handle. Die zwei zuständigen Ministerien würden eng und 
vertrauensvoll zusammenarbeiten. Es würden Gespräche mit den 
betroffenen  Kommunen  sowie  der  Murgschifferschaft  geführt. 
Da die Gespräche derzeit noch liefen, werde er zu deren Inhalten 
an dieser Stelle nichts sagen. 

Die kommunalen Vertreterinnen und Vertreter hätten sich für 
eine Erweiterung des Nationalparks, wie sie im Koalitionsvertrag 
verankert worden sei, ausgesprochen. Die Kommunen seien im 

Schwarzwald handle es sich um einen Fichten- und Tannenwald, 
der die kommenden Jahrzehnte auch weiterhin ein Fichten- und 
Tannenwald  bleiben  werde.  Ohne  den  Eingriff  des  Menschen 
werde in naher Zukunft kein Waldumbau beispielsweise hin zu 
einem Mischwald erfolgen. Es sei jedoch erfreulich, dass der 
Anteil der Tannen im Nationalpark Schwarzwald zugenommen 
habe. 

Ihn habe die Aussage in der Stellungnahme zu Ziffer 7 des An-
trags, dass der Rotwildbestand im Nationalpark nicht zugenom-
men habe bzw. sogar geringer ausfalle als auf Flächen außerhalb 
des Nationalparks, überrascht. Es müsse in diesem Zusammen-
hang allerdings auch untersucht werden, wie sich der Rotwild-
bestand auf den an den Nationalpark angrenzenden Flächen ent-
wickelt habe. Seine Fraktion sehe das Thema Jagdverbot insge-
samt kritisch. 

Seines Erachtens müsse noch einmal verstärkt über die Rand-
zonen des Nationalparks gesprochen werden. Die Borkenkäfer 
könnten sich über den Pufferstreifen hinweg in die benachbarten 
Bereiche ausbreiten. Er habe von Betroffenen in den Randzonen 
gehört, dass ein Pufferstreifen von 500 m Breite  teilweise nicht 
ausreiche. Es habe dort in den letzten Jahren einen starken Bor-
kenkäferbefall gegeben, und es sei in der Folge viel Schadholz 
angefallen. Die weitere Entwicklung müsse daher genauestens 
beobachtet werden. 

Grundsätzlich sollte die geplante Erweiterung dazu genutzt wer-
den, zu prüfen, welche Maßnahmen aus der Ursprungskonzep-
tion umgesetzt worden seien, was mit Blick auf die kommunale 
Zusammenarbeit und den Tourismus verbesserungswürdig sei 
und wie das Konzept dort insgesamt eingebettet werden könne, 
sowie was aus den Versprechen im Hinblick auf den Verkehr 
und den ÖPNV geworden sei. Nach seinem Dafürhalten sollte 
sich die Zeit genommen werden, das Projekt ganzheitlich zu be-
trachten und Verbesserungen vorzunehmen, statt sich nur auf den 
Zusammenschluss der beiden Nationalparkflächen zu konzentrie-
ren. 

Er würde es begrüßen, wenn im Nationalpark wieder mehr Auer-
hühner sowie die eine oder andere seltene Art vorkommen wür-
den. Wenn es nicht gelinge, auf einer Fläche wie der National-
parkfläche die Auerhuhnpopulation zu vermehren, müsse  schon 
die Frage gestellt werden, wie mit der Auerhuhnkonzeption um-
gegangen werden solle. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP bemerkte, die Freien Demokra-
ten zählten nicht unbedingt zu den Befürwortern des National-
parks und hätten bei Abstimmungen in der Regel dagegen ge-
stimmt. Seine Fraktion befürworte einen Wirtschaftswald und sei 
daher auch nicht erfreut, wenn der Nationalpark erweitert werde. 
Er habe von Privatwaldbesitzern gehört, sie hätten Angst, dass 
die Wertigkeit ihres Waldes durch den Borkenkäferbefall ab-
nehmen werde. Der Nationalpark habe nach seinem Dafürhalten 
wenig Nutzen. Es handle sich um ein Forschungsprojekt, es sei 
quasi egal, welche Tierarten sich dort verbreiten würden. 

Seine Fraktion sei mit der gesamten Situation nicht zufrieden. Es 
sei sehr viel Geld in den Nationalpark, den er als eine „CO2-Ver-
nichtungsmaschine“ ansehe, geflossen. 

Der  schon zu Wort gekommene Abgeordnete der Grünen  teilte 
mit, er habe bereits auf den ökologischen Aspekt des National-
parks hingewiesen. Sowohl nach nationalen Kriterien als auch 
nach IUCN-Kriterien hätten Nationalparke weltweit und auch in 
Deutschland eine Funktion in Bezug auf die Umweltbildung, die 
Forschung und den Tourismus. Auch wenn die Grundidee eines 
Nationalparks sei, zu beobachten und zu erforschen, wie sich die 
Natur ohne das Zutun des Menschen entwickle, sei zudem der 
ökonomische Aspekt, wie diese Entwicklung kommuniziert wer-
den  könne,  wie mit  einem Nationalpark Geld  gemacht  werden 
könne, und wie sich der Tourismus rund um den Park entwickle, 
ein integraler Bestandteil dieses Konzepts. 
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aktiven Waldumbau durchzuführen. In vielen Bereichen seien 
die  Wälder  zwar  fichtenbetont,  es  kämen  jedoch  auch  andere 
Baumarten wie beispielsweise die Buche oder die Eiche vor. Es 
könne davon ausgegangen werden, dass dieser Bestand an an-
deren Baumarten ausreiche, um eine natürliche Waldentwicklung 
voranzutreiben. In sehr fichtenbetonten Waldgebieten seien auch 
Buchen eingebracht worden, um den natürlichen Prozess anzu-
stoßen. 

Es habe die Zusage gegeben, dass die an den Nationalpark an-
grenzenden Wirtschaftswälder nicht unter dem Rotwild leiden 
müssten. Das Rotwild werde im Nationalpark sowie in den 
Randbereichen  aus  diesem Grund  sehr  intensiv  gemonitort  und 
mit Sendern ausgestattet, um zu erfahren, wie sich die Population 
entwickle. 

Sein Vorredner von der FDP/DVP habe ausgesagt, dass seine 
Fraktion mit der Gesamtsituation des Nationalparks nicht zufrie-
den sei. Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirt-
schaft könne hierbei nicht helfen. Der Nationalpark sei mehr-
heitlich gewollt und entwickle sich gut. Derzeit beantworte das 
Umweltministerium  die  Große  Anfrage  der  CDU-Fraktion  zur 
Entwicklung des Nationalparks. Dort werde auf die vielen Fra-
gen und Aspekte, die seine Vorredner angesprochen hätten, aus-
führlich eingegangen. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der AfD bemerkte, 
der Nationalpark Schwarzwald diene auch der Forschung. Dies 
begrüße er. Wenn jahrelang ein Schädlingsdruck auf der Fläche 
laste, müsse eigentlich beobachtet werden können, dass sich auch 
die Fressfeinde der Schädlinge wie beispielsweise die Spechte 
vermehrten. Es könne im Nationalpark erforscht werden, ob sich 
mit der Zeit ein Gleichgewicht in diesem naturbelassenen Gebiet 
einstelle bzw. inwiefern die Natur reagiere. Er frage, ob es dies-
bezüglich Erkenntnisse gebe. 

Der Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft antwortete, einer der Profiteure der Ausbreitung des 
Borkenkäfers sei der Dreizehenspecht, eine kleine und in Baden-
Württemberg sehr seltene und vom Aussterben bedrohte Specht-
art. Dessen Bestand habe erfreulicherweise zugenommen, auch 
wenn es niemals so viele Spechte geben werde, dass der Borken-
käfer dadurch kontrolliert werden könne. Dem Dreizehenspecht 
komme auch zugute, dass die Anzahl von Brutbäumen, von ab-
gestorbenen Fichten, ebenfalls zugenommen habe. Dies sei aus 
Sicht des Artenschutzes eine erfreuliche Entwicklung. 

Sodann empfahl der Ausschuss dem Plenum einvernehmlich, 
den Antrag Drucksache 17/5202 für erledigt zu erklären. 

25.10.2023

Berichterstatter:

Dr. Rösler

Nationalparkrat vertreten und würden dort durchaus auch kriti-
sche Aussagen treffen. Er begrüße es, dass die kommunalen Ver-
treterinnen und Vertreter eine starke Stellung im Nationalparkrat 
hätten. Er sei dankbar, dass sich der Nationalparkrat in seiner 
Sitzung im Mai 2023 einstimmig für einen Zusammenschluss des 
Nationalparks im Sinne einer qualitativen und quantitativen Wei-
terentwicklung ausgesprochen habe. Vor ein paar Jahren wäre 
dies noch undenkbar gewesen. 

Dem Nationalparkrat sei wichtig, dass die Interessen der Bevöl-
kerung einbezogen würden. Dies sei selbstverständlich der Fall. 
Die Interessen der Bevölkerung würden in Einzelgesprächen so-
wie systematisch über Befragungen der Bürgerinnen und Bür-
ger erhoben. Es gebe weiterhin Gegner sowie Kritikerinnen und 
Kritiker des Nationalparks. Es könne jedoch festgestellt werden, 
dass die Akzeptanz des Nationalparks im Laufe der Jahre ge-
stiegen sei. Die Wünsche der Bürgerinnen und Bürger, der Wirt-
schaft sowie weiterer Akteure würden aufgenommen, sodass der 
Nationalpark  gerade  in  den  Gebieten,  in  denen  die  Akzeptanz 
noch nicht ausreichend sei, noch besser gemacht werde. 

Der  Borkenkäfer  stelle  im  fichtenbetonten  Schwarzwald  ein 
wichtiges Thema dar. Dieses Thema habe auch bei der Entwick-
lung des Nationalparks fachlich, politisch sowie emotional eine 
sehr große Rolle gespielt. Aus diesem Grund hätten sich die Ak-
teure sowohl bei der Entwicklung als auch bei der Umsetzung 
des Nationalparkkonzepts sehr viele Gedanken gemacht und viele 
Maßnahmen durchgeführt. Für das Borkenkäfermanagement seien 
500 m breite Pufferzonen angelegt worden. Diese Pufferstreifen 
würden funktionieren. 

500 m breite Pufferzonen existierten auch im Nationalpark Bay-
erischer Wald. Auch dort sei festgestellt worden, dass diese Puf-
ferzonen ausreichten. Einzelne Borkenkäfer könnten zwar darü-
ber hinausfliegen, entscheidend sei jedoch, ob eine große Masse 
von Borkenkäfern über diese 500 m breite Zone hinauskomme. 
Ein solcher Fall habe bislang noch nicht nachgewiesen werden 
können. 

In der Pufferzone des Nationalparks Schwarzwald erfolge in Zu-
sammenarbeit mit der Forstlichen Versuchs- und Forschungs-
anstalt in Freiburg ein intensives Monitoring des Borkenkäfer-
befalls. Im Rahmen des Monitorings würden beispielsweise 
Luftbilder aufgenommen und ausgewertet, des Weiteren würden 
Försterinnen und Förster die Pufferzone sowie die Entwicklungs-
zone regelmäßig begehen, damit anfallendes Käferholz schnell 
entdeckt und aufgearbeitet werden könne. Nach seinem Dafür-
halten  sei  die  Pufferzone  des  Nationalparks  diesbezüglich  eine 
der  am  besten  erforschten  und  gemanagten  fichtenbetonten 
Waldflächen im Schwarzwald und vielleicht sogar in ganz Süd-
deutschland. Das Borkenkäfermanagement sei auch den Wald-
besitzerinnen und Waldbesitzern, deren Flächen an den National-
park angrenzten, versprochen worden. 

Der Nationalparkrat habe zusätzlich ein adaptives Borkenkäfer-
management eingefordert. Diese Forderung sei von ForstBW 
unterstützt worden. Die Nationalparkverwaltung habe diese 
Forderung übernommen. Auch in der Entwicklungszone wer-
de adaptiv ein Borkenkäfermanagement durchgeführt. Es könne 
jedoch  auch gesehen werden,  dass die fichtenbetonten Wälder 
im Schwarzwald bedingt durch den Klimawandel sehr litten. 

Es sei gefragt worden, wie es mit der Befallsentwicklung des 
Borkenkäfers ab Juli dieses Jahres aussehe. Die etwas feuchtere 
und kühlere Witterung ab Juli habe dazu geführt, dass sich der 
Borkenkäfer nicht mehr so gut habe entwickeln können. Es habe 
sich daher nicht in allen Teilen des Nationalparks und der Puffer-
zone  eine  dritte  Generation  ausbilden  können,  sodass  sich  die 
massive und außergewöhnliche Entwicklung, die bis Juli dieses 
Jahres hätte beobachtet werden können, so nicht fortgesetzt habe. 

Bezüglich des Waldumbaus sei auch in der Entwicklungszone 
keine Notwendigkeit gesehen worden, auf großer Fläche einen 
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In  der  Schifffahrt  werde  häufig  über  die  Art  des  Treibstoffs  
– Strom, LNG, Methanol, Ammoniak und Wasserstoff – disku-
tiert. Lediglich der Hafen Mannheim halte LNG vor, wenngleich 
ihm bekannt sei, dass nicht jeder Hafen die nötige Infrastruktur 
für  sämtliche  Treibstoffarten  bereithalten  könne.  In  der  Schiff-
fahrtsbranche sei noch unklar, wie sich die Nutzung der Treib-
stoffe weiterentwickle. Manche  Schiffe  nutzten  bereits mehrere 
kombinierte Antriebstechnologien, die je nach Situation zum 
Einsatz kämen. 

Letztendlich gebe die Stellungnahme einen guten Überblick über 
die Klimaschutzmaßnahmen  in  der Binnenschifffahrt  in Baden-
Württemberg. Er bitte das Ministerium, sich weiterhin mit dieser 
Thematik zu befassen und die jeweiligen Maßnahmen zu unter-
stützen.

Der Minister für Verkehr erläuterte, die Landstromversorgung 
habe sich in den letzten Jahren deutlich verbessert. In der Zwi-
schenzeit hielten 80 % der Häfen eine Landstromanlage vor, was 
in der Annahme, dass dieser Strom klimafreundlich erzeugt wer-
de, gut sei. Alle Häfen am Bodensee stellten Landstrom zur Ver-
fügung.

Das aktuelle Förderprogramm sei im August 2023 veröffentlicht 
worden. Auf dieses könne sich bis Ende Oktober beworben wer-
den, um eine Förderung von Bund und Land zu erhalten. 

Der Treibstoff der Zukunft  bei  der  Schifffahrt  stehe  noch  nicht 
fest. Hier habe das Land im Vergleich zu anderen Transportmit-
teln wenig Mitspracherecht. Alle Optionen stünden bislang of-
fen. Beim Bodensee, bei dem er vorgeschlagen habe, die gesamte 
Struktur bis zum Jahr 2035 klimaneutral zu gestalten, halte er 
es durchaus für möglich, dass die kleineren Boote und Jachten 
mit Elektromotoren und Batterien ausgestattet werden könnten, 
zumal in der Automobilbranche bessere und kleinere Batterien 
entwickelt worden seien. Alternativ könnten fortschrittliche bio-
logische  Kraftstoffe  eingesetzt  werden,  die  allerdings  derzeit 
noch nicht in ausreichender Menge für alle Fahrzeuge herge-
stellt werden könnten und sich daher auf wenige Transportmittel  
in geringer Zahl beschränkten. Schwieriger gestalte es sich bei 
größeren  Binnenschiffen.  Hier  sei  noch  unklar,  ob  diese  mit 
Brennstoffzellen, mit LNG oder – perspektivisch – mit E-Fuels 
betrieben würden. 

Eine Abgeordnete der CDU merkte an, Verkehr finde nicht nur 
auf der Straße und der Schiene, sondern auch auf dem Wasser 
statt.  Sie  interessiere  zu  Ziffer  1  der  Stellungnahme,  ob  dem 
Land Pläne bekannt seien, um die restlichen 20 % der Häfen mit 
Landstrom zu versorgen. Darüber hinaus frage sie zur Stellung-
nahme zu den Ziffern 3 und 9, ob dem Verkehrsministerium an-
dere batterieelektrische Schiffsprojekte wie die Fähre „MS Insel 
Mainau“ bekannt seien. Schließlich bitte sie um Auskunft zum 
aktuellen Zeitplan der „FuelEU Maritime“-Verordnung. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP brachte vor, in Zukunft ent-
schieden  sich die Hersteller  von Booten und Schiffen eventuell 
für eine Antriebsart. Allerdings seien Boote und Schiffe, die vor 
allem  in  der Binnenschifffahrt  eingesetzt würden,  extrem  lang-
lebig, sodass der Altbestand ein Problem darstelle. Daher wolle 
er wissen, ob Bestandsschiffe beispielsweise durch Beimischung 
von  synthetischen  Kraftstoffen  heute  schon  klimafreundlicher 
betrieben werden könnten und ob das Land plane, bei syntheti-
schen Kraftstoffen eine Vorreiterrolle einzunehmen. 

Anlässlich der kürzlich stattgefundenen Einweihung eines neuen 
Polizeiboots liege die Annahme auf der Hand, diese in Zukunft 
mit  synthetischen  Kraftstoffen  zu  betanken,  die  keinen  Unter-
schied  zu  HVO  100,  Schiffsdiesel  oder  Ähnlichem  aufwiesen. 
Aufgrund dessen interessiere ihn, ob das Land Baden-Württem-
berg zumindest bei Polizeibooten eine Initiative für synthetische 
Kraftstoffe vorsehe.

16.  Zu dem Antrag des Abg. Thomas Marwein u. a. 
GRÜNE und der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Verkehr

 – Drucksache 17/4666
	 –		Klimaschutzmaßnahmen	 in	 der	 Binnenschiff-

fahrt

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den  Antrag  des  Abg.  Thomas  Marwein  u.  a.  GRÜNE  
– Drucksache 17/4666 – für erledigt zu erklären.

28.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Dr. Jung Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 17/4666 
in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonfe-
renz stattfand, am 21. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags führte aus, Klimaschutzmaß-
nahmen in der Binnenschifffahrt seien ebenso notwendig wie in 
anderen Bereichen. Dabei müssten sowohl die Schiffe selbst als 
auch die Häfen, in denen diese anlegten, betrachtet werden. Da 
das  Land  keine  Schiffe  betreibe  und  die  Zuständigkeit  für  den 
Schiffbau nicht beim Land liege, gebe es keine Details vor. Der 
Schiffbau entwickle sich weiter, weshalb auch dort vermehrt dar-
auf geachtet werde, Schadstoffemissionen zu reduzieren.

Im vorliegenden Antrag liege der Fokus auf die Landstromanla-
gen in Hafengebieten. Güterschiffe in Häfen benötigten weniger 
Strom als gedacht, da sie nur dann ans Stromnetz angeschlossen 
würden, legten sie länger als eine Stunde an. Die Hafengesell-
schaft in Kehl biete keinen Landstrom an; dies hätten private 
Unternehmen übernommen.

Die  größten  Landstromverbraucher  in  der  Schifffahrt  seien  die 
Fahrgastschiffe.  In  Kehl  legten  jährlich  ca.  325  solcher  Schiffe 
an und erzeugten dabei einen Jahresstromverbrauch von etwa  
81  250  kWh, wohingegen  die  rund  4  000 Güterschiffe  in Kehl 
nur 16 000 kWh Strom im Jahr verbrauchten. Daran lasse sich 
das  Potenzial  ablesen.  Zudem  führten  Fahrgastschiffe  im  Ver-
gleich  zu  Güterschiffen  viele  elektronische  Gerätschaften  mit. 
Problematisch sei, dass in manchen Häfen nur die Schiffe in ers-
ter Reihe, nicht aber in zweiter Reihe mit Landstrom versorgt 
werden könnten. 

Der  Stellungnahme  zu  Ziffer  3  des  Antrags  entnehme  er,  das 
Land  habe  ein  mit  Bundesmitteln  kofinanziertes  Förderpro-
gramm mit  dem Zweck  der Gewährung  von Zuwendungen  zur 
Verbesserung  der  Versorgung  von  Binnenschiffen  mit  Land-
strom in Baden-Württemberg aufgelegt und eine Förderrichtlinie 
umgesetzt, die eine Förderquote von maximal 75 % der förder-
fähigen Kosten festlege, die jedoch zum Jahresende 2022 ausge-
laufen sei und aktuell verlängert werden solle. Ihn interessiere der 
aktuelle Stand hierzu und bei welchem Prozessschritt der Förder-
prüfung sich die in der Stellungnahme aufgeführten Anträge auf 
Landstromförderung befänden. 

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Verkehr



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 5785

35

AusschussAusschuss für Verkehr

In Baden-Württemberg seien 330 000 Fahrzeuge mit elektrischem 
Antrieb oder als Hybride unterwegs. Daher sei es möglich, 20 000 
oder 30 000 Schiffe mit Elektroantrieb zu  laden, ohne ein neues 
Kraftwerk bauen zu müssen. 

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4666 für erledigt zu er-
klären. 

12.10.2023

Berichterstatter:

Dr. Jung

17.  Zu dem Antrag der Abg. Silke Gericke und  
Michael Joukov u. a. GRÜNE und der Stellung-
nahme des Ministeriums für Verkehr

 – Drucksache 17/4674
 –  Entwicklung der Sicherheit im Schienenperso-

nennahverkehr	 und	 öffent	lichen	 Personennah-
verkehr in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Silke Gericke und Michael Joukov 
u.  a.  GRÜNE  –  Drucksache  17/4674  –  für  erledigt  zu 
erklären.

21.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Klauß Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/4674 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Die Mitinitiatorin des Antrags dankte für die Stellungnahme der 
Landesregierung zu dem von ihr mitinitiierten Antrag und führ-
te aus, in den letzten Jahren sei im Hinblick auf die Sicherheit 
im  Schienenpersonennahverkehr  und  im  öffentlichen  Personen-
nahverkehr (ÖPNV) viel geschehen. Die durchgeführten Präven-
tionsmaßnahmen zeigten Wirkung. Problematisch bleibe jedoch 
die Situation vor und nach großen Events wie z. B. Fußballspie-
len oder Volksfesten.

Allerdings würde sie es begrüßen, sofern bei den begangenen 
Straftaten im ÖPNV eine Unterteilung in Bus- und Schienenver-
kehre erfolgte und differenziert würde, ob sich ein sicherheitsre-
levanter Vorfall im Gefährt selbst oder an der Haltestelle ereigne. 
Hierfür müssten aber die Richtlinien für die Führung der Polizei-
lichen Kriminalstatistik angepasst werden.

Der Minister für Verkehr erklärte, im ÖPNV seien in den letz-
ten  Jahren  regelmäßig Übergriffe  zu  verzeichnen  oder  gerieten 
Passagiere in bedrohliche Situationen. Das Land achte bei Neu-
verträgen mit Verkehrsunternehmen vermehrt auf die Zugbe-
gleitungsquote, da hierdurch eine gewisse Sicherheit vermittelt 

Ein Abgeordneter der SPD erklärte, die meisten Schiffe brauch-
ten  Strom  für  die  elektronischen  Geräte  an  Bord,  welche  zum 
Teil reiner Luxus seien. Dies dürfe nicht außer Acht gelassen 
werden. Angesichts des sehr langen Genehmigungsverfahrens des 
Elektrokatamarans  der  Bodensee-Schiffsbetriebe  GmbH  (BSB) 
bezweifle  er  den Einsatz weiterer  solcher  Schiffe. Die BSB  sei 
auf der ständigen Suche nach klimafreundlichen Antrieben und 
wolle demnächst sogar eine mit Flüssiggas betriebene Fähre ein-
setzen.  Allerdings  seien  die Genehmigungsverfahren  nicht  ein-
fach. 

Er habe von der Marina in Kressbronn die Rückmeldung erhal-
ten,  dass  eine  komplette  Umstellung  der  ca.  1  000  Schiffe  auf 
Elektroantrieb ein eigenes Kraftwerk zur Stromerzeugung erfor-
dere. Kleinere Schiffe, beispielsweise Segelschiffe, könnten pro-
blemlos elektrisch betrieben werden. Bei Sportbooten mit einer 
hohen PS-Zahl sei dies hingegen schwierig. Die Infrastruktur 
auf dem Bodensee klimaneutral zu gestalten, liege daher noch in 
weiter Ferne. Vorfälle wie die Explosion eines Akkus auf einem 
Segelschiff  beschleunigten  die  Akzeptanz  von  Elektromotoren 
nicht, wenngleich er persönlich eine Umrüstung befürworte. 

Der Minister für Verkehr antwortete, sein Haus stehe mit den 
Häfen in Kontakt, die noch keine Landstromanlage hätten, infor-
miere diese über Möglichkeiten und werbe für diese.

Ein weiteres, batterieelektrisch betriebenes Schiff neben der „MS 
Insel Mainau“ sei die Fähre, die auf der Strecke Friedrichsha-
fen–Romanshorn eingesetzt werde. Bei dieser Fähre sei aber nur 
einer von vier Motoren mit einer Brennstoffzelle ausgerüstet.

In Norwegen verlaufe ein erheblicher Teil des Verkehrs über das 
Wasser, da der Landweg extrem umständlich sei. Dort würden 
die großen Schiffe, die problemlos ein Bodenseeschiff transpor-
tieren könnten, batterieelektrisch betrieben. Dort seien auch die 
entsprechend benötigten Lademöglichkeiten vorhanden. Da in 
Norwegen die technischen Voraussetzungen erprobt seien, müsse 
Deutschland das Rad nicht neu erfinden. 

Ein Zeitplan zur Veröffentlichung der „FuelEU Maritime“-Ver-
ordnung liege gegenwärtig nicht vor. Eigentlich warte er auf de-
ren Veröffentlichung. 

Des Weiteren legte er dar, viele Schiffe besäßen bereits ein hohes 
Alter und seien daher aus Umweltgesichtspunkten nicht sauber. 
Eine  Modernisierung  der  Binnenschifffahrt  von  den  Schleusen 
bis  zu  den  Schiffen  halte  er  für  notwendig,  um  moderne  und 
„saubere“ Antriebe in die Tat umzusetzen, wobei auch synthe-
tisch  hergestellte  Kraftstoffe  eingesetzt  werden  könnten.  Aller-
dings könnten diese noch nicht in relevantem Umfang hergestellt 
werden. Das geplante Projekt der ersten industriellen Demonst-
rationsanlage in Karlsruhe, das Baden-Württemberg habe unter-
stützen und fördern wollen, sei in Norddeutschland umgesetzt 
worden, da die vorgegebenen Rahmenbedingungen der Europäi-
schen Union für Investoren in Baden-Württemberg sehr schlecht 
seien. Beispielsweise sei die Verwendung von CO2 aus Punkt-
quellen wie Zement nicht erlaubt. Bis zum Jahr 2040 sei dies 
zwar noch erlaubt, allerdings amortisierten sich die Anlagen in 
dieser kurzen Zeit nicht mehr. 

Polizeimotorräder und Polizeifahrzeuge würden bereits zum Teil 
mit Biokraftstoffen betankt. Dies sei prinzipiell auch bei Polizei-
booten möglich. Für diesen Bereich sei aber das Innenministe-
rium zuständig. Er werde dem Innenminister diese Idee nahe-
bringen. 

Die Aussage, zur Umstellung werde ein neues Kraftwerk benö-
tigt, habe er schon des Öfteren vernommen. Allerdings müsse 
sich vor Augen gehalten werden, dass nicht alle Boote zeitgleich 
geladen werden müssten. Viele Boote lägen wochenlang im Ha-
fen und brauchten nur wenig Strom. Mit einer ordentlichen Aus-
steuerung über Monate hinweg könnten diese Schiffe und Boote 
geladen werden. Motorboote mit einer hohen PS-Zahl hätten in 
etwa den gleichen Energiebedarf wie ein Mittelklassefahrzeug. 
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rende zu sein. Bei bestimmten Anlässen sei eine erhöhte Präsenz 
von Sicherheitspersonal notwendig. Die Anwesenheit von Sicher-
heitspersonal im Verkehr in den Abendstunden wirke jedoch auch 
beruhigend  auf  die Menschen,  die Angst  vor Übergriffen hätten. 
Letztlich setze das Land alles daran, damit sich die Menschen in 
Zügen und Bussen sicher fühlten.

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4674 für erledigt zu er-
klären.

19.10.2023

Berichterstatter:

Klauß

18.		Zu	 dem	 Antrag	 des	 Abg.	 Jonas	 Hoffmann	 u.	 a.	
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Verkehr

 – Drucksache 17/4691
 –  Staureduzierende Maßnahmen am Grenzüber-

gang Rheinfelden

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Jonas Hoffmann u. a. SPD – Druck-
sache 17/4691 – für erledigt zu erklären.

21.9.2023

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:
Hartmann-Müller Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/4691 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags dankte für die Stellungnahme 
des Ministeriums für Verkehr zu seiner Initiative und führte aus, 
bei  den Grenzübergängen Rheinfelden  und Weil  am Rhein  zur 
Schweiz übernachteten jedes Wochenende Hunderte Menschen, 
meist Lkw-Fahrer, mangels Optionen unter ärmlichsten Bedin-
gungen. Solche Arbeitsbedingungen trügen zum Fachkräfteman-
gel in dieser Branche bei. Außerdem führten die Lkws, wenn sie 
in den örtlichen Raum verdrängt würden, zu Problemen, da sie 
dort teilweise falsch abgestellt würden und in der Folge Straßen 
blockierten. Hier sehe er daher dringenden Handlungsbedarf. 

Ein Problem stellten die fehlenden Flächen dar, ein weiteres Pro-
blem liege in der unterschiedlichen Betrachtung des Grenzüber-
gangs Rheinfelden vonseiten der Schweiz und Baden-Württem-
berg. Er frage daher, welche Sofort- sowie kurz- bzw. mittelfris-
tigen Maßnahmen die Landesregierung ergreife, um die Situation 
an den Grenzübergängen in die Schweiz vor allem für die Lkw-
Fahrer zu verbessern, und ob die Landesregierung diesbezüglich 
Gespräche mit der Schweiz führe.

werde. Sinnvoll sei es aus seiner Sicht, zu bestimmten Zeiten, 
beispielsweise rund um Events, zusätzliches Sicherheitspersonal 
einzusetzen.

Polizistinnen und Polizisten sowie Kriminalpolizistinnen und 
Kriminalpolizisten könnten den ÖPNV kostenlos nutzen, so-
fern sie als solche zu erkennen seien, z. B. durch das Tragen des 
K-Etuis. Diese  seien  verpflichtet,  dann  einzugreifen,  sollte  bei-
spielsweise eine sicherheitsbedrohende Situation eintreten. Da-
durch erhöhe sich die Sicherheit im ÖPNV.

Des Weiteren seien die neuen Züge mit Videoüberwachungssys-
temen ausgestattet. Diese würden zunehmend auch an Haltestel-
len eingesetzt, da sie abschreckend wirkten, und zwar sowohl bei 
Übergriffen als auch bei Vandalismus. Dennoch könnten immer 
wieder Vorfälle dieser Art registriert werden. Die Zahl der Vor-
fälle zu reduzieren, sei nicht die alleinige Aufgabe der Politik. 
Vielmehr sei auch die Zivilgesellschaft aufgefordert, bei sich an-
bahnenden Vorfällen beschwichtigend einzugreifen und anstän-
dig  mit  öffentlichem  Eigentum  umzugehen.  Selbstverständlich 
stehe dabei jedoch der Selbstschutz im Vordergrund.

Ein Abgeordneter der SPD brachte vor, das Sicherheitsgefühl 
stelle  ein  subjektives  Empfinden  dar.  Dennoch  steige  die  Zahl 
der Vorfälle vor allem im Zusammenhang mit Fußballspielen 
oder anderen Events. Je nach Ausgang eines Fußballspiels könne 
vorhergesagt werden, ob vermehrt mit Aggressionen zu rechnen 
sei, welche an anderen Passagieren und am Mobiliar ausgelas-
sen würden. Den Einsatz von „fußballfanresistenten“ Fahrzeugen 
halte er für eine gute Möglichkeit, den Schaden durch Randalie-
rende zu verringern.

Zivilcourage dürfe eingefordert werden, jedoch warne die Polizei 
davor, zu viel Zivilcourage zu zeigen. Letztlich stehe der Eigen-
schutz im Vordergrund.

Eine Abgeordnete der CDU äußerte, der ÖPNV würde vermehrt 
genutzt, wenn sich die Passagiere dort sicher fühlten. Die Zahl 
der Aggressionsdelikte im Bus- und Schienenverkehr habe je-
doch leider zugenommen. Daher erachte sie die Anwesenheit 
von Sicherheitspersonal auch außerhalb von Randzeiten oder 
speziellen Anlässen für wichtig. Dass Polizistinnen und Polizis-
ten den ÖPNV kostenlos nutzen könnten, begrüße sie ebenso wie 
die Videoüberwachungssysteme im ÖPNV und an Haltestellen.

In der gemeinsamen Stellungnahme zu den Ziffern 4 und 6 des 
Antrags werde von Pilotprojekten auf der Schwarzwaldbahn 
zwischen Verkehrsunternehmen und der Bundespolizei zur frei-
willigen Ausstattung des Zugbegleitpersonals mit Bodycams be-
richtet, welche nach vorheriger Ankündigung die Videoaufnah-
me übergriffiger Mitreisender und gegebenenfalls von Straftaten 
ermöglichten. Sie wolle in diesem Zusammenhang wissen, ob 
hierzu bereits erste Ergebnisse vorlägen.

Der Minister für Verkehr legte dar, die Bahn verfüge nicht über 
unbegrenzt „fußballfanresistente“ Züge und Waggons, um da-
mit alle Strecken nach einem Fußballspiel zu bedienen. Zudem 
sei er schon dafür gerügt worden, Fahrgästen derart „altes und 
schäbiges Zugmaterial“ zuzumuten. Diese kämen nur dann zum 
Einsatz, wenn Randalen zu erwarten seien. Ansonsten würden 
„normale“ Fahrzeuge eingesetzt, die in ausreichender Menge 
vorhanden seien.

Ein Vertreter des Ministeriums für Verkehr merkte an, ihm seien 
zu den besagten Pilotprojekten bei der Schwarzwaldbahn keine 
Ergebnisse bekannt. Er wolle jedoch recherchieren, ob bereits 
erste Ergebnisse vorliegen.

Weder der Bund noch das Land verfügten über die personellen 
Ressourcen,  um  eine  flächendeckende Bestreifung  sicherzustel-
len. Eine Konzentration auf bestimmte Orte zu bestimmten Zei-
ten sei somit unabdingbar.

Der Minister für Verkehr fügte ergänzend hinzu, nicht alle Bür-
gerinnen  und  Bürger  stünden  unter  Generalverdacht,  Randalie-
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Ein noch nicht zu Wort gekommener Abgeordneter der Grünen 
bemerkte, die Ratio hinter der Autobahn GmbH sei eine bessere 
Steuerung der Projekte nach Dringlichkeit durch den Bund. Beim 
alten System der Auftragsverwaltung hätte die Landesregierung 
eigene Kapazitäten einbringen können. Das neue System brauche 
eine gewisse Zeit, um reibungslos zu funktionieren. Eventuell 
benötige der Abgeordnete der FDP/DVP einen Berater, der ihm 
das neue System näherbringe. 

Die Abgeordnete der CDU erwiderte auf den Beitrag des Erst-
unterzeichners des Antrags, der Lkw-Verkehr und der Pkw-Ver-
kehr müssten getrennt voneinander betrachtet werden. Beim 
Pkw-Verkehr hätten verschiedene Maßnahmen bereits zu einer 
deutlichen  Entlastung  geführt.  Grenzkontrollen  seien  wichtig, 
vor allem vor dem Hintergrund des Menschenhandels.

Der Minister für Verkehr legte dar, das Land habe über das Re-
gierungspräsidium Freiburg die Verkehrsstudie Hochrhein-Bo-
densee erstellen lassen. Dies geschah zu einem Zeitpunkt, als das 
Land zuständig gewesen sei. Diese Studie habe das Land präsen-
tiert und Maßnahmen aufgeführt. Allerdings habe sich zwischen-
zeitlich die Zuständigkeit vom Land auf den Bund geändert. Nun 
müsse der Bund für Abhilfe sorgen. 

Ein  Grundproblem  beim Grenzübergang  Rheinfelden  resultiere 
aus der ursprünglichen Planung, da er für die derzeit dort fah-
rende Zahl an Fahrzeugen nicht ausgebaut sei. Dieses Problem 
müssten Deutschland und Schweiz gemeinsam lösen.

Er mische sich nur dann in Themen ein, wenn er es als zielfüh-
rend erachte. Das Land habe angeboten, sich bezüglich der Flä-
chennutzung einzubringen. Leider habe dies nicht funktioniert. 

Der Abgeordnete der FDP/DVP habe an die Abgeordneten der 
Grünen appelliert, sich auf Bundesebene für den Grenzübergang 
Rheinfelden stark zu machen. Diesen Appell richte er nun an 
die Abgeordneten der FDP/DVP und der SPD, deren Parteikol-
legen ebenfalls Teil der Bundesregierung seien und ebenso die 
Möglichkeit hätten, etwas zu bewegen. Letztlich sei der Bund für 
diese Thematik zuständig. 

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4691 für erledigt zu er-
klären. 

11.10.2023

Berichterstatterin:

Hartmann-Müller

Der Minister für Verkehr erklärte, sowohl die Autobahn rund 
um den Grenzübergang Rheinfelden  als  auch der Zoll  fielen  in 
das Aufgabengebiet des Bundes. Das Land sei lediglich an der 
Verkehrsstudie Hochrhein-Bodensee beteiligt gewesen, nachdem 
Bürgermeister und Abgeordnete das Land auf die dortige Situa-
tion aufmerksam gemacht hätten. Ihm sei die Situation vor Ort 
bekannt. Sie sei ärgerlich und frustrierend, zumal das Problem 
schon längere Zeit bestehe. Das Land habe sich dazu bereit er-
klärt,  einen Pufferparkplatz  einzurichten. Leider  sei  dieses Pro-
jekt bislang aus verschiedenen Gründen gescheitert. 

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, nicht nur die Lebens-
umstände in der Nähe des Grenzübergangs Rheinfelden seien in 
den Blick zu nehmen, sondern auch die Verkehrssituation mit 
den Ampelschaltungen auf der Autobahn, die zum Teil zu prekä-
ren Situationen mit Lkws führten. 

Die Schweiz habe Deutschland inzwischen im Hinblick auf Di-
gitalisierung und Verfahrensbeschleunigung bei den Zollabfer-
tigungen, z. B. durch die Einführung von Passar 2.0, überholt. 
Für die Lkw-Fahrer gestalte sich die Einreise von der Schweiz 
kommend nach Deutschland deutlich einfacher und schneller. 
Aufgrund dessen sehe er auf deutscher Seite dringenden Hand-
lungsbedarf, zumal sich dadurch die gegenwärtige Situation mit 
den Staus reduzieren lasse. Er bitte die entsprechenden Abgeord-
neten, auf Bundesebene auf diesen Umstand hinzuweisen. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP äußerte, der Verweis, es handle 
sich um eine Sache des Bundes, stelle für ihn eine Metapher dar 
und sei gleichbedeutend mit: Der Verkehrsminister habe nichts 
gemacht, es sei ihm nicht wichtig. Der Verkehrsminister müsse 
beim Bund die Interessen des Landes Baden-Württemberg ver-
treten. Bei vielen Projekten mische sich der Verkehrsminister 
von Baden-Württemberg ein, obwohl sie ihn nichts angingen. 
Daher fordere er ihn auf, sich beim Bund einzusetzen, da dieses 
Projekt ihn durchaus etwas angehe. Er selbst werde sich dafür 
stark machen und appelliere an die Anwesenden, vor allem der 
Fraktion GRÜNE,  sich  auf Bundesebene  ebenfalls  dafür  einzu-
setzen. Ihn ärgerten Pressemitteilungen, in denen darüber berich-
tet werde, der Verkehrsministers habe sich für bestimmte Pro-
jekte eingesetzt, obwohl sie ihn nichts angingen, oder in denen 
Aussagen, z. B. die FDP sei böse, zu lesen seien, obgleich der 
Verkehrsminister durch den Abschluss neuer Beraterverträge 
von sich reden mache. 

Eine Abgeordnete der CDU merkte an, die Rheinfelder Brücke 
sei von der Schweiz seit jeher als regionaler Verkehrsübergang 
angesehen worden. Der überregionale Verkehr, zu dem auch der 
Lkw-Verkehr  zähle,  sollte  weiterhin  über  den  Grenzübergang 
Weil am Rhein abgewickelt werden. Diese Idee sei gescheitert, 
da viele den Grenzübergang Rheinfelden nutzten. Dies führe zu 
dauernden  Staus  in  der  Grenzregion,  insbesondere  durch  den 
Lkw-Verkehr. Einige organisatorische Maßnahmen für Pendler 
und die Einkaufsverkehre hätten beim Pkw-Verkehr für Entlas-
tung gesorgt. Allerdings leide der Lkw-Verkehr noch immer, und 
der Stau bei den Lkws löse sich häufig erst in den Mittagsstunden 
auf.

Die Digitalisierung bei der Zollabwicklung entlaste die Situa-
tion bereits in Teilen. Die Verkehrsstudie Hochrhein-Bodensee, 
welche das Regierungspräsidium Freiburg herausgegeben habe, 
zeige  diverse  Möglichkeiten  auf,  um  die  Situation  am  Grenz-
übergang weiter zu verbessern. Sie interessiere, wie weit die Be-
mühungen des Landes gediehen seien, einige dieser Maßnahmen 
umzusetzen, wenngleich die Stadt Rheinfelden kaum Interesse an 
einem Lkw-Stellplatz mit Unterkünften habe. 

Der Erstunterzeichner des Antrags dankte seiner Vorrednerin 
für ihre Einschätzung der Lage vor Ort und wies auf eine Ver-
schlechterung  der  Situation  hin,  falls  Grenzkontrollen  wieder 
zum Thema würden. Daher dürfe die Praxistauglichkeit der Maß-
nahmen nicht aus den Augen verloren werden. 
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Ein Abgeordneter der CDU merkte an, seine Fraktion hoffe auf 
eine konstruktive Lösung bei den Lang-Lkws von den Typen 2 
bis 5.  Ihn  interessiere,  aus welchen Gründen die LKWÜberlSt-
VAusnV bisher nicht verlängert worden sei, zumal das Ablauf-
datum bekannt sei. 

Der Minister für Verkehr antwortete, ihm lägen keine genauen 
Informationen dazu vor. Gerüchten zufolge könne sich die Bun-
desregierung nicht einigen. 

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4757 für erledigt zu er-
klären.

11.10.2023

Berichterstatterin:

Braun

20.  Zu dem Antrag des Abg. Hans Dieter Scheerer  
u. a. FDP/DVP und der Stellungnahme des Minis-
teriums für Verkehr

 – Drucksache 17/4782
 –  Bisherige Kosten der Übernahme der Abel-

lio Rail Baden-Württemberg GmbH durch die 
Südwestdeutsche Landesverkehrs-GmbH

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Hans Dieter Scheerer u. a. FDP/
DVP – Drucksache 17/4782 – für erledigt zu erklären.

21.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Dörflinger  Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/4782 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags dankte für die Stellungnahme 
des Ministeriums für Verkehr zu seiner Initiative und führte aus, 
das  Insolvenzverfahren  über  das Vermögen  der Abellio GmbH 
sei noch nicht abgeschlossen. Bezüglich der Abellio Rail Baden-
Württemberg GmbH (ABRB) sei ein Schutzschirmverfahren ein-
geleitet worden. Die Übernahme der ABRB durch die Südwest-
deutsche Landesverkehrs-GmbH (SWEG) habe im vergangenen 
Jahr stattgefunden. Seine Fraktion werde die weitere Entwick-
lung des Verfahrens erneut thematisieren. 

Die SWEG habe  signalisiert,  sich  am Ausschreibungsverfahren 
der vormals von der ABRB durchgeführten Leistungen zu be-
teiligen. Ihn interessiere, wie sich der Zeitplan hinsichtlich der 
Neuausschreibung gestalte. Zudem wolle er wissen, ob der Miet-
vertrag der Werkstatt in Pforzheim bestimmte zukünftige Nut-
zungsmöglichkeiten umfasse.

19.  Zu dem Antrag der Abg. Dr. Christian Jung und 
Dr. Erik Schweickert u. a. FDP/DVP und der 
Stellungnahme des Ministeriums für Verkehr

 – Drucksache 17/4757
 –  Perspektiven für Lang-Lkw Typ 1, Sattelkraft-

fahrzeug bis zu einer Gesamtlänge von 17,88 
Metern

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Dr. Christian Jung und Dr. Erik 
Schweickert u. a. FDP/DVP – Drucksache 17/4757 – für 
erledigt zu erklären.

21.9.2023

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:
Braun Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/4757 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Einer der beiden Initiatoren des Antrags führte aus, seine Frak-
tion erachte den Einsatz von Lang-Lkws für sinnvoll. Rheinland-
Pfalz gehe hierbei mit gutem Beispiel voran. Der Bund arbeite 
derzeit an einer Verlängerung der im Dezember 2023 auslau-
fenden Verordnung über Ausnahmen von straßenverkehrsrecht-
lichen Vorschriften für Fahrzeuge und Fahrzeugkombinationen 
mit Überlänge  (LKWÜberlStVAusnV). Eine dauerhafte Freiga-
be werde durch EU-Recht verhindert. Dies sei aus Sicht seiner 
Fraktion zu ändern, zumal viele baden-württembergische Unter-
nehmen in die Beschaffung von Lang-Lkws vom Typ 1 investiert 
hätten. Für die anderen Typen stehe eine Überarbeitung in Form 
einer Ergänzung der Positivliste an. 

Die Blockadehaltung vonseiten der Landesregierung im Hin-
blick auf Lang-Lkws müsse beendet werden. Trügen diese die 
Bezeichnung „Ökoliner“, bekämen sie die nötige Unterstützung 
vonseiten der Landesregierung. Letztlich leisteten Lang-Lkws 
einen Beitrag  zum Klimaschutz,  da  sich hierdurch die Gesamt-
zahl  an  Lkws  für  den  Gütertransport  verringere.  Falls  sich  die 
Haltung in Bezug auf Lang-Lkws nicht ändere, dürfe sich die 
Landesregierung nicht wundern, wenn Logistikunternehmen 
wirtschaftliche Probleme bekämen und aus Baden-Württemberg 
abwanderten.

Der Minister für Verkehr erwiderte, das Verkehrsministerium 
vertrete die Ansicht, dass die Lang-Lkws vom Typ 1, welcher 
der  am  häufigsten  zum Einsatz  kommende  Lang-Lkw  sei,  ver-
träglich sei, da diese aufgrund ihres geringen Längenunterschieds 
zum normalen Lkw nicht dazu führten, eine neue Infrastruktur 
aufbauen zu müssen.

Die LKWÜberlStVAusnV laufe am 31. Dezember 2023 aus. Aus 
Sicht des Landes stehe einer Verlängerung nichts im Weg. 

Bei den Lang-Lkws von den Typen 2 bis 5 gebe es keine Blocka-
dehaltung von der Landesregierung, sondern habe sich in Bezug 
auf die Verkehrssicherheit, die auch dem Bund sehr wichtig sei, 
herausgestellt, dass die Infrastruktur für derartige Lang-Lkws 
nicht überall gegeben sei. Das Land stelle derzeit Überlegungen 
an, wie in Zukunft mit diesen Lkws verfahren werden könne. 
Eine endgültige Entscheidung stehe noch aus. 
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Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, eine rechtlich saubere 
und möglichst kostengünstige Abwicklung rund um die Insol-
venz der Abellio-Gruppe sei beim Verkehrsministerium in guten 
Händen. Allerdings müsse dafür vorgesorgt werden, eine ähn-
liche Situation in Zukunft zu verhindern. Dies könne beispiels-
weise durch ein leistungsfähiges Schienennetz erzielt werden, da 
ein solches Planungssicherheit biete und einen pünktlichen Be-
trieb zulasse. 

Die Werkstatt in Ulm habe eine ziemlich komplizierte Zufahrt 
mit vielen Fahrstraßenkreuzungen. Dafür müsse geschultes Per-
sonal bereitgestellt werden. 

Ein Abgeordneter der SPD fragte mit Bezug auf Ziffer 2 des An-
trags, wie hoch die Zahlungen an ABRB im selben Zeitraum ge-
wesen wären bzw. wie sich die Kosten durch die Notvergabe im 
Vergleich erhöht hätten. 

Der Minister für Verkehr antwortete, er gehe von einer Teue-
rungsrate von 10 bis 15 % aus. Die Beratungskosten beliefen sich 
auf 175 000 €. Die Frage, weshalb sich die SBS nicht an dem 
Verfahren beteilige, könne er nicht beantworten. Ihm sei ledig-
lich bekannt, dass der Aufsichtsrat bisher diese Entscheidung ge-
troffen habe. Gerüchten zufolge hänge dies mit bestimmten Vor-
kommnissen mit der Gewerkschaft zusammen. Allerdings sei der 
Entschluss der SBS noch nicht endgültig gefällt.

Der Vertreter des Ministeriums für Verkehr ergänzte, manche An-
bieter zögerten aufgrund des bis vor Kurzem ungelösten Problems 
der Wartung der Fahrzeuge im Bereich der Südbahn, sich am Aus-
schreibungsverfahren zu beteiligen. Nachdem dies nun geklärt sei, 
erhöhe sich womöglich die Zahl der Bewerbungen. 

Die Werkstatt in Ulm sei nur eine Hülle, die von DB Regio be-
reitgestellt werde. Der zukünftige Betreiber müsse das Personal 
selbst stellen und die Werkstatt entsprechend einrichten. Werk-
stattleistungen von DB Regio seien nicht angedacht. 

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4782 für erledigt zu er-
klären.

11.10.2023

Berichterstatter:

Dörflinger

21.  Zu dem Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. 
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Verkehr

 – Drucksache 17/4854
 –  Kombiverkehrsterminals in Baden-Württem-

berg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. SPD  
– Drucksache 17/4854 – für erledigt zu erklären.

21.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Schuler Klos

Der Minister für Verkehr erläuterte, der niederländische Finanz-
minister habe das Land im Hinblick auf die drohende Insolvenz 
der Abellio GmbH mehr oder weniger unter Druck gesetzt. Das 
Land Baden-Württemberg habe die Insolvenz nicht verhindern 
können und  sei  zum Handeln gezwungen gewesen. Die SWEG 
habe im Rahmen einer Notvergabe nach europäischem Recht die 
ABRB übernommen und so eine ununterbrochene Bedienung  
sicherstellen können. Eine Notvergabe führe im Vergleich zu 
einer normalen Vergabe immer zu höheren Kosten. Ohne eine 
solche Übergangslösung wären die Kosten allerdings noch höher 
ausgefallen. 

Der gesamte Prozess sei nicht besonders schön verlaufen. Baden-
Württemberg habe aber deutlich gemacht, dass es sich nicht un-
ter Druck setzen  lasse. Eine Bezuschussung der Abellio GmbH 
wäre zudem rechtswidrig gewesen, da diese das Vergabeverfah-
ren konterkariert hätte. Im Hinblick zur nunmehr anstehenden 
Übernahme der vormals durch die ABRB erbrachten Leistungen 
sei bereits viel passiert, das Verfahren aber noch nicht abge-
schlossen. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Verkehr fügte ergänzend hin-
zu, die Neuvergabe der Leistungen gestalte sich komplex. Der 
Übergang alles vormals zur ABRB Gehörige – dazu zähle auch 
das Personal – von der SWEG auf den neuen Betreiber solle so 
reibungslos wie möglich gestaltet werden. Die Betriebswerkstatt 
müsse in geeigneter Weise ebenfalls mit übergehen. Um dies zu 
erreichen, werde sie aus dem Verantwortungsbereich der SWEG 
Bahn Stuttgart (SBS) ausgegliedert und an die Landesanstalt 
Schienenfahrzeuge Baden-Württemberg (SFBW) übertragen. Das 
Land  habe  im Rahmen  der  letzten Änderung  des Gesetzes  über 
die SFBW dieses dahingehend angepasst, dass die SFBW nicht 
nur Fahrzeuge, sondern auch die notwendigen Werkstätten halten 
dürfe. Die Werkstatt in Pforzheim werde daher von der SWEG an 
die SFBW verkauft und dann dem neuen Betreiber des Netzes zur 
Verfügung gestellt, damit dieser die Fahrzeuge warten könne. Die 
Albtal-Verkehrs-Gesellschaft  sei  Eigentümerin  des  Grundstücks, 
auf dem sich die Werkstatt befinde. Sie werde es aber zu den be-
stehenden Konditionen an die SFBW verpachten. 

Die Neuvergabe der Leistungen falle in die Zeit der Inbetrieb-
nahme von Stuttgart 21 und der Beschaffung der neuen Doppel-
stockzüge. Dies führe u. a. zu einer Verschiebung der vormals 
von der ABRB genutzten Fahrzeuge nach Nordbaden und auf 
die Südbahn und bedeute für den neuen Betreiber, eine wei tere 
Werkstatt im Bereich der Südbahn führen zu müssen, da die 
Werkstatt in Pforzheim zu weit weg sei. Um dem Aspekt der 
Diskriminierungsfreiheit bei dieser Vergabe gerecht zu werden, 
sei vereinbart worden, dass die DB Regio am Standort Ulm einen 
Teil ihrer Werkstatt langfristig an die SFBW verpachte, die die-
sen Teil dann dem zukünftigen Betreiber zur Verfügung stelle. 

Der gesamte Prozess sei komplex, aufwendig und zeitraubend 
gewesen, sodass ein zeitlicher Verzug eingetreten sei. Das Land 
habe die Notvergabe an die SWEG und die SBS bis Mitte 2024 
verlängert. Bis dahin solle das laufende Verfahren beendet sein. 
Die Bietergespräche liefen und seien hoffentlich bis Januar 2024 
abgeschlossen. 

Ein  Abgeordneter  der  CDU  äußerte,  in  Ziffer  1  der  Stellung-
nahme stelle das Land zusätzliche Kosten bei der Nahverkehrs-
gesellschaft Baden-Württemberg mbH (NVBW) im Rahmen 
der Beauftragung eines wirtschaftlichen Vergleichs in Aussicht. 
Ihn interessiere, ob diese bereits der Höhe nach beziffert werden 
könnten und weshalb die SBS sich nicht an der Ausschreibung 
beteilige, obwohl sie diese Verkehre momentan bediene. 

Das ganze Unterfangen sei sehr schwierig und das Verhalten 
des Verkehrsministers anerkennungswürdig. Allerdings sei die 
Werkstatt in Ulm bislang nicht durch extreme Leistungsfähigkeit 
aufgefallen, sondern eher durch Probleme. Er bitte diesbezüglich 
um einige Ausführungen. 
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Württemberg (NVBW) alles zuständig sei. Für den Bereich der 
KV-Terminals seien zwei Mitarbeiter zuständig. Seiner Meinung 
nach müssten daher die Kräfte nicht nur gebündelt werden. Viel-
mehr sei das Portfolio, für das die NVBW zuständig sei, insge-
samt zu überdenken. 

Nichtsdestotrotz sei der Kapazitätsausbau sehr wichtig, da der 
Güterverkehr  auf  der  Schiene  massiv  ansteigen  werde.  Baden-
Württemberg strebe eine Quote von 25 % an. Er bezweifle, dass 
diese erreicht werde, zumal die Kapazitäten in den letzten Jahren 
nicht in ausreichendem Maß erweitert worden seien und die bis-
lang getätigten Investitionen nicht ausreichten. 

Die genannten Zweikraftlokomotiven seien extrem teuer. Daher 
werde  vorwiegend  auf  vorhandene  Fahrzeuge  zurückgegriffen. 
Die Deutsche Bahn nutze außerdem zunehmend HVO 100, einen 
vollsynthetischen  Dieselersatzkraftstoff,  da  Diesellokomotiven 
im  Rangierbereich  mangels  Elektrifizierung  durchaus  sinnvoll 
seien. Zum Teil kämen auch Schublokomotiven zum Einsatz, 
welche ebenfalls mit HVO 100 betrieben würden. 

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4854 für erledigt zu er-
klären. 

12.10.2023

Berichterstatter:

Schuler

22.  Zu dem Antrag der Abg. Martina Braun u. a. 
GRÜNE und der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Verkehr

 – Drucksache 17/4935
 –  Mobilitätsstationen – Die Vielfalt der Verkehrs-

mittel bündeln und vernetzen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Martina Braun u. a. GRÜNE – Druck-
sache 17/4935 – für erledigt zu erklären.

21.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Röderer Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/4935 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags führte aus, Mobilitätssta-
tionen spielten in der Verkehrswende eine wichtige Rolle, da sie 
verschiedene Fortbewegungsmittel kombinierten und diese dort 
gewechselt werden könnten. Diese Neuartigkeit entwickle sich 
jedoch nur langsam. Mobilitätsstationen könnten mit Mobili-
tätssäulen gekennzeichnet werden. Allerdings seien derzeit nur  
34 Säulen in 19 Kommunen aufgestellt. 

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/4854 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags dankte für die Stellungnahme 
der Landesregierung zu seiner Initiative und brachte vor, er sei 
gefragt worden, weshalb in Pfullendorf ein Kombiverkehrster-
minal (KV-Terminal) errichtet werden solle, obwohl das Termi-
nal in Singen nicht voll ausgelastet sei. Beim Interessenverband 
Gäu-Neckar-Bodensee-Bahn  habe  die  IHK  darüber  informiert, 
die Schweiz habe viel Geld investiert, um die Güterzüge auf der 
französischen Rheinseite fahren zu lassen, sodass Baden-Würt-
temberg diesbezüglich abgehängt werde. Ihn interessiere sowohl 
diesbezüglich als auch hinsichtlich der Zukunft der Güter auf der 
Schiene in Baden-Württemberg die Einschätzung der Landesre-
gierung. 

Der Minister für Verkehr führte aus, Baden-Württemberg habe 
zu wenige Terminals, um die Verladung vorzunehmen, zumal die 
Abstände zwischen den einzelnen Terminals zu groß seien. De-
zentrale Terminals aufzubauen, wie z. B. in Pfullendorf, begrüße 
er daher. Zudem handle es sich bei dem Vorhaben in Pfullendorf 
um eine Art Reaktivierung einer bereits vorhandenen Infrastruk-
tur. 

Generell würden  aus  unterschiedlichen Gründen weniger Güter 
über das Wasser und die Schiene transportiert, wodurch sich die 
Auslastung der Terminals verringere. Die Betreiber von Termi-
nals seien in der Regel Private. Daher könne davon ausgegangen 
werden, dass diese nur dann gebaut würden, wenn der jeweilige 
Betreiber sich dadurch einen Profit erhoffe. 

Über die Absichten der Schweiz könne er keine Auskunft geben. 
Allerdings sei die Schweiz tendenziell entsetzt über die Leistungs-
fähigkeit der Deutschen Bahn. In Baden-Württemberg seien viele 
Strecken  nur  begrenzt  für  den  Güterverkehr  ausgebaut,  wenn-
gleich der Ausbau voranschreite. Er könne nachvollziehen, wenn 
sich  die  Schweiz  beim Güterverkehr  für  die  französische  Seite 
entscheide. 

Ein Abgeordneter der CDU erklärte, seine Fraktion unterstütze 
den Bau und Ausbau von KV-Terminals, welche in der Regel 
von Privaten betrieben würden und damit tendenziell eine hohe 
Auslastung aufwiesen. Singen und Pfullendorf seien relativ weit 
voneinander entfernt. Die Zugstrecke zum Terminal in Pfullen-
dorf weise das Problem der  fehlenden Elektrifizierung  auf. Zu-
dem verfüge es lediglich über eine schwierige Anbindung über 
die Landesstraße. Der Wettbewerb entscheide letztlich über den 
Erfolg eines Terminals, welche in der Regel eine Förderung z. B. 
durch den Bund benötigten. 

Ein Abgeordneter  der Grünen  äußerte,  die Auslastung der KV-
Terminals schwanke. Manche externen Aspekte, z. B. schlechte 
Zufahrten oder mangelnde Infrastruktur, wirkten sich auf diese 
aus. Das Ansinnen der Schweiz habe ihre Berechtigung, da sich 
der Ausbau der Rheintalbahn verzögere. Falls die französische 
Seite finanziert durch die Schweiz ausgebaut werde und der Aus-
bau der Rheintalbahn abgeschlossen sei, könne hier mehr Güter-
verkehr abgewickelt werden.

Bezüglich nicht elektrifizierter Strecken zu KV-Terminals weise er 
auf die Möglichkeit des Einsatzes von Zweikraftlokomotiven hin, 
welche sowohl mit Strom als auch mit Diesel fahren könnten. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP legte dar, das Hauptproblem 
liege in den nicht komplett ausgebauten Kapazitäten der KV-
Terminals. Das modernste KV-Terminal in Baden-Württemberg 
befinde  sich  in  Ludwigshafen  am  Rhein.  Daher  müsse  an  den 
Kapazitäten gearbeitet werden. 

Die Stellungnahme zum vorliegenden Antrag zeige wieder ein-
mal deutlich auf, wofür die Nahverkehrsgesellschaft Baden-
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23.  Zu dem Antrag des Abg. Miguel Klauß u. a. AfD 
und der Stellungnahme des Ministeriums für Ver-
kehr

 – Drucksache 17/5019
	 –		Tatsächlicher	 Bedarf	 an	 weiteren	 öffentlichen	

Verkehrsmitteln

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Miguel Klauß u. a. AfD – Druck-
sache 17/5019 – für erledigt zu erklären.

21.9.2023

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:
Gericke  Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/5019 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, die Anzahl der 
Kraftfahrzeuge sei in den letzten Jahren in Baden-Württemberg 
überdurchschnittlich gestiegen. Ein Umstieg vom Individual-
verkehr auf den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) finde 
demzufolge nicht statt. 

Bezüglich  der  gemeinsamen  Stellungnahme  zu  den  Ziffern  1 
bis 3 interessiere ihn, nachdem nunmehr der Bewerbungsaufruf 
für die Pilotprojekte zum Mobilitätspass seit Mitte August ab-
geschlossen sein müsste, welche Landkreise daran teilnähmen. 
Seines Wissens habe sich Calw beworben. Ebenso bitte er um 
weitere Informationen zu den Pilotprojekten zum Mobilitätspass, 
vor allem hinsichtlich der Finanzierung und der Bereitstellung 
von Personal.

Der Minister für Verkehr führte aus, er habe den Eindruck, das 
Konzept des Mobilitätspasses sei nicht deutlich geworden. Das 
Land  wolle  mit  dem  Mobilitätsgesetz  die  gesetzliche  Grund-
lage einführen, um den Kommunen die Möglichkeit zu eröffnen, 
durch  die  Einführung  des Mobilitätspasses  den ÖPNV mitzufi-
nanzieren. Die Kommunen könnten dabei zwischen einer Fahr-
zeughalter-, einer Einwohnerabgabe, eines Mautsystems und 
einer Arbeitgeberabgabe wählen. In ihrer Entscheidung seien die 
Kommunen letztlich aber frei, und sie könnten auch die Höhe der 
Abgabe selbst festlegen. Die Frage der Finanzierung liege somit 
in der Hand der jeweiligen Kommune.

Das Land habe bei den Kommunen angefragt, ob sie sich, wenn 
sie sich für den Mobilitätspass interessierten, die Kosten und 
Einnahmen der einzelnen Modelle berechnen lassen wollten. Un-
gefähr die Hälfte des Landes, darunter sowohl ländliche Kreise 
als auch Städte und Regionen, habe sich gemeldet. Manche Op-
tionen eigneten sich nicht für jede Kommune. Beispielsweise sei 
eine Maut in einer Region mit ca. 20 000 Einwohnern nicht sinn-
voll, ebenso wenig eine Einwohnerabgabe, wenn die Kommune 
viele Pendler habe. 

Nun stehe die Frage im Raum, welche Kommunen, die sich 
ihre Optionen hätten ausrechnen lassen, in die Umsetzung gehen 
wollen. Diese Phase sei noch nicht abgeschlossen. Calw habe 
sich bislang allerdings nicht beworben. Das Land zwinge keine 
Kommune zur Teilnahme. Jede Kommune, die mitmachen wolle, 
brauche den Rückhalt ihrer kommunalen Gremien. 

Voraussetzung zur Installation von Mobilitätsstationen seien 
mindestens drei verschiedene Mobilitätsformen. Eine Kombina-
tion mit Sharing-Angeboten sei denkbar. Ein Fahrradverleihsys-
tem wie in Offenbach könne bislang nicht gefördert werden. Sie 
hoffe, dass  sich dies künftig ändere. 27 Kommunen hätten eine 
Personalstelle zur Errichtung und Koordinierung von Mobilitäts-
stationen. Kommunale Abgeordnete müssten die Kommunen auf 
die Landesförderung bei der Errichtung von Mobilitätsstationen 
hinweisen, damit sich noch mehr Kommunen entschieden, diese 
einzurichten. 

Der Minister für Verkehr führte aus, seinem Haus lägen keine 
genauen Zahlen zu den Mobilitätsstationen vor, es gehe aber 
davon aus, dass mindestens 300 Mobilitätsstationen in Baden-
Württemberg  installiert  seien.  Eine  offizielle  Definition  einer 
Mobilitätsstation gebe es nicht. Die unterschiedlichen Bezeich-
nungen für das gleiche Produkt machten zudem eine Erhebung 
schwierig.

Die geringe Nutzung von Mobilitätssäulen liege zum Teil darin 
begründet,  dass  darin  ein  Element  öffentlicher  Verschandelung 
gesehen  und  darüber  hinaus  befürchtet  werde,  diese  fiele  nach 
kurzer Zeit dem Vandalismus zum Opfer. 

Generell  besäßen  diese  Säulen  einen  guten  Erkennungswert 
und seien bewusst nicht als Multimediasäulen gedacht, da dies 
sehr teuer und anfällig für Zerstörung sei. Auf den Säulen seien  
QR-Codes angebracht, über die die Passanten an Informationen 
gelangten. Diese könnten von sehr vielen gescannt werden, da im 
Grunde fast jeder ein Smartphone besitze.

Ein Abgeordneter der CDU fragte nach den Erkenntnissen zu 
den Mobilitätsstationen und Mobilitätssäulen, da Letztere even-
tuell durch eine App ersetzbar seien, und ob vor der Errichtung 
einer Mobilitätsstation eine Kosten-Nutzen-Berechnung durch-
geführt werde. 

Der Minister für Verkehr antwortete, für die Berechnung von 
Kosten und Nutzen solcher Stationen seien die Kommunen 
selbst verantwortlich. Das Land fördere die Errichtung einer 
Mobi litätsstation und schenke den Kommunen quasi die Säule,  
welche die Kommune allerdings unterhalten müsse. Säulen hät-
ten gegenüber einer App den Vorteil, individuell gestaltet wer-
den zu können, z. B. mit aktuellen Informationen oder Stadt- 
bzw. Ortsplänen.

Die meisten Kommunen unterhielten bereits eine eigene App. 
Eine leistungsfähige und anwenderfreundliche Mobilitäts-App 
mit einem Überblick über die Mobilitätsdienstleistungsangebote 
werde derzeit gemeinsam mit bwegt unter Mithilfe von Mobi-
Data BW entwickelt, um auf diese Weise ein Echtzeitangebot zu 
bieten.

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/4935 für erledigt zu er-
klären.

11.10.2023

Berichterstatter:

Röderer
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Seiten des Rheins müssten bei der Variantenwahl berücksichtigt 
werden. 

Er befürworte, dass durch die Kooperation zwischen Deutsch-
land und Frankreich am Schienenbrückenschlag am Rhein der 
womöglich im Vergleich zu Deutschland vorhandene Rückstand 
des Schienennetzes auf französischer Seite aufgeholt werde. Da-
her danke er allen, die sich für dieses Projekt einsetzten. 

Der Minister für Verkehr teilte mit, als er das erste Mal von 
diesem Projekt gehört habe, sei er sich der mit diesem Projekt 
verbundenen Schwierigkeiten nicht bewusst gewesen. Es ge-
stalte sich jedoch in vielerlei Hinsicht als kompliziert. Zum 
einen müsse nicht nur eine, sondern müssten faktisch vier Rhein-
brücken gebaut werden, an die hohe technische Anforderungen 
gestellt würden. Zum anderen schätze die deutsche Seite den 
Bedarf um ein Vielfaches höher als die französische Seite, was 
durch die zweifelnden Äußerungen von französischer Seite deut-
lich werde, wenngleich die Region Grand Est und das Elsass die-
sen Brückenschlag befürworteten und das Projekt vorantrieben. 

In Frankreich gebe es weder ein Nationalstaatsprogramm noch ein 
Äquivalent  zum  Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz  (GVFG). 
Auf deutscher Seite wolle der Bund direkt keine Verantwortung 
übernehmen,  beteilige  sich  aber  über  das  GVFG  daran,  wenn 
dieses Projekt mit GVFG-Mitteln finanziert werde. Die Region 
Grand  Est müsse  dieses  Projekt  aus  ihrem Budget  finanzieren, 
welches bei annähernd gleicher Fläche wie Baden-Württemberg 
deutlich kleiner sei. Deshalb stelle es für die französische Seite 
eine große Herausforderung dar. 

Das Verkehrsministerium versuche, der französischen Seite den 
Mehrwert dieses Projekts näherzubringen und ihnen anhand der 
positiven Reaktivierungen auf deutscher Seite aufzuzeigen, dass 
die Nutzerzahlen, die Frankreich für die Berechnung herangezo-
gen habe, zu gering seien. 

Baden-Württemberg entscheide nicht allein darüber, welche Va-
riante umgesetzt werde. Vielmehr müssten die Interessen beider 
Staaten Berücksichtigung finden, um das Projekt erfolgreich um-
zusetzen. Die Herausforderung bestehe darin, sowohl schnelle 
Verkehre zu ermöglichen, als auch möglichst viele Halte zu be-
dienen. Dazu lägen verschiedene Modelle vor. Die Mobilitätsbe-
dürfnisse der Pendler aus dem Elsass nach Baden-Württemberg 
könnten durch diese Reaktivierung besser gestillt werden. Auf-
grund dessen gehe er von einer Einigung aus. 

Die Optimierung der Breisgau-S-Bahn plane das Land Baden-
Württemberg ohnehin. Falls der Schienenbrückenschlag nicht 
umgesetzt werde, werde die Optimierung des ÖPNV im Zuge der 
Breisgau-S-Bahn weiterhin angestrebt. Einen Konflikt bei diesen 
beiden Projekten erkenne er daher nicht. 

Eine Abgeordnete der CDU hob die Bedeutung des Schienen-
brückenschlags über den Rhein hervor und äußerte, dieser habe 
nicht nur einen praktischen Wert vor allem für die Pendelnden, 
sondern auch eine symbolische Bedeutung. Begrüßenswert sei 
die klare Haltung der Landesregierung zu diesem Projekt, für 
das nunmehr fünf Varianten zur Auswahl stünden. Sie interes-
siere, welche der Varianten die Landesregierung präferiere und 
ob die Landesregierung wisse, ob und mit welchen Mitteln sich 
der Bund über die Pilotphase hinaus an diesem Projekt beteilige. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP merkte an, bei diesem Projekt 
stelle sich nicht die Frage nach dem Ob, sondern nach dem Wie. 
Die rechtlichen Auffassungen seien nicht ganz klar. Er frage da-
her den Verkehrsminister, ob dieser seine Meinung teile, dass im 
Frühjahr 2024 ein Finanzierungsvertrag zustande komme. 

Der Minister für Verkehr legte dar, die deutsche Seite habe ihre 
Hausaufgaben zwecks der Finanzierung gemacht und warte nun 
auf die Rückmeldung der französischen Seite. Baden-Württem-
berg  trage  nicht  die Gesamtkosten,  zumal  sich  einige  der  Brü-
cken komplett in Frankreich befänden. Die Kosten, egal, welcher 

Ob die Zahl der Busfahrerinnen und -fahrer ausreiche, könne 
er derzeit nicht beantworten. Das Land arbeite gegenwärtig mit 
Busunternehmen und dem Verband Baden-Württembergischer 
Omnibusunternehmen an einer Fachkräfteallianz, um Nach-
wuchskräfte zu akquirieren. Die Situation in diesem Berufszweig 
werde aufgrund der demografischen Struktur eher schlechter als 
besser. 

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/5091 für erledigt zu er-
klären. 

11.10.2023

Berichterstatterin:

Gericke

24.  Zu dem Antrag des Abg. Niklas Nüssle u. a. GRÜNE 
und der Stellungnahme des Ministeriums für Ver-
kehr

 – Drucksache 17/5079
 –  Schienenbrückenschlag über den Rhein – Reak-

tivierung der Bahnstrecke Freiburg–Breisach–
Colmar

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den  Antrag  des  Abg.  Niklas  Nüssle  u.  a.  GRÜNE  
– Drucksache 17/5079 – für erledigt zu erklären.

21.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Dr. Jung Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/5079 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags führte aus, erfreulicherweise 
schritten die Planungen zur Reaktivierung der Bahnstrecke Frei-
burg–Breisach–Colmar voran. Die Entscheidung darüber, welche 
Variante und welche technischen Details bei den Brücken not-
wendig würden, halte er für spannend. Daher werde er zu gege-
bener Zeit einen entsprechenden Antrag hierzu stellen. Er messe 
dem Projekt hohe internationale und grenzüberschreitende Be-
deutung  bei.  Er  hoffe,  bei  der  Auswahl  der  Variante  liege  der 
Fokus nicht darauf, etwaige Fehler bei der Breisgau-S-Bahn zu 
korrigieren. Mitnahmeeffekte bei der Variantenwahl seien selbst-
verständlich zu begrüßen, der Fokus müsse aber klar auf der Re-
aktivierung liegen. 

Die Mobilitätsbedürfnisse und Nutzerstrukturen  im öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) seien auf der französischen Seite 
des Rheins anders als auf der deutschen. Um hierauf aufmerk-
sam  zu  machen,  habe  er  die  Frage  unter  Ziffer  3  des  Antrags 
formuliert. Die unterschiedlichen Fahrgastbedürfnisse auf beiden 
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25.  Zu dem Antrag der Abg. Michael Joukov und Ni-
klas Nüssle u. a. GRÜNE und der Stellungnahme 
des Ministeriums für Verkehr

 – Drucksache 17/5098
 –  Schienennetzausbau für den Deutschlandtakt in 

Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Michael Joukov und Niklas Nüssle 
u.  a.  GRÜNE  –  Drucksache  17/5098  –  für  erledigt  zu 
erklären.

21.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Storz Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/5098 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Einer der beiden Initiatoren des Antrags führte aus, ein Gesetz-
entwurf  zur  Beschleunigung  von  Genehmigungsverfahren  im 
Verkehrsbereich auf Bundesebene sei überfällig. Daher be grüße 
er die Pläne zu einem ebensolchen, genauso wie die Bitte der 
Landesregierung, in diesen die Missing Links aufzunehmen. 
Erfreulich sei die vorgesehene gesetzliche Verankerung des 
Deutschlandtakts. Er teile die Ansicht der Landesregierung, dass 
die Finanzierungsform eines Ausbauvorhabens nicht einzig da-
rüber entscheiden sollte, ob eine Eisenbahnstrecke beschleunigt 
realisiert werde, zumal dies auch Strecken des TEN-V (Trans-
europäisches Verkehrsnetz) betreffe. Als gutes Beispiel für eine 
schnelle Planung führe er den Pfaffensteigtunnel an, anhand des-
sen festgestellt werden könne, wie wichtig umfassende personel-
le und finanzielle Kapazitäten bei derartigen Projekten seien. 

Der Minister für Verkehr erklärte, der Deutschlandtakt sei ein 
echter Fortschritt in Deutschland, da hierdurch der Blick auf die 
gesamte Infrastruktur und nicht nur auf einzelne Strecken ge-
worfen werde.  Baden-Württemberg  profitiere  hiervon  z.  B.  bei 
Stuttgart 21. 

Durch  den  Ausbau  des  Pfaffensteigtunnels  sei  es  möglich,  auf 
der  Strecke  der  Gäubahn  höhere  Geschwindigkeit  zu  fahren, 
weshalb die Halte Böblingen und Singen weiterhin angefahren 
werden könnten. Weitere Infrastrukturmaßnahmen sowohl auf 
der Gäubahn  als  auch  im Nordzulauf  von Stuttgart  21  könnten 
einheitlich und als vorteilhaft für den Deutschlandtakt betrachtet 
werden, wenngleich dortige Projekte erst nach Vollendung von 
Stuttgart 21 in Angriff genommen werden könnten. Sie könnten 
aber erst bis Mitte des Jahrhunderts realisiert werden, seien aber 
aus seiner Sicht notwendig, um die mit dem Deutschlandtakt ver-
bundenen Ansprüche auch in Richtung Schweiz zu realisieren. 

Ein Abgeordneter der CDU äußerte, in der Stellungnahme des 
Ministeriums für Verkehr seien die wichtigsten Schienenausbau-
vorhaben in Baden-Württemberg für den Deutschlandtakt auf-
geführt, obgleich nicht bei allen die Trassenführung und Finan-
zierung  geklärt  seien.  Eine  Beschleunigung  der  Genehmigung 
von Baumaßnahmen halte er für außerordentlich wichtig, denn 
dies stelle den Engpass bei Bauvorhaben bei der Infrastruktur der 
Deutschen Bahn dar. 

Variante, beliefen sich auf einen Betrag zwischen 840 und 880 
Millionen € und seien somit bereits hoch genug. Bis das Projekt 
umgesetzt werde, erhöhten sich zudem die Kosten sicherlich auf-
grund von Inflation und generellen Baukostensteigerungen.

Der Bund habe seine Bereitschaft erklärt, sich über das GVFG an 
dem Projekt zu beteiligen. Daher rechne er mit einer gesicherten 
Finanzierung. Dennoch blieben für das Land und die Kommunen 
Kosten zu tragen, die auf deutscher Seite höher als auf der fran-
zösischen Seite seien. 

Die Landesregierung präferiere die Varianten 4 und 5. Letztlich 
müssten sowohl die französische als auch die deutsche Seite ei-
ner Variante zustimmen. Eventuell handle es sich dann auch um 
einen Kompromiss. 

Das Land habe seit Jahren ein großes Interesse daran, die Bahn-
strecke zu reaktivieren, und sei daher bereit, das ihm Mögliche 
dazu beizutragen. Dies werde gegenüber dem Bund und der 
französischen  Seite  offen  kommuniziert.  Er  habe mehrfach  be-
tont, dass im Haushalt entsprechende Mittel dafür bereitgehal-
ten werden müssten, sodass dieses Projekt in die Tat umgesetzt 
werden könne, sobald sich die Beteiligten auf eine Variante ge-
einigt hätten. Seiner Meinung nach hätte dieses Projekt schon 
vor Jahrzehnten fertiggestellt sein sollen. Die unterschiedlichen 
Finanzierungs- und Entscheidungsstrukturen in Deutschland und 
in Frankreich erschwerten aber ein Vorankommen. 

Der Abgeordnete der FDP/DVP bedankte sich für die Antwort 
und brachte vor, im Zweifelsfall müsse der zuständige Bundes-
minister mit seinem französischen Amtskollegen beraten, um zu 
einer Lösung für dieses Projekt zu gelangen. Dass es jahrzehn-
telang nicht vorangekommen sei, lasse sich historisch erklären. 
Denn die Franzosen befürchteten ein Eindringen der Deutschen, 
sobald die Eisenbahninfrastruktur aufgebaut worden sei. Daher 
seien die Brücken nach der französischen Besatzungszeit nicht 
wieder aufgebaut worden, obwohl es zu logistischen Problemen 
geführt habe. Seine Fraktion freue sich über die bestehende Part-
nerschaft zwischen Frankreich und Deutschland und den bevor-
stehenden Lückenschluss, zumal dort, wo Brücken stünden und 
gebaut würden, in der Regel Frieden herrsche.

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/5079 für erledigt zu er-
klären.

12.10.2023

Berichterstatter:

Dr. Jung
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26.  Zu dem Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. 
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Verkehr

 – Drucksache 17/5146
 –  Aktueller Sachstand beim Reaktivierungspro-

gramm für Bahnstrecken

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. SPD – Druck-
sache 17/5146 – für erledigt zu erklären.

21.9.2023

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:
Achterberg Klos

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr beriet den Antrag Drucksache 
17/5146 in seiner 20. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Vi-
deokonferenz stattfand, am 21. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags führte aus, im Hinblick auf 
die Reaktivierung von Bahnstrecken sei den Kommunen viel 
Hoffnung gemacht worden. Nun herrsche dort oftmals eine frus-
trierte Stimmung, da sie nicht wüssten, wie nun weiter vorzuge-
hen sei, und ihnen die Verantwortung dafür zugeschoben werde. 
Er wolle wissen, ob die Mittel aus dem Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz (GVFG) und dem Landesgemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz  (LGVFG)  für  die  Reaktivierungen  ausreichten, 
zumal inzwischen der Landesanteil am GVFG über das LGVFG 
finanziert werde. 

Der Minister für Verkehr erklärte, der aufkommende Frust lasse 
sich vermutlich mit dem zu erbringenden Aufwand zur Reaktivie-
rung einer Bahnstrecke begründen, da dieser deutlich höher sei 
als ursprünglich angenommen und viele Zusatzwünsche einflös-
sen, für deren Kosten die Kommunen selbst aufkommen müss-
ten.  Der  Bund  finanziere  das  Schienensystem,  wenn  dieses  als 
Förderprojekt eingereicht werde. Dafür müssten die Kommunen 
einen Antrag einreichen, welcher bereits mit Kosten verbunden 
sei. Dies schrecke die Kommunen häufig ab. 

Er bitte die Abgeordneten, die Kommunen darauf hinzuweisen, 
die Förderung der Reaktivierungsprojekte erfolge größtenteils 
nicht über das LGVFG, sondern über das GVFG. Somit müsse der 
Bund den eingereichten Antrag zeichnen und das Projekt vom 
Land befürwortet werden. Dann steuere das Land ebenso wie die 
Kommunen jeweils einen Teil der Mittel bei. Diese Projekte habe 
das Verkehrsministerium eingepreist. Diese müssten in den kom-
menden Haushaltsberatungen abgesegnet werden. Derzeit bestehe 
kein Finanzierungsproblem, da die Antragstellung und -bewilli-
gung nur schleppend vorankämen. Er gehe davon aus, dass am 
Ende des Jahrzehnts deutlich mehr Projekte bewilligt seien. 

Er könne die Kommunen nur ermuntern, einen entsprechenden 
Antrag zu stellen. Baden-Württemberg habe als eines der ers-
ten Bundesländer ein Reaktivierungsprogramm für Bahnstrecken 
eingeführt. Dafür liefen derzeit noch günstige Konditionen, da 
der Bund dieses Programm bezuschusse, sodass eine Finanzie-
rung  von  bis  zu  90 % möglich  sei,  sofern  die  Elektrifizierung 
enthalten sei. Allerdings könne die Anfangsphase mit den ver-
bundenen Planungskosten, die die Kommunen zu tragen hätten, 
abschreckend wirken. 

Um derartige Projekte zu beschleunigen, sollte darauf hingewirkt 
werden, die Akzeptanz in der Bevölkerung zu erhöhen. Denn 
sobald der Widerstand in der Bevölkerung ein gewisses Maß 
übersteige, sei mit erheblichen Verzögerungen zu rechnen. Als 
Beispiel nenne er die Trassensuche bei der Neubaustrecke Mann-
heim–Karlsruhe, bei der bestimmte Varianten auf großen Wi-
derstand in der Bevölkerung stoßen würden. Andere Varianten 
erführen mehr Akzeptanz in der Bevölkerung, seien in der Um-
setzung allerdings teurer. Eine Beschleunigung in der Planungs-
phase bedeute daher auch, mehr Geld zu benötigen, um Projekte 
schneller voranzubringen. Dies betreffe vornehmlich den Bund. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP brachte vor, der Verkehrsaus-
schuss des Bundestags habe großes Interesse daran, die Infra-
struktursparte herauszulösen. Jahrzehntelang sei dies nicht ge-
glückt. Seine Fraktion hätte sich deutlich mehr Änderungen in 
dieser Hinsicht vorstellen können. Allerdings habe die Eisen-
bahn- und Verkehrsgewerkschaft Einfluss auf Abgeordnete von 
der SPD und den Grünen und gehörten ihr von 20 Aufsichtsrats-
mandaten  bei  der Deutschen Bahn AG mindestens  neun  direkt 
und weitere wahrscheinlich indirekt an. 

Eine Modernisierung des Schienennetzes sei ein guter Anfang, 
durch Baden-Württemberg viele Vorteile erhalte. Zufahrts-
strecken nach Baden-Württemberg müssten dabei ebenfalls be-
rücksichtigt werden. Bei dieser Thematik zeige sich, dass die 
Ampelkoalition im Bund gut zusammenarbeite, was von der  
Zusammenarbeit des Landesverkehrsministers mit den Fraktio-
nen nicht behauptet werden könne. Dieser „koche sein eigenes 
Süppchen“ und informiere die Abgeordneten über viele Themen 
nicht, da er dies scheinbar nicht für nötig erachte. Daher dürfe 
er sich nicht wundern, wenn er bei allem, was nicht rund laufe, 
kritisiert werde. 

Der Minister für Verkehr erläuterte, bezüglich der Neubaustrecke 
Mannheim–Karlsruhe seien in einem sehr frühen Stadium quasi 
alle möglichen und unmöglichen Varianten vorgestellt worden, 
sodass  sich  fast  die  gesamte  Bevölkerung  betroffen  fühle.  Die 
Zahl der möglichen Varianten verringere sich im derzeit statt-
findenden Prozess. Gerichtsentscheidungen u. a. im Bereich des 
Straßenbaus machten aber auch deutlich, dass nicht allein die 
Kosten über ein Projekt entscheiden dürften, wenn andere Va-
rianten beispielsweise beim Umweltschutz besser abschnitten. 
Die Deutsche Bahn wähle inzwischen zunehmend konfliktärmere 
Varianten. Der Pfaffensteigtunnel stelle dafür ein gutes Beispiel 
dar. Die dort nunmehr gewählte unterirdische Trassenführung sei 
zwar teurer, jedoch mit weniger Widerstand in der Bevölkerung 
verbunden. Manchmal könne allerdings keine Trasse gefunden 
werden, die alle zufriedenstelle.

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/5098 für erledigt zu er-
klären.

12.10.2023

Berichterstatter:

Storz
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te im Blick. Das Verkehrsministerium sei davon ausgegangen, 
dass in absehbaren Zeithorizonten, für welches das Budget und 
die Prognose gelten würden, 100 km Verkehre finanziert werden 
könnten. Das klinge nach wenig, aber die einzelnen Reaktivie-
rungsstrecken seien nicht besonders lang und nur wenige würden 
noch in diesem Jahrzehnt fertiggestellt. Wenn eine reaktivierte 
Strecke mehr als 750 Fahrgäste pro Tag aufweise, erhalte sie wie 
alle anderen Strecken die volle Bezahlung nach Regionalisie-
rungsmitteln. Bei 500 Fahrgästen pro Tag seien dies nur 50 % 
des Abmangels. Auf diese Bedingungen habe das Land immer 
wieder hingewiesen. Manche Bahnstrecke sei zwar schön und  
romantisch, lohne sich aber nicht zu reaktivieren, sofern sie 
kaum genutzt werde. 

Ein noch nicht zu Wort gekommener Abgeordneter der CDU 
berichtete vom Ablauf der angedachten Reaktivierung der Ho-
henstaufenbahn,  der  Trasse Göppingen–Schwäbisch Gmünd,  in 
die  viele  Hoffnungen  geflossen,  mit  der  aber  auch  Ängste  um 
Wertverlust von Immobilien verbunden gewesen seien. Alle not-
wendigen Studien seien durchgeführt worden. Letztendlich sei 
das Projekt mangels Rentabilität abgelehnt worden. Dabei sei 
kein böses Blut geflossen, zumal das Projekt sauber abgearbeitet 
worden  sei. Die Ansicht,  ob  sich die Kosten  für das Gutachten 
gelohnt hätten, bleibe jedem Einzelnen überlassen. 

Der zuletzt zu Wort gekommene Abgeordnete der SPD verwies 
auf  die  Pressemitteilungen  eines  Abgeordneten  der  Grünen,  in 
denen immer wieder zu lesen sei, dass lediglich ein Antrag ge-
stellt werden müsse, und bat den Minister, seinem Parteikollegen 
deutlich zu machen, wie sich die Sachlage bei den Reaktivierun-
gen darstelle. Er fügte hinzu, in seinem Wahlkreis könne deswe-
gen kein Reaktivierungsprojekt realisiert werden.

Der Minister für Verkehr stellte klar, der genannte Abgeordnete 
sei kein Teil der Landesregierung. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP erläuterte, andere Kollegen des 
Verkehrsministers  verbreiteten  ebenfalls  das  Gerücht,  welches 
der Abgeordnete der SPD angesprochen habe. Manche lokale 
Berühmtheit gehe mit ebensolchen Aussagen auf Stimmenfang 
und werde von der Presse zitiert, welche eine ordentliche Be-
richterstattung anstrebe. Die Presse könne nicht für Aussagen 
einiger Abgeordneter verantwortlich gemacht werden. Eine Klar-
stellung halte er daher für wichtig, um die Reaktivierungen von 
Bahnstrecken voranzutreiben. Manchmal sei es sinnvoll, nur 
bestimmte Teile einer Strecke zu reaktivieren, wie dies in der 
Region Karlsruhe beispielsweise über sogenannte Tram-Train-
Systeme der Fall gewesen sei. 

Ein Vertreter des Verkehrsministeriums ergänzte abschließend, 
manche Strecken könnten mit geringem Aufwand reaktiviert 
werden. Die Reaktivierung der Wutachtalbahn könne womöglich 
noch vor der der Hermann-Hesse-Bahn sowie des Projekts der  
S-Bahn-Verlängerung nach Neuhausen auf den Fildern umge-
setzt werden, da die Planungen und Arbeiten gut voranschritten. 
Das Verkehrsministerium und die Nahverkehrsgesellschaft Ba-
den-Württemberg betreuten alle Projekte gleichermaßen, wes-
halb unterschiedliche Reaktionen vor Ort mit lokalen Besonder-
heiten zusammenhängen müssten. 

Ohne Widerspruch beschloss der Ausschuss, dem Plenum zu 
empfehlen, den Antrag Drucksache 17/5146 für erledigt zu er-
klären. 

11.10.2023

Berichterstatterin:

Achterberg

Er bitte die Abgeordneten, diese Projekte positiv zu begleiten 
und bei Konflikten vor Ort zu vermitteln, damit möglichst viele 
einen Nutzen davon hätten. 

Ein Abgeordneter der CDU brachte vor, diese Projekte seien 
langfristig angelegt und leisteten daher keinen nennenswerten 
Beitrag zum Ziel der Verdopplung der Fahrgastzahlen bis zum 
Jahr 2030. Dennoch stimme er dem Verkehrsminister zu, bereits 
heute alle Möglichkeiten zu nutzen, um in einigen Jahren in die 
Umsetzung zu gehen. Die Änderung der standardisierten Bewer-
tung helfe dabei, Projekte im Hinblick auf das Kosten-Nutzen-
Verhältnis finanziell interessanter zu gestalten.

Seiner Meinung nach seien Bürgermeister oftmals von solchen 
Projekten  begeistert,  jedoch  seien  die  Gemeinderäte,  welche 
zwar der Erstellung der Machbarkeitsstudien zugestimmt hätten, 
vom Projekt noch nicht überzeugt. Die Abgeordneten seien daher 
aufgerufen, für Projekte zu werben, von denen sie selbst über-
zeugt seien. 

Ein  Abgeordneter  der  Grünen  merkte  an,  Baden-Württemberg 
könne bereits einige Erfolgsgeschichten bei Reaktivierungen 
von Strecken vorweisen. Er wolle wissen, ob die Landesregie-
rung beabsichtige, die Verkehre zu bestellen, sobald die Strecken  
reaktiviert seien. 

Ein  noch  nicht  zu  Wort  gekommener  Abgeordneter  der  Grü-
nen äußerte, Baden-Württemberg habe eine Vorreiterrolle und  
müsse die günstigen Bedingungen nutzen. Die Wutachtalbahn 
werde voraussichtlich eine der ersten reaktivierten Strecken sein. 
Das Projekt schreite voran, zwei Bahnübergänge seien bereits 
eingerichtet worden. Erfreulich an dem Konzept sei die Weiter-
entwicklung und Verbindung mit anderen Konzepten, beispiels-
weise dem Betrieb emissionsfreier Fahrzeuge auf nicht elektri-
fizierten Strecken. 

Frust habe er bei den Kommunen, die ein Reaktivierungsprojekt 
planten, nicht entdecken können. Vielmehr seien die Kommunen 
voller Elan dabei. Die Abgeordneten sollten sich mit den Ver-
antwortlichen in ihren Wahlkreisen austauschen, falls Projekte 
nicht so umgesetzt werden könnten, wie sich die Kommune das 
erhoffe. Vorläufig zurückgestellte Reaktivierungen könnten auch 
zu einem späteren Zeitpunkt realisiert werden. 

Ein noch nicht zu Wort gekommener Abgeordneter der SPD 
machte deutlich, der Frust bei den Kommunen werde durch die 
Aussage verursacht, sie müssten lediglich einen Antrag stellen. 
Dass dafür eine positive Machbarkeitsstudie benötigt werde, 
werde unterschlagen. Eine solche könne für viele Strecken nicht 
vorgewiesen werden. Er empfinde dies als ein unfaires Spiel ge-
genüber den Ehrenamtlichen, die sich für die Reaktivierung der 
Strecken engagierten. Eine offene und ehrliche Kommunikation 
vonseiten der Landesregierung sei dringend notwendig. 

Der Minister für Verkehr entgegnete, bei jedem Projekt habe die 
Landesregierung deutlich mitgeteilt, welche Schritte notwendig 
seien, um ein Förderprojekt einzureichen. Dazu gehöre u. a. eine 
Machbarkeitsstudie. Dies sei bei allen Förderprojekten Standard 
und allgemein bekannt. 

Auf den Einwurf des zuletzt zu Wort gekommenen Abgeord-
neten der SPD, den Pressemitteilungen könne dies nicht ent-
nommen werden, erwiderte der Minister für Verkehr, er sei für 
die Pressemitteilungen nicht verantwortlich. Der Inhalt dieser 
obliege den Journalisten. Alle Abgeordneten seien aufgerufen, 
den Kommunen die Abläufe zu vermitteln und inhaltlich falsche 
Presseberichte zu korrigieren. Die Landesregierung habe mit 
dem Prozedere nie hinter dem Berg gehalten und sehr eupho-
rische Kommunen auch bremsen und auf die Vorschriften hin-
weisen müssen. Ihm sei niemand bekannt, der sich mit diesem 
Thema befasse und davon keine Kenntnis habe. 

Ferner erläuterte er, das Land besitze ein Gesamtbudget bei den 
Regionalisierungsmitteln und habe die Reaktivierungsprojek-
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schließen. Ethylenoxid sei ein für den Menschen schädlicher 
Stoff.  Die  CVUA  Stuttgart  habe  in  den  letzten  Jahren  Proben 
regelmäßig auf Rückstände von Ethylenoxid untersucht und habe 
einiges aufgedeckt. Seine Fraktion sehe das Thema des Antrags 
ebenfalls als erledigt an. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz legte dar, in Deutschland sowie in der Europäischen Uni-
on sei die Verwendung von Ethylenoxid im Lebensmittelbereich 
verboten. Es könne jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass 
eine Behandlung von Produkten vor deren Import nach Deutsch-
land und in die EU erfolgt sei. Das Land handle dann, wenn 
bestimmte Grenzwerte überschritten würden. Wenn Rückstände 
von Ethylenoxid nachgewiesen werden könnten, die Grenzwer-
te jedoch nicht überschritten würden, spreche das Bundesinstitut 
für Risikobewertung von einer „Aufnahmemenge geringer Be-
sorgnis“ und die Produkte würden nicht zurückgerufen. 

Der Beschlussteil des Antrags habe sich seines Erachtens durch 
das Handeln der Landesregierung erledigt. 

Der schon zu Wort gekommene Mitunterzeichner des Antrags 
äußerte, nach seinem Dafürhalten sollten die Fälle, bei denen 
Ethylenoxid direkt mit dem Produkt, das verzehrt werde, in 
Kontakt komme, näher betrachtet und strenger bewertet werden. 
Bei Importfrüchten wie beispielsweise Bananen spiele der Ein-
satz von Ethylenoxid auf der Schale eine geringere Rolle, da die 
Frucht vor dem Verzehr geschält werde, andere Früchte würden 
sorgfältig gewaschen. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz antwortete, der Einsatz von Ethylenoxid werde sehr wohl 
genauestens beobachtet. Wenn die Grenzwerte nicht überschrit-
ten würden, habe das Land jedoch keine Handhabe, ein Produkt 
zurückzurufen. Er selbst habe keinen Einfluss darauf, wenn Ethy-
lenoxid in Nicht-EU-Ländern beispielsweise auf Äpfel aufge-
bracht werde. Wichtig sei, dass der Verzehr dieser Produkte dann 
nicht  gesundheitsschädlich  sei.  Aus  diesem Grund  gebe  es  die 
festgelegten Grenzwerte. 

Ein noch nicht zu Wort gekommener Mitunterzeichner des An-
trags teilte mit, der Beschlussteil des Antrags müsse nicht ab-
gestimmt werden. 

Daraufhin empfahl der Ausschuss dem Plenum einvernehmlich, 
den Antrag Drucksache 17/4584 für erledigt zu erklären. 

11.10.2023

Berichterstatter:

Epple 

27.  Zu dem Antrag des Abg. Udo Stein u. a. AfD und 
der Stellungnahme des Ministeriums für Ernäh-
rung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz

 – Drucksache 17/4584
 – Ethylenoxid

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Udo Stein u. a. AfD – Drucksache 
17/4584 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Epple Hahn 

B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz beriet den Antrag Drucksache 17/4584 in seiner 
18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz statt-
gefunden hat, am 20. September 2023.

Ein Mitunterzeichner des Antrags führte aus, bei Ethylenoxid 
handle es sich um ein Konservierungsmittel, das im Allgemeinen 
dann eingesetzt werde, wenn Früchte bzw. Produkte über längere 
Strecken transportiert würden, um u. a. bakterielle Prozesse auf-
zuhalten. Dies sei dann ein Problem, wenn ein direkter Kontakt 
des Verbrauchers mit dem Produkt bestehe, da Ethylenoxid giftig 
sei. Es handle sich um eine reaktive und keimtötende Substanz 
mit potenziell krebserregenden Eigenschaften. 

Der Antrag sei gestellt worden, nachdem dem Erstunterzeichner 
des Antrags aufgefallen sei, dass Ethylenoxid bei einigen Pro-
dukten verwendet worden sei, die vor dem Verzehr nicht ge-
schält würden, wie beispielsweise Bananen, sondern die direkt 
verzehrt würden. Er nenne als Beispiel Äpfel oder Sesam. Auf 
diese Weise könne das Ethylenoxid direkt in den menschlichen 
Körper gelangen. 

Ein  Abgeordneter  der  Grünen  brachte  vor,  bei  Ethylenoxid 
handle es sich unbestritten um einen giftigen und gefährlichen 
Stoff. Laut der Stellungnahme zum Antrag sei das Land  jedoch 
gut vorbereitet. Das Chemische und Veterinäruntersuchungsamt 
(CVUA) Stuttgart habe von Herbst 2020 bis Ende März 2023 
fast 1 000 Proben auf Ethylenoxid und 2-Chlorethanol untersucht 
und die kontaminierten Lebensmittel über Rückrufaktionen aus 
dem Verkehr gezogen. 

Im Jahr 2020 hätten noch in 21 % der Proben Rückstände von 
Ethylenoxid festgestellt werden können, im Jahr 2021 in rund  
12 % der Proben, im Jahr 2022 in 8 % der Proben, und in den 
ersten drei Monaten dieses Jahres seien es nur noch 3 % der Pro-
ben gewesen, in denen solche Rückstände hätten nachgewiesen 
werden können. Dies zeige, dass die Belastung der untersuchten 
Produkte mit Ethylenoxid deutlich rückläufig sei. 

Seine Fraktion halte den Beschlussteil des Antrags für obsolet, 
da die staatlichen Kontrollen im Land sehr gut funktionierten. 

Ein Abgeordneter der CDU bemerkte, seine Fraktion könne 
sich  den Ausführungen  seines Vorredners  von  den Grünen  an-

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Ernährung, Ländlichen Raum  
und Verbraucherschutz
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Ein Abgeordneter der FDP/DVP bemerkte, im letzten Jahr habe 
die FDP/DVP-Fraktion in einer der Plenarsitzungen des Land-
tags gefordert, dass der Biber in das Jagd- und Wildtiermanage-
mentgesetz aufgenommen werde sowie dass ein Entschädigungs-
fonds für Biberschäden errichtet werde. Diese Forderungen seien 
auch von der CDU und den Grünen abgelehnt worden. Der Biber 
verursache große Schäden auf landwirtschaftlichen Flächen, bei-
spielsweise  Überschwemmungen  von  Ackerflächen.  Betroffe-
ne Landwirte hätten in der Folge keine Möglichkeit mehr, ihre  
Flächen zu bewirtschaften. 

Laut der Stellungnahme zu Ziffer 10 des Antrags sei im Rahmen 
des Modellprojekts zum Bibermanagement bei über 30 Biber-
konflikten  die  grundsätzliche  Möglichkeit  einer  Ausnahmege-
nehmigung zur letalen Entnahme geprüft worden. Nur zwei Fälle 
seien dabei in die engere Auswahl gekommen. Er frage, wie hoch 
die Kosten des Bibermanagements seien und was passieren würde, 
wenn nicht rechtzeitig eine Lösung gefunden werde. Nach sei-
ner Kenntnis habe jeder Landkreis einen Biberbeauftragten, der 
ebenfalls finanziert werden müsse. 

Der Erstunterzeichner des Antrags berichtete, die Gemeinde Ost-
rach  habe  die  vor  Ort  vorkommenden  Biber  klassifiziert.  Von 
den dort vorkommenden Bibern gehe von zwei bis drei Bibern 
dahin  gehend  ein  Gefahrenpotenzial  aus,  dass  es  zur  Über-
schwemmung einer Straße,  der Gefährdung eines Dammes und 
zu anderen Schäden kommen könne, wenn die Biber weiterhin 
in  der  entsprechenden Gemarkung  agierten. Aus  diesem Grund 
dürften die Biber nicht an dieser Stelle bleiben. Es werde nun 
überlegt, wie die Biber entnommen werden könnten. Diese Ent-
scheidung müsse schnell erfolgen, denn sobald sie ihren Bau fer-
tiggestellt hätten, greife der hohe Schutzstatus, sodass nicht mehr 
eingegriffen werden könne. 

Die Staatssekretärin im Ministerium für Ernährung, Ländlichen 
Raum  und Verbraucherschutz  legte  dar,  der Biber  befinde  sich 
auf Landesebene in einem günstigen Erhaltungszustand. Die vom 
Biber verursachten Schäden würden von der Naturschutzverwal-
tung nicht systematisch erfasst, daher könne sie keine Auskunft 
darüber geben, welche Schäden Privatpersonen, Kommunen so-
wie land- und forstwirtschaftlichen Betrieben durch den Biber 
entstünden. 

Im Rahmen der Veröffentlichung des  nächsten Wildtierberichts 
im Jahr 2024 werde dieses Thema erneut aufgerufen. Das Biber-
modellprojekt nach bayerischem Vorbild laufe noch bis Ende des 
Jahres 2023. 

Bei  den  beiden  in  der  Stellungnahme  zu Ziffer  10  des Antrags 
erwähnten Fällen, bei denen eine mögliche letale Entnahme der 
Biber geprüft werde, sei es noch zu keinem Ergebnis gekommen. 
Es werde eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung be-
nötigt, die noch nicht vorliege. 

Mittlerweile hätten die ersten Schulungen für die Jägerschaft 
stattgefunden. 31 Jäger hätten die Sachkunde für die letale Ent-
nahme von Bibern erlangt. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft ergänzte, von den über 30 Biberkonfliktfällen, die im 
Rahmen des Modellprojekts insgesamt gemeldet worden seien, 
seien  sechs  Fälle  als  potenzielle  Fälle  identifiziert  worden,  bei 
denen eine letale Entnahme wahrscheinlich möglich sei. Da das 
Modellprojekt nur noch bis Ende dieses Jahres laufe, sei ent-
schieden worden, sich auf die beiden vielversprechendsten Fälle 
zu konzentrieren. Das Verfahren sei schon relativ weit gediehen, 
es  fehlten  noch  einige  Gutachten,  und  es  müssten  noch  einige 
juristische Aspekte betrachtet werden. Es müsse beispielsweise 
auch untersucht werden, ob es mildere Mittel gebe, die ange-
wendet werden könnten. Er sei jedoch zuversichtlich, dass in den 
angesprochenen Fällen diese Möglichkeit des Bibermanagements 
dann auch konkret durchgeführt werden könne. 

28.  Zu dem Antrag des Abg. Klaus Burger u. a. CDU 
und der Stellungnahme des Ministeriums für Um-
welt, Klima und Energiewirtschaft

 – Drucksache 17/4792
 –  Biberbestand und Bibermanagement in Baden-

Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Klaus Burger u. a. CDU – Druck-
sache 17/4792 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Hoher Hahn 

B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz beriet den Antrag Drucksache 17/4792 in seiner 
18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz statt-
gefunden hat, am 20. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, ihn erreichten 
immer mehr Klagen von Kommunen sowie Forst- und Landwir-
ten, dass die Schäden durch den Biber zunähmen. Der Biber be-
sitze artenschutzrechtlich als streng geschützte Art einen hohen 
Schutzstatus auf EU-Ebene. Der günstige Erhaltungszustand des 
Bibers sei in Teilen des Landes wie beispielsweise in den Land-
kreisen Biberach und Sigmaringen von der Landesanstalt für 
Umwelt Baden-Württemberg bestätigt worden. Dennoch seien in 
dem laufenden Modellprojekt zum Bibermanagement noch keine 
Biber letal entnommen worden. Dabei könnten auch einzelne Bi-
ber große Schäden anrichten. 

Seine Fraktion wolle nicht, dass der Biber wieder ausgerottet 
werde. Der Biber sei ein für die Natur durchaus notwendiger 
Baumeister. Dennoch verursache er teilweise Schäden, bei-
spielsweise an Straßen oder Brücken, für die künftig nicht immer 
die Mittel vorhanden sein würden, um sie zu beheben. Hinzu 
komme, dass durch den Biber teilweise auch landwirtschaftliche  
Flächen überflutet würden. Er appelliere daher an sämtliche Be-
teiligte, die Probleme endlich zu lösen. 

Ein Abgeordneter  der Grünen  äußerte,  die  Stellungnahme  zum 
Antrag gebe Anlass zur Hoffnung, dass erkannt worden sei, dass, 
wenn der günstige Erhaltungszustand einer Art in einem Gebiet 
erreicht sei, diese Art dann auch zu managen sei. Für einen sol-
chen Fall gebe es in Baden-Württemberg das Jagd- und Wild-
tiermanagementgesetz. Er hoffe, dass der nächste Wildtierbericht 
eine klare Aussage zu diesem Thema treffe, sodass damit begon-
nen werden könne, den Biber in Baden-Württemberg zu mana-
gen. Zum Bibermanagement gehöre in begründeten Fällen auch 
eine Entnahme von Bibern. 

Die naturschutzfachliche Bedeutung des Bibers stehe außer Fra-
ge. Dennoch könne es in der baden-württembergischen Kultur-
landschaft zu massiven Biberschäden kommen. In einem solchen 
Fall müsse effektiv gehandelt werden. 

Er finde es bemerkenswert, dass die Jägerschaft im Land eine zu-
nehmend wichtige Rolle beim Bibermanagement spiele und dass 
sie entsprechend geschult werden solle. Die Jägerschaft sei be-
reit, auch gesellschaftspolitisch Verantwortung zu übernehmen, 
und jage nicht nur aus Leidenschaft. 
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29.  Zu dem Antrag der Abg. Georg Heitlinger und 
Daniel Karrais u. a. FDP/DVP und der Stellung-
nahme des Ministeriums für Ernährung, Länd-
lichen Raum und Verbraucherschutz

 – Drucksache 17/4842
 –  Verbesserungspotenziale bei der Nutzerfreund-

lichkeit von FIONA – Flächeninformation und 
Online-Antrag

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Georg Heitlinger und Daniel Kar-
rais u. a. FDP/DVP – Drucksache 17/4842 – für erledigt 
zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Epple Hahn 

B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz beriet den Antrag Drucksache 17/4842 in seiner 
18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz statt-
gefunden hat, am 20. September 2023.

Ein Mitinitiator des Antrags trug vor, das Onlineprogramm 
FIONA sei vor rund einem Jahr schon einmal Thema im Aus-
schuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
gewesen. Zum damaligen Zeitpunkt sei gut erklärt worden, wel-
che Probleme vorgelegen hätten. 

Laut der Stellungnahme zum Antrag seien dem Ministerium 
für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz keine 
nennenswerten technischen Schwierigkeiten für das Jahr 2023 
bekannt. Allein bei ihm (dem Mitinitiator des Antrags) hätten 
sich jedoch sieben oder acht Landwirte gemeldet, die Probleme 
mit FIONA hätten. Des Weiteren habe er auch von anderer Seite 
von Problemen bei der Anwendung von FIONA gehört. Die Be-
nutzerfreundlichkeit des Programms sei seines Erachtens nicht 
gegeben. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz brachte vor, sein Vorredner sei der Einzige aus dem Kreis 
der Abgeordneten, der das Onlineprogramm FIONA regelmäßig 
bemängele. Auch von den Landwirtinnen und Landwirten habe 
er keine große negative Resonanz gehört. 

Durch  die  neue  GAP-Förderperiode  ab  dem  Jahr  2023  hätten 
auch  in  FIONA  viele  Änderungen  eingepflegt  werden müssen. 
Es müssten diesbezüglich die Landes-, Bundes- und EU-Ebe-
ne  mit  ihren  unterschiedlichen  Berichtspflichten  beachtet  und 
in FIONA aufgenommen werden. Hinzu komme, dass das Pro-
gramm immer detaillierter werde. 

Das System laufe insgesamt stabil. Dazu trage die Bereitstellung 
der Antragsdaten aus dem Vorjahr bei, was dazu führe, dass die 
Daten jeweils nur geändert und aktualisiert werden müssten. 

Ein Abgeordneter der CDU bemerkte, er erachte die Onlinean-
tragsberatung in Baden-Württemberg als wirklich gut und im 
Vergleich zu anderen Ländern auch auf einem guten Weg. Er 
sehe Weiterentwicklungsmöglichkeiten hinsichtlich der Module. 
Es gelte, weiterhin darauf zu achten, dass die Landwirtinnen und 
Landwirte keinen Abschlag zahlen müssten und keine Nachteile 

Auch wenn sich der Biber in einigen Teilen des Landes in einem 
günstigen  Erhaltungszustand  befinde,  bleibe  er  nach  der  FFH-
Richtlinie dennoch weiterhin streng und besonders geschützt. 
Ein günstiger Erhaltungszustand bedeute somit nicht, dass der 
Biber künftig bejagt werden könne. Ob er in das Jagd- und Wild-
tiermanagementgesetz aufgenommen werde, werde im Rahmen 
des nächsten Wildtierberichts besprochen. 

Die Frage nach einem Entschädigungsfonds sei schon mehrfach 
diskutiert worden, es gebe zum derzeitigen Zeitpunkt keinen 
neuen Sachstand. Es sei entschieden worden, in Baden-Württem-
berg keinen Entschädigungsfonds aufzulegen. 

Bei einem der Fälle in Ostrach, die der Erstunterzeichner des 
Antrags angesprochen habe, habe ein Vor-Ort-Termin stattgefun-
den, auf dem Maßnahmen besprochen worden seien. Diese Maß-
nahmen hätte die Gemeinde bisher jedoch noch nicht umgesetzt. 
Aus diesem Grund sei eine Aufnahme in das Modellprojekt bzw. 
die Prüfung einer letalen Entnahme gegenwärtig nicht angezeigt. 
Zunächst müssten sämtliche Präventionsmaßnahmen durchge-
führt werden. 

Ein noch nicht zu Wort gekommener Abgeordneter der FDP/
DVP merkte an, die Frage nach den Kosten des Bibermanage-
ments sei noch nicht beantwortet worden. Neben den Kosten für 
die Beseitigung der Schäden, die der Biber verursache, kämen 
noch weitere Kosten hinzu, beispielsweise für die Schulung der 
Jägerschaft zur Erlangung der entsprechenden Sachkunde. Ihn 
interessiere, wer für die durch die Biberschäden verursachten 
Kosten aufkomme. 

Der Vertreter des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft antwortete, die Kosten, die durch Biberschäden ver-
ursacht würden, müssten von den Geschädigten  selbst  getragen 
werden. Bei dem Biber handle es sich um ein Wildtier, es gebe 
daher keine Kostenübernahme durch das Land. Es gebe jedoch 
eine Vielzahl von Präventionsmaßnahmen, die über die Land-
schaftspflegerichtlinie  gefördert würden. Diese Förderung  stehe 
auch Kommunen und Privatpersonen zur Verfügung. Es werde 
jedoch kein Schadenersatz im klassischen Sinn ausgezahlt. 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum einvernehmlich, den An-
trag Drucksache 17/4792 für erledigt zu erklären. 

11.10.2023

Berichterstatter:

Hoher
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30.  Zu dem Antrag des Abg. Jan-Peter Röderer u. a. 
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz

 – Drucksache 17/4941
 –  Entwicklung und Förderung des Ökologischen 

Landbaus im Land

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Jan-Peter Röderer u. a. SPD  
– Drucksache 17/4941 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Der Vorsitzende und Berichterstatter:
Hahn

B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz beriet den Antrag Drucksache 17/4941 in seiner 
18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz statt-
gefunden hat, am 20. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags brachte vor, das Land habe 
sich das Ziel gesetzt, dass bis zum Jahr 2030 30 bis 40 % der 
landwirtschaftlichen Fläche ökologisch bewirtschaftet werden 
sollten. Aktuell sei Baden-Württemberg von diesem Ziel jedoch 
noch weit entfernt. Die Entwicklung deute auch nicht darauf hin, 
dass dieses Ziel frühzeitig erreicht werden könne. Laut der Stel-
lungnahme zu den Ziffern 1 und 2 des Antrags nehme der Anteil 
der Fläche, die ökologisch bewirtschaftet werde, in Baden-Würt-
temberg seit Jahren zu. Dies könne er aus den Tabellen in der 
Stellungnahme zum Antrag nicht entnehmen. 

Die Förderansätze gingen für die einzelnen Landwirtinnen und 
Landwirte tendenziell zurück. Selbstverständlich müssten be-
triebliche Anpassungen erfolgen, es stelle sich jedoch für jeden 
einzelnen Landwirt bzw. jede einzelne Landwirtin die Frage, ob 
die Anpassungen auch in Bezug auf den bürokratischen Aufwand 
vertretbar seien, ob tatsächlich noch ein Anreiz dafür gegeben sei. 

Unter Ziffer 6 des Antrags sei gefragt worden, ob mit dem der-
zeitigen Fördersatz von 240 € je Hektar im Ökolandbau der von 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ (GAK) vorgegebene Rahmen ausgeschöpft 
worden sei. Diese Frage sei in der Stellungnahme zum Antrag 
nicht beantwortet worden. Er stelle die Frage daher noch ein-
mal an den Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz legte dar, frühzeitig werde das Ziel, auf 30 bis 40 % der 
landwirtschaftlichen Fläche Baden-Württembergs ökologischen 
Landbau zu betreiben, nicht erreicht werden. Es habe jedoch 
auch keinen Einbruch im Bereich des Ökolandbaus gegeben. 
Auch die Menge an Biolebensmitteln sei in den vergangenen 
Monaten nicht zurückgegangen. Es sei jedoch zu einer Verla-
gerung der Nachfrage hin zu den Eigenmarken der Supermärkte 
und der Discounter gekommen. Die Entwicklung in den folgen-
den Jahren müsse jetzt abgewartet werden. 

Das Ziel, 30 bis 40 % der Fläche in Baden-Württemberg öko-
logisch zu bewirtschaften, solle nachfrageorientiert erreicht wer-
den. Ohne Nachfrage hätten die Landwirtinnen und Landwirte 

erführen, wenn Unterlagen verspätet eingereicht oder Daten nicht 
hochgeladen würden. 

Eine Abgeordnete  der Grünen  äußerte,  aus  ihrer  eigenen  prak-
tischen Erfahrung könne sie bestätigen, dass nur Änderungen 
vorgenommen werden müssten. Die Einfachheit des Programms 
hänge jedoch auch von der Komplexität des einzelnen Betriebs 
ab. Bei einem arrondierten landwirtschaftlichen Betrieb mit rei-
nem Grünland  sei  die Antragstellung mittels  FIONA beispiels-
weise wesentlich einfacher als bei einem Betrieb, der viele kleine 
Flurstücke auf verschiedenen Gemarkungen besitze. 

Ein wesentlicher Punkt sei in diesem Zusammenhang die Ver-
fügbarkeit eines Breitbandzugangs. Die Breitbandversorgung 
im ländlichen Raum stelle auf den Höfen oftmals ein Problem 
dar und führe dazu, dass auch die Antragstellung mittels FIONA 
nicht ganz einfach sei. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP erkundigte sich, ob es bei den 
Antragstellern, bei denen es Schwierigkeiten bei der Antragstel-
lung mittels FIONA gegeben habe, dann auch zu Sanktionen ge-
kommen sei. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz führte aus, die Landwirte hätten bis zum 
15. Mai eines Jahres Zeit, den Antrag zu stellen. Bis zum 31. Mai 
des gleichen Jahres gebe es noch eine Nachfrist. In diesem Jahr 
habe es erstmals die Besonderheit gegeben, dass die Landwir-
tinnen und Landwirte bis zum 30. September 2023 Korrekturen 
vornehmen könnten, ohne Abstriche an den Anträgen befürchten 
zu müssen. 

In den Fällen, in denen es ausnahmsweise zu technisch bedingten 
Problemen gekommen sei, hätten die Probleme mit dem Minis-
terium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
sowie den Landwirtschaftsämtern und dem Benutzerservice ge-
löst werden können. Ihm sei nicht bekannt, dass Landwirte aus 
diesem Grund Nachteile erfahren hätten. Es könne vorkommen, 
dass ein Landwirt der Meinung sei, er hätte einen Antrag gestellt, 
ohne dass dies tatsächlich geschehen sei. Aber auch in diesen 
Fällen würden Lösungen gefunden. 

Sodann empfahl der Ausschuss dem Plenum einvernehmlich, 
den Antrag Drucksache 17/4842 für erledigt zu erklären. 

11.10.2023

Berichterstatter:

Epple
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Der Erstunterzeichner des Antrags Drucksache 17/4985 führte aus, 
der Antrag beschäftige sich mit dem Felchenbestand im Boden-
see sowie der Situation der dortigen Fischer. Die Internationale 
Bevollmächtigtenkonferenz  für  die  Bodenseefischerei  (IBKF) 
habe eine Schonzeit von drei Jahren für Felchen beschlossen. 
Seines Erachtens werde der Felchenrückgang im Bodensee je-
doch nicht dadurch aufgehalten, dass die Fischer darauf verzich-
teten, Felchen zu fangen, wenn stattdessen der Kormoran diese 
Fische aus dem Bodensee heraushole. Der eingebrachte Ände-
rungsantrag (Anlage) fordere daher die Entwicklung und Um-
setzung eines rechtskonformen Kormoranmanagements am Bo-
densee. 

In  der  Stellungnahme  zu  den  Ziffern  3,  4  und  5  des  Antrags 
Drucksache 17/4985 werde auf den Dialogprozess „Kormoran 
und Fisch“ verwiesen. Er frage, ob dieser Dialogprozess inzwi-
schen beendet sei und, wenn dies der Fall sei, ob das Ministerium 
für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz die Er-
gebnisse kurz darstellen könne. 

Laut  der  Stellungnahme  zu  Ziffer  8  des  Antrags  Drucksache 
17/4985 solle ein Pilotversuch zum Fang von Stichlingen im Bo-
densee durchgeführt werden. Er erkundige sich, ob inzwischen 
geklärt sei, ob das Verfahren schon im September dieses Jah-
res getestet werden könne oder ob der Pilotversuch doch erst im 
September 2024 starten könne. 

Der Erstunterzeichner des Antrags Drucksache 17/5035 brachte 
vor, der Landesregierung sei diese Problematik schon lange be-
kannt. Er habe schon vor sieben Jahren darauf hingewiesen, dass 
die jungen Felchen, die im Bodensee ausgesetzt würden, größer 
sein müssten, um nicht vom Stichling gefressen zu werden. Die-
se Maßnahme werde jetzt endlich umgesetzt. Er begrüße, dass 
Bewegung in dieses Thema komme. 

Er fordere bereits seit Jahren ein Kormoranmanagement, da die 
Kormoranpopulation sehr stark zunehme. Laut der Stellungnah-
me zum Antrag Drucksache 17/5035 habe der Sommerbestand 
des Kormorans im Jahr 2022 bei geschätzt 6 000 Individuen am 
Bodensee gelegen. Er habe auch schon gehört, dass dort bereits  
8 000 Individuen vorkämen. Problematisch sei diesbezüglich 
auch, dass sich die Kormorane in die Naturschutzgebiete zurück-
zögen und mit ihrem Kot wertvolles Baumgut zerstörten. 

Das dreijährige Fangverbot für Felchen werde erfolglos sein, 
wenn der Kormoran weiterhin in großer Anzahl Fische aus dem 
Bodensee hole. Hinzu komme, dass Kormorane oftmals auch 
kleinere Fische und somit auch viele Jungtiere fressen würden. 
An dieser Stelle müsse daher dringend etwas getan werden. 

Ein Abgeordneter der Grünen äußerte, die Fischbestände im Bo-
densee seien in den letzten Jahren stark zurückgegangen. Dies 
betreffe nicht nur den Felchen, sondern auch andere Arten,  ins-
besondere die Arten, die auf der Roten Liste der bedrohten Tier- 
und  Pflanzenarten  geführt  würden.  Es  gebe  eine  Vielzahl  von 
Gründen  für  den Rückgang  von  Fischarten  im Bodensee,  dazu 
gehörten beispielsweise die Ausbreitung der Quagga-Muschel 
sowie die Zunahme der Stichlingspopulation, aber auch die stark 
gestiegene Kormoranpopulation. Es würden daher Lösungen be-
nötigt. 

Eine Notlösung stelle das dreijährige Fangverbot für Felchen 
dar. Den Berufsfischerinnen  und Berufsfischern werde mit  die-
sem  Fangverbot  viel  abverlangt,  gleichzeitig  würden  sie  finan-
ziell unterstützt, beispielsweise bei Investitionen in Netze für den 
Fischfang. Des Weiteren solle ein Pilotversuch zur Regulierung 
der Stichlingspopulation im Bodensee durchgeführt werden. 
Möglicherweise könne der Fang von Stichlingen eine zusätzliche 
Einkommensquelle für die Fischerinnen und Fischer darstellen. 

Es sei in einem Umkreis von 50 km um den Bodensee ein wis-
senschaftlicher Großversuch geplant, an dem sich sämtliche An-
rainerstaaten beteiligten und der mehrere Jahre laufen solle. Die-
ses Projekt sehe auch eine letale Entnahme von Kormoranen vor. 

Probleme, ihre Lebensmittel abzusetzen, was sich verheerend auf 
die Betriebe auswirken würde. 

Die  Fördersätze  für  die  Maßnahmen  des  GAK-Rahmenplans 
2023 bis 2026 seien für Baden-Württemberg anhand der Verhält-
nisse im Land kalkuliert worden. Aus diesem Grund gestalteten 
sich die Fördersätze auch je nach Land unterschiedlich. Die Mit-
tel, die dem Land bisher zur Verfügung gestanden hätten, seien 
auch ausgeschöpft worden. Die Auszahlungszeiträume seien klar 
festgelegt, die Mittel würden entsprechend ausgegeben. 

Einvernehmlich empfahl der Ausschuss dem Plenum, den Antrag 
Drucksache 17/4941 für erledigt zu erklären. 

11.10.2023

Berichterstatter:

Hahn

31.  Zu 
 a)  dem Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. 

SPD und der Stellungnahme des Ministeriums 
für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz

   – Drucksache 17/4985
   –  Dreijährige Felchenschonzeit im Bodensee ab 

dem 1. Januar 2024
 b)  dem Antrag des Abg. Klaus Hoher u. a. FDP/

DVP und der Stellungnahme des Ministeriums 
für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz

   – Drucksache 17/5035
   –  Maßnahmenpaket der Internationalen Bevoll-

mächtigtenkonferenz	 für	 die	 Bodenseefische-
rei (IBKF) vom 21. Juni 2023

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. SPD  
– Drucksache 17/4985 – sowie den Antrag des Abg. 
Klaus Hoher u. a. FDP/DVP – Drucksache 17/5035 – für 
erledigt zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Pix Hahn 

B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz beriet die Anträge Drucksachen 17/4985 und 17/5035 
in seiner 18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonfe-
renz stattgefunden hat, am 20. September 2023.

Der Vorsitzende des Ausschusses teilte mit, zu dem Antrag 
Drucksache 17/4985 liege ein Änderungsantrag des Abg. Hans-
Peter Storz u. a. SPD vor (Anlage). 
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dem Felchen existierten noch weitere Fische im Bodensee, die 
vermarktet werden könnten. Hinzu kämen weitere Maßnahmen 
wie die Reduzierung der Stichlingszahlen. Es werde derzeit eru-
iert, wie der Stichling auch wirtschaftlich genutzt werden könne, 
beispielsweise als Tierfutter. Es müsse versucht werden, mit den 
geänderten Umständen am Bodensee zu wirtschaften. 

Die Kormoranbekämpfungsstrategie erfolge ebenfalls gebiets-
übergreifend. Die Landesregierung setze sich für das Kormoran-
management ein. Der Kormoran sei ein Prädator, der größere 
Mengen an Fisch fresse, unabhängig davon, ob es sich um ausge-
wachsene Tiere oder Jungfische handle. Fische wie der Felchen 
hätten das Problem, dass sie gegenüber anderen bedrohten Tier-
arten nicht sichtbar und auch nicht „niedlich“ genug seien und 
somit  oftmals  der  öffentlichen  Aufmerksamkeit  entgingen  und 
nicht so sehr im Mittelpunkt stünden. 

Auch wenn der Kormoran wesentlich dazu beitrage, sei er den-
noch nicht die alleinige Ursache für den Rückgang der Fisch-
populationen im Bodensee. Vielmehr spielten eine Vielzahl von 
Gründen  eine  Rolle,  neben  dem  Kormoran  beispielsweise  der 
Stichling sowie die Quagga-Muschel, aber auch die geringere 
Nährstoffkonzentration im Wasser. 

Der Vorsitzende des Ausschusses bemerkte, nach seinem Dafür-
halten  sei  die  geringe  Nährstoffkonzentration  im Wasser  eines 
der wesentlichsten Probleme. 

Der schon zu Wort gekommene Mitunterzeichner des Antrags 
Drucksache 17/5035 wies darauf hin, es habe während dieser 
Sitzung niemand behauptet, dass das IBKF kein demokratisches 
Gremium sei. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz äußerte, aufgrund der Schwierig-
keiten, die hinsichtlich des Eingreifens bei geschützten Tieren 
und  geschützten  Gebieten  bestünden,  seien  in  dem  schon  an-
gesprochenen Dialogprozess sämtliche Partner rund um den 
Bodensee eingebunden worden, um Möglichkeiten für ein 
künf tiges Management zu erarbeiten. Die letzte Sitzung dieser 
Gruppe  habe Mitte  September  2023  stattgefunden.  Es  sei  be-
schlossen worden, die Ergebnisse aus dem Dialogprozess zu-
nächst den Hausspitzen des Ministeriums für Ernährung, Länd-
lichen Raum und Verbraucherschutz sowie des Ministeriums 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft vorzulegen. Es werde 
dann eine gemeinsame Pressemitteilung veröffentlicht. Diese Er-
gebnisse  dienten  als  Grundlage  für  weitere Überlegungen  be-
züglich des Kormoranmanagements. 

Ein Mitunterzeichner des Antrags Drucksache 17/4985 merkte 
an, er begrüße es, dass die Ministerien die Öffentlichkeit  infor-
mieren wollten, er würde es jedoch begrüßen, wenn der Aus-
schuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
die Informationen dann ebenfalls erhalte und sie nicht aus der 
Presse erfahren müsse. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz antwortete, sobald Konsens in der Landesregierung herge-
stellt sei, würden die Abgeordneten selbstverständlich ebenfalls 
informiert. 

Der Erstunterzeichner des Antrags Drucksache 17/4985 erinnerte 
an seine Frage bezüglich des Pilotversuchs zum Fang von Stich-
lingen. 

Der schon zu Wort gekommene Vertreter des Ministeriums für 
Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz teilte mit, 
wie er gerade erfahren habe, könne der Pilotversuch erst nächstes 
Jahr starten. Derzeit liefen noch die Vorbereitungen. Eine wich-
tige Frage sei beispielsweise, wie der Stichling wirtschaftlich ge-
nutzt werden könne, da er nicht essbar sei. 

Der Ausschuss beschloss mehrheitlich, den vorliegenden Ände-
rungsantrag (Anlage) abzulehnen, und empfahl dem Plenum ein-

Die Dialogforen zu diesem Thema seien inzwischen weitgehend 
abgeschlossen. Einige Punkte bzw. abweichende Meinungen 
müssten noch einmal geprüft werden, anschließend könne zügig 
mit der Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen begonnen 
werden. Wenn sämtliche Maßnahmen durchgeführt würden, 
komme das Land dem gemeinsamen Ziel, die Kormoranpopula-
tion einzugrenzen und zu managen, dann auch näher. 

Seine Fraktion lehne den Änderungsantrag des Abg. Hans-Peter 
Storz u. a. SPD ab. 

Eine Abgeordnete der CDU legte dar, ihres Erachtens bestehe 
Einigkeit darin, dass es zu begrüßen sei, wenn hochwertiger re-
gionaler Fisch aus dem Bodensee angeboten werden könne. Die 
Entwicklung der Felchenpopulation im Bodensee erachte sie  
jedoch schon seit mehreren Jahren als alarmierend. Noch vor  
20 Jahren hätten aus dem Bodensee 800 t Felchen pro Jahr ge-
fischt werden können,  im Jahr 2022 habe der Felchenertrag ge-
rade einmal 21,3 t betragen. Die Felchen, die am Bodensee ver-
kauft würden, stammten zum überwiegenden Teil schon lange 
nicht mehr aus dem Bodensee. Dieser Zustand sei nicht haltbar. 
Es würden daher dringend Maßnahmen benötigt, um gegensteu-
ern zu können. 

Am Bodensee komme inzwischen eine große Anzahl von Kor-
moranen vor. Ein Kormoran fresse am Tag etwa ein halbes Kilo-
gramm Fisch. Es sei aus Sicht der CDU-Fraktion nicht vermittel-
bar, dass Maßnahmen für die Fischer vor Ort getroffen würden, 
der Kormoran dagegen völlig außen vor gelassen werde. Es sei 
daher richtig, dass der Dialogprozess „Kormoran und Fisch“  
initiiert worden sei, der laut Stellungnahme zum Antrag Druck-
sache 17/5035 Anfang Juli 2023 abgeschlossen worden sei und 
dem nun Maßnahmen folgen könnten. 

Ihre Fraktion werde dem eingebrachten Änderungsantrag nicht 
zustimmen, da es der Respekt vor der am Dialogprozess beteilig-
ten Arbeitsgruppe gebiete, zunächst entsprechende Maßnahmen 
aufgrund der von der Arbeitsgruppe erstellten Formulierungen 
abzuleiten. 

Der Druck sei bei diesem Thema immens hoch. Nach ihrem Da-
fürhalten seien sich alle einig, dass jetzt gehandelt werden müsse. 

Ein Abgeordneter der AfD fragte, ob Maßnahmen angedacht seien, 
die den Fischern über die dreijährige Felchenschonzeit hinweg-
helfen würden, da es sich dabei um eine doch sehr lange Zeit 
handle. 

Ein Mitunterzeichner des Antrags Drucksache 17/5035 merkte 
an, laut der Stellungnahme zum Antrag Drucksache 17/5035 hät-
ten sich die an den Dialogforen beteiligten Personen auf über 
80 Konsensformulierungen einigen können. Ihn interessiere, um 
welche Ergebnisse bzw. um welche Konsensformulierungen es 
sich handle. Ferner erkundige er sich, wann mit der Umsetzung 
der Maßnahmen begonnen werden könne, sodass tatsächlich eine 
Reduzierung der Kormorane erreicht werde. Des Weiteren wolle 
er wissen, was gegen die Verunreinigung der Randbereiche des 
Bodensees durch die Vielzahl von Kormoranen getan werde. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz brachte vor, der Bodensee grenze an die drei Staa-
ten Schweiz, Österreich und Deutschland. Es müsse sich daher 
über ein gemeinsames Vorgehen verständigt werden. Aus diesem 
Grund hätten die Staats- bzw. Länderregierungen die IBKF ein-
gesetzt, die Regelungen für eine gemeinsame Bewirtschaftung 
des Bodensees treffe. Es handle sich bei der IBKF somit um ein 
demokratisch  legitimiertes  Gremium,  das  ein  dreijähriges  Fel-
chenfangverbot  beschlossen  habe.  Die  Berufsfischer  erhielten 
aufgrund  dieses  Fangverbots  keine  Entschädigung.  Im Übrigen 
sei der Ertragsausfall überschaubar, da beispielsweise im letzten 
Jahr kaum noch Felchen hätten gefangen werden können. 

Das Land habe Marketingmaßnahmen gestartet, die beispiels-
weise regionalen Fisch vom Bodensee bewerben würden. Neben 
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz beriet den Antrag Drucksache 17/5085 in seiner 
18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz statt-
gefunden hat, am 20. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags führte aus, die Borkenkäfer-
situation in baden-württembergischen Wäldern sei immer noch 
angespannt und werde es vermutlich vorerst auch bleiben. Ihn 
interessiere die aktuelle Situation bezüglich des Borkenkäferbe-
falls, insbesondere im Nationalpark Schwarzwald. Des Weiteren 
erkundige er sich, wie die Holzindustrie mit der derzeitigen Situ-
ation umgehe. Ferner wolle er wissen, was das Land zu diesem 
Thema konkret unternehme. 

Ein Abgeordneter der Grünen brachte vor, die Ausbreitung und 
Vermehrung des Borkenkäfers habe sich seit 2018 aufgrund der 
trockenen und heißen Jahre sehr stark beschleunigt. Er sehe die 
derzeitige Situation mit großer Sorge. Insbesondere in den tiefe-
ren Lagen sei mit der Anlage und Entwicklung einer dritten Ge-
neration von Borkenkäfern zu rechnen. Hinzu komme, dass die 
Sägewerke aufgrund der durch die allgemeine Krise sowie den 
Auftragsrückgang im Bausektor ausgelösten Entwicklungen auf 
dem Holzmarkt zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur noch mäßige 
Holzmengen zu einem geringen Preis abnähmen. Dadurch seien 
auch große ökonomische Schäden für die Waldbesitzerinnen und 
Waldbesitzer zu erwarten. 

Die Ankündigung der Bundesregierung, Kürzungen im Bereich 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ (GAK) vorzunehmen, würde ebenfalls ext-
reme Auswirkungen auf die Wiederbewaldungsmaßnahmen vor 
allem im Privat- und Kommunalwald haben. 

Trotz der schwierigen Situation sei das Land eigentlich mit dem 
„Notfallplan Wald“, der Holzbau-Offensive BW sowie weiteren 
Projekten und Maßnahmen gut gerüstet. Es müsse nun abgewar-
tet werden, wie lange beispielsweise der Auftragsrückgang im 
Bausektor sowie die weiteren aktuellen Entwicklungen, die sich 
negativ auf den Holzmarkt auswirkten, andauerten. 

Eine Abgeordnete der CDU bemerkte, sie begrüße, dass die FDP/
DVP-Fraktion die Dringlichkeit des Problems erkannt und aufge-
griffen habe. Sie würde sich jedoch wünschen, dass die FDP das 
Thema auch in die Haushaltsberatungen auf Bundesebene ein-
bringe und sich dort dafür einsetze. Durch die geplanten drama-
tischen Mittelkürzungen im Bereich der GAK fehlten dem Land 
Mittel zur Bekämpfung des Borkenkäfers sowie für die Auffors-
tung und den Waldnaturschutz, sodass das Land das Problem in 
der Folge nicht in den Griff bekommen werde. 

Ein Abgeordneter der AfD äußerte, er komme aus dem Nord-
schwarzwald, wo sich die Situation schlecht darstelle. Obwohl 
die Witterung dieses Jahr nicht ganz so heiß und trocken wie 
in vergangenen Jahren gewesen sei, sei die Forstwirtschaft auf-
grund des massiven Preiseinbruchs an den Märkten mittlerweile 
ziemlich zum Erliegen gekommen. Dies führe zu einer drama-
tischen Situation, da das Holz aufgrund des Borkenkäferbefalls 
entnommen werden sollte. 

Es sei in diesem Zusammenhang auch alles andere als hilfreich, 
wenn beispielsweise der Präsident des Umweltbundesamts emp-
fehle, auf die energetische Verwertung von Holz und Forstwirt-
schaftsprodukten zu verzichten. Im Wald gebe es genügend Holz 
wie auch Totholz. Die energetische Verwertung dieses Holzes 
gehöre zu den Nutzungs- und Absatzmöglichkeiten, die derzeit 
noch einigermaßen funktionierten. Wenn einzelne Parteien gegen 
diese Nutzung massiv Front machten, sollten sie nicht gleich-
zeitig so tun, als wenn ihnen der Wald am Herzen liege. Wenn 
die Waldbesitzer, die Nutzer und Käufer von Holz durch ein sol-
ches Vorgehen verunsichert würden, würde dies das Problem nur 
noch verstärken. 

vernehmlich, die Anträge Drucksachen 17/4985 und 17/5035 für 
erledigt zu erklären. 

11.10.2023

Berichterstatter:

Pix

Anlage

zu TOP 9
18. LandwA/20.9.2023

Landtag von Baden-Württemberg
17. Wahlperiode

Änderungsantrag

des Abg. Hans-Peter Storz u. a. SPD

zu dem Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. SPD 
– Drucksache 17/4985

Dreijährige Felchenschonzeit im Bodensee 
ab dem 1. Januar 2024

Der Landtag wolle beschließen,

den Antrag des Abg. Hans-Peter Storz u. a. SPD – Drucksache 
17/4985 – um folgenden Abschnitt II zu ergänzen:

„II.  Die Landesregierung zu ersuchen,

   ein rechtskonformes Kormoranmanagement am Bodensee 
zu entwickeln und umzusetzen, das zu einer Verringerung 
der Kormoranpopulation führt. Dabei sind die Erfahrun-
gen in Vorarlberg mit dem dortigen Kormoranmanage-
ment zu berücksichtigen.“

19.9.2023

Storz, Weber, Röderer, Rolland, Steinhülb-Joos SPD

32.  Zu dem Antrag des Abg. Klaus Hoher u. a. FDP/
DVP und der Stellungnahme des Ministeriums 
für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz

 – Drucksache 17/5085
 –  Borkenkäfersituation und Maßnahmen der 

Landesregierung

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Klaus Hoher u. a. FDP/DVP  
– Drucksache 17/5085 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Pix Hahn
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tiere eine Pufferzone, die in den äußeren Bereichen von ForstBW 
und im inneren Bereich vom Nationalpark gemonitort werde. 
Mittels  dieser  Pufferzone  werde  versucht,  zu  verhindern,  dass 
der Borkenkäfer auf die Flächen außerhalb des Nationalparks 
gelange. In den an den Nationalpark angrenzenden Bereichen 
könnten derzeit verstärkt Borkenkäferaufkommen beobachtet 
werden. Aus Sicht des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz sei es wichtig, proaktiv an dieses 
Thema heranzugehen, um den Borkenkäfer aufzuhalten und das 
Ent stehen weiterer Schäden zu verhindern, und zu überlegen, wie 
den betroffenen Waldbesitzern geholfen werden könne. 

Vieles werde davon abhängen, dass das Holz schnell abtranspor-
tiert und außerhalb des Waldes gelagert werde. Die Zwischen-
lagerung sei insbesondere zum jetzigen Zeitpunkt aufgrund der 
Schwierigkeiten auf dem Holzmarkt wichtig. ForstBW habe sei-
nen regulären Einschlag zurückgefahren, um die ohnehin schon 
überlasteten Märkte mit zusätzlichem Holz nicht noch stärker zu 
belasten. Dadurch bestehe auch die Möglichkeit, verstärkt Bor-
kenkäferholz aufzuarbeiten und zu den Sägewerken zu transpor-
tieren. 

Der schon zu Wort gekommene Mitunterzeichner des Antrags 
bemerkte, als sich die Situation mit dem Borkenkäfer das letzte 
Mal so schwierig gestaltet habe, habe das Ministerium für Ver-
kehr eine Ausnahmegenehmigung für Holztransporte mit einem 
Gesamtgewicht bis zu 44 t erteilt. Er frage, ob eine solche Son-
derregelung für dieses Jahr ebenfalls in Betracht gezogen werde. 

Der Vertreter des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz antwortete, das Ministerium für Ernäh-
rung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz sei mit dem Mi-
nisterium für Verkehr in Kontakt getreten, ob eine Erhöhung der 
Tonnage bei den Holztransporten erneut möglich sei. Der Pro-
zess sei somit angestoßen worden, die Bearbeitung und Entschei-
dung liege nun beim Ministerium für Verkehr. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der AfD brach-
te vor, es müsse in die Forstwirtschaft investiert werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt investiere jedoch niemand auch nur in 
eine Motorsäge, wenn keine Absatzsicherheit gegeben sei. Es sei 
daher entscheidend, dass der Holzabsatz gewährleistet werde. In 
diesem Zusammenhang sei es falsch, die Menschen zu verunsi-
chern, indem beispielsweise gesagt werde, Hackschnitzelheizun-
gen zur Nahwärmeversorgung könnten aufgrund von Emissions-
belastungen verboten werden, die vielleicht in der Stadt Stuttgart 
eine Rolle spielten. Es sei genügend Holz vorhanden, es herrsche 
bei diesem Thema allerdings eine große Unsicherheit. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der Grünen erkun-
digte sich, ob es Erkenntnisse gebe, inwiefern sich die schleichen-
de Devastierung beispielsweise durch die Trockenheit und den 
Borkenkäferbefall schon auf die Grundstücksmärkte auswirke. 

Der  Erstunterzeichner  des Antrags merkte  an,  er  habe  das Ge-
fühl, dass der Nationalpark sozusagen immer mehr kaputtgehe, 
dennoch sei geplant, ihn zu erweitern. 

Der Vorsitzende des Ausschusses erwiderte, der Nationalpark 
gehe nicht kaputt, er entwickle sich. 

Der Erstunterzeichner des Antrags fuhr fort, die Nationalparkflä-
che vergrößere sich und somit könne sich auch der Borkenkäfer 
weiter ausbreiten. Die Grundstücke um den Nationalpark herum 
würden in der Folge durch das hohe Borkenkäferaufkommen ent-
wertet. Ihn interessiere, ob dies ausgenutzt und die Grundstücke 
dann für den Nationalpark zugekauft würden. 

Die Staatssekretärin im Ministerium für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz entgegnete, ihres Erachtens sei der 
Prozess der Nationalparkvergrößerung noch nicht weit genug vo-
rangeschritten, dass Grundstücke aufgekauft würden. 

Der schon zu Wort gekommene Abgeordnete der AfD legte 
dar, die Grundstücke, die  für die Erweiterung des Nationalpark 

Ein Mitunterzeichner des Antrags merkte an, die Bundesregie-
rung gebe 90 Milliarden € mehr aus, als sie es vor der Corona-
pandemie getan habe. An den Mitteln könne es daher nicht lie-
gen. Eventuell müsste der Bundeslandwirtschaftsminister seine 
Gelder entsprechend umschichten und die entsprechenden Priori-
täten setzen. 

Die Staatssekretärin im Ministerium für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz legte dar, einiges von dem, was 
der Erstunterzeichner des Antrags in seinen Ausführungen ab-
gefragt habe, könne der Stellungnahme zum Antrag entnommen 
werden. 

Im Schwarzwald zeige sich, was eine Forstwirtschaft leisten könne. 
Es  sei  wichtig,  schnell  zu  identifizieren,  welche  Bäume  vom 
Borkenkäfer befallen seien, und diese aus dem Bestand heraus-
zunehmen und abzutransportieren. Dies habe bisher auch gut 
funktioniert. Allerdings führe der Borkenkäferbefall zu einem 
Überangebot  von Holz  auf  dem Markt.  Die  Lage  im Wald  sei 
dramatisch. Die Hitze- und Dürrejahre seit 2018 bildeten eine 
ideale Grundlage für die Vermehrung des Borkenkäfers. Sie be-
fürchte, dass sich die Borkenkäfersituation zumindest bis Anfang 
nächsten Jahres nicht verbessern werde. Es seien in diesem Jahr 
auch Polterspritzungen mit Pflanzenschutzmitteln als Ultima Ra-
tio durchgeführt worden. 

Das Land habe eine Waldstrategie aufgelegt und arbeite am 
Waldumbau, um auch für zukünftige Entwicklungen gerüstet zu 
sein. 

Die Umschichtungen der Mittel, die auf Bundesebene stattfän-
den, nähmen dem Land die Möglichkeit,  landesspezifische För-
derprogramme aufzulegen, um auf die in Baden-Württemberg 
auftretenden Probleme gezielt reagieren zu können. In jedem 
Land sehe die Lage bezüglich der Wälder anders aus. Daher 
müsse an die Bundesregierung appelliert werden, die Kürzungen 
der GAK-Mittel nicht wie geplant vorzunehmen. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz ergänzte, in den letzten Jahren habe das 
Land jeweils deutlich über 20 Millionen € für die Schadensaufar-
beitung und die Regeneration der Wälder zur Verfügung gestellt. 
Diese Mittel wären massiv gefährdet, wenn der Bund die Mittel 
im Bereich der GAK  tatsächlich drastisch kürze. Er hoffe, dass 
es auch im Zusammenschluss mit den anderen Bundesländern 
gelingen werde, diese Kürzungen zu vermeiden. Die Wälder im 
Land müssten umgebaut und resilienter gemacht werden. Dies 
werde  ohne  die  Fördermittel  aus  der GAK nicht  funktionieren. 
Er sei froh, dass es diesbezüglich im Land einen Konsens gebe. 

Die Situation bezüglich des Borkenkäfers habe sich in diesem 
Jahr noch einmal etwas verschärft. Es habe im Frühjahr dieses 
Jahres bereits einen hohen Ausgangsbestand an Borkenkäfern 
gegeben, da das letzte Jahr besonders trocken und warm gewe-
sen sei und in der Folge viele Käfer überwintert hätten. Auch 
dieses Frühjahr sei sehr trocken gewesen, sodass sich die Bor-
kenkäfer stark vermehrt hätten. Er verweise in diesem Zusam-
menhang  auch  auf  die Grafik  in  der Stellungnahme zu Ziffer  6 
des Antrags. Derzeit sehe die Situation noch etwas besser aus 
als im Jahr 2019, in dem das verbuchte Insektenschadholz im 
Nadelholz einen Höhepunkt erreicht habe, die Entwicklung sehe 
jedoch ähnlich aus. Um auf diese Entwicklung reagieren zu kön-
nen, würden die nötigen Ressourcen benötigt, sonst bestehe die 
Gefahr, dass dem Land die Situation in naher Zukunft entgleite. 

In Baden-Württemberg habe der Waldumbau deutlich früher be-
gonnen und es existiere auch wesentlich mehr Mischwald als in 
anderen Ländern, daher gestalte sich die Situation hier noch bes-
ser als in den massiv betroffenen Ländern. Dennoch müsse auch 
Baden-Württemberg an dem Thema dranbleiben. 

Aufgrund des Ansatzes des Prozessschutzes im Nationalpark 
Schwarzwald entwickle sich auf den entsprechenden Flächen 
auch der Borkenkäfer weiter. Um den Nationalpark herum exis-
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Schieflage  befinde,  keine  Neuinvestitionen  tätigen  könne,  auch 
wenn diese mit 20 oder 30 % gefördert würden, da er die rest-
lichen Mittel nicht aufbringen könne. 

Er appelliere daher an die Landesregierung, eine Regelung nach 
bayerischem Vorbild einzuführen und mit den Stadt- und Land-
kreisen  Abkommen  zu  treffen,  dass  die  Gebühren  für  die  Le-
bendtierbeschau durch die Veterinärämter für kleinere, regionale 
Schlachtbetriebe reduziert würden, um die Betriebe zu unterstüt-
zen.  Er  erachte  dies  als  ein  effektives Mittel,  um  die  regionale 
Versorgung und Wertschöpfung zu erhalten. Er verstehe die Stel-
lungnahme zum Antrag dahin gehend, dass ein solches Konzept 
bereits geplant gewesen sei, jedoch im Rahmen der Haushalts-
beratungen für den Doppelhaushalt 2023/2024 nicht berücksich-
tigt worden sei. 

Er sehe dringenden Handlungsbedarf im Hinblick auf die Förde-
rung regionaler Schlachtbetriebe und somit auch der regionalen 
Tierhaltung. Wenn regionale Schlachtbetriebe aufgegeben wür-
den, führe dies in der Folge auch zu längeren Transporten der 
Nutztiere zum Schlachthof. Dies sei von niemandem gewünscht. 

Eine Abgeordnete der Grünen brachte vor, in der Stellungnahme 
zu Ziffer 1 des Antrags würden viele Herausforderungen aufge-
listet, die dazu führen könnten, dass Schlachtbetriebe schließen 
würden. Sie wolle die Aufzählung noch um das Thema Bürokra-
tie ergänzen. Eine überbordende Dokumentation benötige einen 
Zeit- und Personaleinsatz, den nicht jeder Schlachtbetrieb leisten 
könne. 

Tendenziell sinke die Anzahl von Schlachtstätten. Dies sei insbe-
sondere im Hinblick auf die Ziele des Landes problematisch, die 
vorsähen, die Tiere regional zu halten und zu schlachten sowie 
längere Tiertransporte möglichst zu vermeiden. Der Rückgang 
der Anzahl von Schlachtbetrieben müsse daher gestoppt werden. 

Um dem entgegenzutreten fördere das Land regionale Schlacht-
höfe bei Investitionen in eine Schlachtung nach Tierwohlkrite-
rien. Bislang seien 30 Förderanträge gestellt worden. Bedauer-
licherweise seien bis zum jetzigen Zeitpunkt fünf dieser Anträge 
wieder zurückgezogen worden. Die Mittel seien noch nicht kom-
plett abgerufen worden. Es müsse untersucht werden, woran dies 
liege. 

Ihre Fraktion werde dem Beschlussteil des Antrags nicht zustim-
men. Das bayerische Modell sei dieses Jahr in Kraft getreten. 
Es sei jedoch noch nicht geklärt, ob der Umsetzung des Modells 
beihilferechtliche Hürden des Europarechts entgegenstünden. Sie 
schlage vor, abzuwarten, bis diese Fragen beim bayerischen Mo-
dell geklärt seien. Anschließend könne überlegt werden, das The-
ma Fleischhygienegebühren noch einmal auf die Tagesordnung 
zu setzen. 

Ein Abgeordneter der CDU bemerkte, bei den kleineren 
Schlachtbetrieben, die aufgegeben hätten, seien sicherlich eini-
ge dabei, die schon in den letzten Jahren nicht mehr geschlach-
tet hätten, aber erst jetzt ihre Betriebe geschlossen hätten und 
somit in den aktuellen Statistiken geführt würden. Dies sei auch 
im Hinblick auf das Tierwohl sehr leidvoll. Regionale Schlacht-
stätten würden für einen regionalen Vertrieb von Lebensmitteln 
benötigt und seien auch wichtig für den Tierschutz. 

Bei der Festsetzung der Fleischhygienegebühren hätten die Stadt- 
und Landkreise durchaus einen gewissen Gestaltungsspielraum. 
Er würde daher auch die Kreise dazu aufrufen, sich des Themas 
noch einmal anzunehmen. 

Bezüglich einer Regelung nach bayerischem Vorbild stimme er 
seiner Vorrednerin von den Grünen zu, dass zunächst einmal die 
Rückmeldung der EU-Kommission abgewartet werden sollte. 

Ein Abgeordneter der SPD äußerte, wie schon erwähnt wor-
den sei, seien in der Stellungnahme zu Ziffer 1 des Antrags die  
Herausforderungen aufgelistet, vor denen die kleinen regionalen 
Schlachtbetriebe derzeit stünden. Ein weiteres Problem stelle der 

Schwarzwald vorgesehen seien, dienten dem Lückenschluss im 
Hinblick auf die Fläche des Nationalparks. 

Einvernehmlich empfahl der Ausschuss dem Plenum, den Antrag 
Drucksache 17/5085 für erledigt zu erklären. 

11.10.2023

Berichterstatter:

Pix

33.  Zu dem Antrag der Abg. Georg Heitlinger und 
Jochen Haußmann u. a. FDP/DVP und der Stel-
lungnahme des Ministeriums für Ernährung, 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz

 – Drucksache 17/5157
 –  Regionale Schlachtbetriebe in Baden-Württem-

berg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
1.  Abschnitt  I  des  Antrags  der  Abg.  Georg  Heitlinger 

und Jochen Haußmann u. a. FDP/DVP – Drucksache 
17/5157 – für erledigt zu erklären;

2.  Abschnitt  II  des  Antrags  der  Abg.  Georg  Heitlinger 
und Jochen Haußmann u. a. FDP/DVP – Drucksache 
17/5157 – abzulehnen.

20.9.2023

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:
Braun Hahn

B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz beriet den Antrag Drucksache 17/5157 in seiner 
18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz statt-
gefunden hat, am 20. September 2023.

Ein Mitinitiator des Antrags dankte dem Ministerium für Ernäh-
rung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz für die ausführ-
liche Stellungnahme zum Antrag. Er führte aus, es könne im 
Land derzeit ein „Schlachthofsterben“ beobachtet werden, u. a. 
kleinere Metzgereien stellten die eigene Schlachtung ein oder 
würden ihre Läden ganz schließen. Die Ursachen dafür seien 
vielfältig, die Tierhaltung stehe aufgrund allgemeiner Kostenstei-
gerungen, Personalmangels,  Inflation und sinkender Kaufbereit-
schaft generell unter Druck. 

Baden-Württemberg habe ein Landesprogramm zur Förderung 
von regionalen Schlachthöfen bei Investitionen in eine Schlach-
tung nach Tierwohlkriterien mit einem Fördervolumen von bis 
zu 11 Millionen € aufgelegt. Dieses Programm gehe jedoch 
völlig am Bedarf der Betriebe vorbei. Er nenne in diesem Zu-
sammenhang beispielsweise den Schlachthof in Mannheim, der 
seinen Betrieb auch aufgrund der hohen Fleischhygienegebüh-
ren eingestellt habe. Hinzu komme, dass ein Schlachthof, der 
kurz vor einer Insolvenz stehe oder sich in einer wirtschaftlichen 
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interessiere, wie lange das Land noch warten wolle und wie viele 
Schlachthöfe in der Zwischenzeit ihren Betrieb einstellten. Fer-
ner wolle er wissen, wann die Rückmeldung aus Bayern erwar-
tet werde und ob die Landesregierung dort nachfrage oder quasi 
warte, bis sich die zuständigen Ressorts aus Bayern meldeten. 

Die schon zu Wort gekommene Abgeordnete der Grünen entgeg-
nete ihrem Vorredner, ihres Erachtens entschieden nicht allein 
die Fleischhygienegebühren über die Schließung von Schlacht-
betrieben. Wie der Stellungnahme zum Antrag entnommen wer-
den könne, führten vielmehr eine Reihe von Herausforderungen 
zu deren Schließung. Sie kenne viele Schlachthöfe, die die Ge-
bühren für die Fleischbeschau direkt an die Nutzer der Schlacht-
höfe, die die Tiere lieferten und das Fleisch anschließend wie-
der  mitnähmen,  weiterreichten.  Aus  diesem  Grund  sei  dieser 
Punkt ihres Erachtens nicht der Hauptgrund für die Notlage der 
Schlachtbetriebe. 

Der schon zu Wort gekommene Mitinitiator des Antrags brach-
te vor, er stimme den Ausführungen des Ministers für Ernäh-
rung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz in Bezug auf den 
Schlachthof in Mannheim zu. Die Kommune habe die sehr ho-
hen Fleischhygienegebühren auch deshalb nicht gesenkt, da sie 
an dem Standort einen Busbahnhof habe entwickeln wollen und 
der Schlachthof an dieser Stelle daher nicht mehr gewünscht ge-
wesen sei. Hinzu komme, dass die Auslastung des Schlachthofs 
nicht mehr gegeben gewesen sei. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz äußerte, er sei mehrfach in Mannheim gewesen und  
habe mit den Verantwortlichen vor Ort gesprochen, die Kommune  
habe sich dennoch gegen den Schlachthof entschieden. 

Es müsse versucht werden, sämtliche Initiativen in den Orten zu 
unterstützen, in denen noch Schlachthöfe existierten, um diese 
Betriebe  funktionsfähig  zu  halten.  Das  Thema  Gebührensätze 
spiele hierbei ebenfalls eine Rolle. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz ergänzte, er sei bezüglich der Fleischhy-
gienegebühren  und  des  bayerischen Modells mit  den  betreffen-
den Ressorts im Freistaat Bayern in einem regelmäßigen Aus-
tausch. Es sei rechtlich nicht unumstritten gewesen, inwieweit 
das Beihilferecht in diesem Bereich greife, da in diesem Fall nur 
die Kommunen unterstützt würden und ein Teil der Kontrollge-
bühren übernommen werde. Nach EU-Vorgabe könne das Land 
Kontrollrechte pauschal  erheben oder  die  kostendeckenden Ge-
bühren erheben, wie es in der Bundesrepublik seit vielen Jahren 
üblich sei. Die betreffenden Ressorts im Freistaat Bayern hätten 
dennoch bei der EU-Kommission nachgefragt, ob diese Rege-
lung beihilferechtlich relevant sei. 

Dies habe dazu geführt, dass sehr detailliert in die Regelung ein-
gegriffen worden sei. Er gehe davon aus, dass die Freigabe der 
EU in den nächsten Tagen kommen werde, allerdings unter der 
Maßgabe,  dass  es  auch viele Auflagen geben werde. Beispiels-
weise sei die Förderung von Schlachthöfen mit einem Schlacht-
aufkommen  von mehr  als  1  000 Großvieheinheiten  (GVE)  pro 
Jahr in dem bayerischen Konzept nicht mehr enthalten. Diese 
Schlachthöfe sollten in Baden-Württemberg dagegen ganz be-
wusst ebenfalls gefördert werden, da diese die regionalen Dienst-
leistungsschlachthöfe im Land darstellten. Er gehe davon aus, 
dass  die  Genehmigung  der  EU,  die  er  in  den  nächsten  Tagen 
erwarte,  dann  nur  die Kleinstbetriebe  bis  1  000 GVE  pro  Jahr 
abdecke. 

Das Land könne nicht mittels einer Landesverordnung beschlie-
ßen,  die Gebühren  zu  senken.  Es müsse  entweder  das  Landes-
gebührengesetz geändert werden oder eine Vereinbarung mit 
sämtlichen Stadt- und Landkreisen getroffen werden. Das Minis-
terium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
habe dieses Thema bereits intensiv mit Vertreterinnen und Ver-
tretern des Landkreistags sowie des Städtetags diskutiert. Wäh-

Ausfall von Schlachtterminen dar, weil die zugehörige Fleisch-
beschau beispielsweise aufgrund kurzfristiger Absagen oder 
fehlender Terminierungen u. a. wegen Personalmangels nicht 
stattfinden  könne.  Dies  führe  bei  kleineren  Schlachtbetrieben 
zu massiven  finanziellen  Einbußen.  Er  frage,  ob  dieses  Thema 
dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
raucherschutz bewusst sei und ob bereits an einer Lösung gear-
beitet werde. Des Weiteren erkundige er sich, was ein Schlacht-
betrieb in Kauf nehmen müsse, bevor er quasi auf die Barrikaden 
gehen könne. 

Ein Abgeordneter der AfD merkte an, seine Fraktion erachte die 
Forderung in dem Beschlussteil des Antrags als einen richtigen 
Schritt, um die regionalen Schlachthöfe zu fördern und zu erhal-
ten, und werde dem Beschlussteil daher zustimmen. Seines Er-
achtens benötige es im Übrigen diesbezüglich ein Gesamtpaket, 
auch im Hinblick auf die Bürokratie in diesem Bereich. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz legte dar, die Situation der Schlachthöfe allgemein sei 
noch nicht dramatisch, sie unterscheide sich jedoch zwischen den 
einzelnen Regionen in Baden-Württemberg. Der größte Rück-
gang  finde  bei  den  mittleren  Schlachtbetrieben  statt.  Im  Jahr 
2017 habe es noch 51 größere Schlachtbetriebe mit der Betriebs-
art Rotfleisch gegeben, im aktuellen Jahr seien es nur noch 40. 

In diese Kategorie falle auch der Schlachthof in Mannheim, der 
allerdings einen speziellen Fall darstelle. Es habe sich um einen 
kommunalen Schlachthof gehandelt, der an ein Metzgerkonsor-
tium verpachtet worden sei. Die Stadt Mannheim habe an die-
ser Stelle keinen Schlachthof mehr haben wollen und habe den 
befristeten Pachtvertrag daher nicht verlängert. Die Stadt habe 
aus diesem Grund auch kein Interesse daran gehabt, die Fleisch-
hygienegebühren zu senken. Hinzu komme, dass die Tierhal-
tung in den industrielastigen Teilen des Landes in den letzten 
Jahrzehnten zurückgegangen sei, sodass die Tiere, die in Mann-
heim geschlachtet worden seien, zum Teil mehrere 100 km zum 
Schlachthof transportiert worden seien. 

Für die  rund 800 kleineren Schlachtbetriebe  im Land fielen die 
Fleischhygienegebühren je nach Stadt- und Landkreis erheblich 
unterschiedlich aus. Der Landtag habe im Rahmen der Verein-
heitlichung des Landesgebührengesetzes vor knapp 20 Jahren 
entschieden, die Regelungskompetenz für die Gebührenerhebung 
für die Kontrollen in Schlachthöfen an die Stadt- und Landkreise 
abzugeben. Der Vorschlag, die Fleischhygienegebühren für klei-
nere, regionale Schlachthöfe nach dem bayerischen Vorbild neu 
zu regeln, würde bedeuten, dass das Land finanzielle Mittel be-
reitstellen müsse. Eine weitere Möglichkeit wäre im Hinblick auf 
die Fleischhygienegebühren die Wiedereinführung eines Landes-
gebührengesetzes. Das Land müsse die geringeren Gebühren für 
die Schlachtbetriebe jedoch auch in diesem Fall ausgleichen, da 
die Kosten für die Veterinäre gleich blieben. 

Die Behörde müsse gewährleisten, dass an den angemeldeten 
Schlachttagen die Hygiene- und Tierschutzregelungen eingehal-
ten würden und das Überwachungspersonal zur Verfügung stehe. 
Die  Lebendbeschau  und  die  Überwachung  einer  tierschutzge-
rechten Schlachtung sei Aufgabe der jeweiligen Veterinärbehör-
de. Diese Aufgabe erfolge nicht nur durch die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Behörde, sondern auch durch Tierärzte, die 
vertragsweise eingestellt würden, um an den Schlachttagen vor 
Ort zu sein. Die Organisation dessen obliege den Landratsäm-
tern. 

Ein Mitunterzeichner des Antrags bemerkte, er verstehe nicht, 
dass das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz  Zeit  und Geld  in  ein Konzept  investiere,  Fach-
kompetenz zur Verfügung stelle und mit den beteiligten Ressorts 
im Freistaat Bayern zusammenarbeite, die Regelungen dann je-
doch in Bayern inzwischen in Kraft getreten seien, während Ba-
den-Württemberg weiterhin warte. Das Warten führe dazu, dass 
in der Zwischenzeit weitere Schlachthöfe schließen müssten. Ihn 
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bridkatzen gezielt erwerben. Er erachte es zum einen als nicht  
ideal, ein Wildtier zu einem Haustier zu machen, zum ande-
ren führe es zu weiteren Problemen, wenn diese Katzen dann 
Freigänger seien. Er frage, wie das Ministerium für Ernährung, 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz dieses Thema in Be-
zug auf Baden-Württemberg einschätze und wie diesem Trend 
möglicherweise entgegengetreten werden könne. 

Eine Abgeordnete der Grünen bemerkte, nach ihrem Dafürhalten 
sei es bedauerlich, dass es keine landesweite Katzenschutzver-
ordnung  gebe. Gerade  einmal  57  von  1 101 Kommunen  hätten 
eine eigene Verordnung erlassen. Die Tierheime hätten derzeit 
große Probleme, neue Katzen aufzunehmen, da die Aufnahme-
kapazitäten vielerorts erschöpft seien. Sie habe daher wenig Ver-
ständnis dafür, dass sich Kommunen schwertäten, eine Katzen-
schutzverordnung zu erlassen, auch, da Tierheime oftmals kom-
munal getragen seien. 

Es sei wichtig, dass das Land dieses Thema weiter forciere und 
für eine Katzenschutzverordnung werbe. Die Voraussetzung für 
den Erlass einer Katzenschutzverordnung, der Nachweis der ent-
sprechenden Problematik, sei ihres Erachtens leicht zu erbringen. 
Die Katzenschutzverordnung sollte über den Landkreistag sowie 
den Gemeinde- und Städtetag noch einmal bei  den Kommunen 
angepriesen werden. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz brachte vor, bei dem Erlass und der Anwendung der Kat-
zenschutzverordnung handle es sich um eine kommunale Auf-
gabe, die auch nur kommunal regelbar sei. Er habe als Minister 
kein Interesse daran, dieses Thema landesweit zu regeln. Die 
Katzenpopulationen  unterschieden  sich  zwischen  den  Gemein-
den deutlich, daher müsse dieser Punkt auch auf Gemeindeebene 
behandelt werden. Wie die Kommune die Daten zu der jeweili-
gen Katzenpopulation erhebe, liege in ihrer eigenen Verantwor-
tung. Dies könne beispielsweise über Stichproben, Beobachtun-
gen und Zählungen erfolgen. Eine Gemeinde habe beispielsweise 
in der Vergangenheit eine Ausgangssperre für Katzen erlassen. 
Die Katze sei ein Prädator und habe nach seinem Dafürhalten 
einen nicht unerheblichen Einfluss auf die Vogelpopulationen. 

In Baden-Württemberg gebe es zu viele Katzen. Dieses Problem 
müssten jedoch die Kommunen angehen und lösen. Das Minis-
terium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
unterstütze die Kommunen auf Wunsch dabei, beispielsweise 
über die Förderung der Kastration der Tiere. Derzeit gebe es al-
lerdings dringlichere Probleme, daher verstehe er es, wenn Kom-
munen das Thema Katzenschutzverordnung nicht ganz vorn auf 
ihrer Agenda stehen hätten. 

Der Erstunterzeichner des Antrags merkte an, einige seiner Fra-
gen seien noch unbeantwortet, insbesondere seine Fragen zu 
Hybriden aus Wild- und Hauskatzen. Er habe zur Kenntnis ge-
nommen, dass der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz andere Themen als wichtiger erachte. Wenn 
jedoch bei sämtlichen Themen zunächst die Frage gestellt werde, 
ob es wichtigere Themen gebe, könnten sehr viele Themen von 
der Tagesordnung des Ausschusses gestrichen werden. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz erwiderte, der Erstunterzeichner des Antrags habe mit sei-
nen Ausführungen natürlich vollkommen recht. 

Der Internethandel mit Hybridkatzen könne nicht verhindert wer-
den. Sobald der Handel illegal sei, könne der Staat einschreiten, 
wenn dies jedoch nicht der Fall sei, bestehe auch keine Möglich-
keit des Einschreitens. 

Landesweit nähmen die Wildkatzenpopulationen zu, was er be-
grüße. Dadurch werde jedoch auch die Wahrscheinlichkeit ei-
ner Vermischung der Wildkatze mit der Hauskatze größer. Dies 
werde nicht verhindert werden können. Eine Hybridisierung von 
Arten könne beispielsweise auch in einigen Bundesländern in 
Norddeutschland beobachtet werden, wo es inzwischen zu einer 

rend es im Freistaat Bayern auf Landesebene noch ein Rahmen-
gesetz zur Regelung der Rahmengebühren gebe, existiere dies in 
Baden-Württemberg nicht mehr. Daher gestalte sich dieses The-
ma im Land fachlich und rechtlich sehr anspruchsvoll. 

Der Ausschuss beschloss einvernehmlich, dem Plenum zu emp-
fehlen, Abschnitt I des Antrags Drucksache 17/5157 für erledigt 
zu erklären, und mehrheitlich, Abschnitt II des Antrags abzu-
lehnen. 

11.10.2023

Berichterstatterin:

Braun

34.  Zu dem Antrag des Abg. Jonas Weber u. a. SPD 
und der Stellungnahme des Ministeriums für Er-
nährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz

 – Drucksache 17/5208
 –  Katzenschutzverordnungen in Baden-Württem-

berg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Jonas Weber u. a. SPD – Druck-
sache 17/5208 – für erledigt zu erklären.

20.9.2023

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:
Braun Hahn

B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz beriet den Antrag Drucksache 17/5208 in seiner 
18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz statt-
gefunden hat, am 20. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags legte dar, laut der Stellung-
nahme  zu  Ziffer  5  des  Antrags  hätten  weder  die  Landesregie-
rung noch der Landestierschutzverband Kenntnisse über die Zahl 
der aufgenommenen Katzen in Tierheimen. Dies erachte er als 
problematisch, da beispielsweise die Populationszahlen frei-
lebender Katzen als Rechtsgrundlage verwendet würden. Wenn 
diese jedoch nicht erfasst würden, laufe die Verordnung rechtlich 
ins Leere. Ihn interessiere, wie das Ministerium für Ernährung, 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz mit dieser Problematik 
umgehe bzw. wie die Kommunen damit umgehen sollten, dass 
sie aufgrund einer Populationszahl, die unbekannt sei, Verord-
nungen erlassen sollten. 

Derzeit hätten 57 der 1 101 Kommunen im Land eine Katzen-
schutzverordnung erlassen. Diese Zahl sei noch ausbaufähig. Er 
erkundige sich, ob dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz Informationen dazu vorlägen. 

Seit im Internet in diversen Videos Hybride aus Hauskatzen und 
Wildkatzen zu sehen seien, würden einzelne Personen diese Hy-
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35.  Zu dem Antrag der Abg. Bernhard Eisenhut und 
Dr. Uwe Hellstern u. a. AfD und der Stellungnah-
me des Ministeriums für Ernährung, Länd lichen 
Raum und Verbraucherschutz

 – Drucksache 17/5278
 – Agrarsubventionen 2022

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Bernhard Eisenhut und Dr. Uwe 
Hellstern u. a. AfD – Drucksache 17/5278 – für erledigt 
zu erklären.

20.9.2023

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
Burger Hahn

B e r i c h t

Der Ausschuss für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz beriet den Antrag Drucksache 17/5278 in seiner 
18. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonferenz statt-
gefunden hat, am 20. September 2023.

Ein Mitinitiator des Antrags äußerte, der Antrag sei einerseits 
gestellt worden, um eine Übersicht über die Agrarsubventionen 
zu erhalten, andererseits bemängelten die Landwirte zunehmend, 
dass die Antragstellung immer aufwendiger und komplexer 
werde, sodass sich das Verhältnis von Aufwand zu Ertrag zum 
Schlechteren verschiebe. Manche Betriebe seien in Bezug auf  
ihre Eingaben mehrmals kontrolliert worden. Es erfolge eine 
strenge, auch satellitengestützte Kontrolle, ob die Eingaben be-
züglich der Flächen auch zuträfen.

Insgesamt handle es sich dabei um eine Überbürokratisierung. Er 
sehe ein Missverhältnis zwischen dem bürokratischen Aufwand 
und der Förderung.

Ein Abgeordneter der CDU merkte an, Fördermittel seien in der 
Landwirtschaft nach wie vor notwendig, die Angaben in den An-
trägen müssten selbstverständlich kontrolliert werden. In einigen 
Fällen könne das Land jedoch noch besser werden.

Eine  Abgeordnete  der  Grünen  brachte  vor,  die  Auszahlungen 
für das Jahr 2022 seien größtenteils noch vor Weihnachten 
2022 erfolgt. Die Betriebe erhielten teilweise hohe Förderun-
gen, dafür müsse dann auch einmal etwas Zeit im Büro ein-
geplant werden. Insgesamt seien die Mittel für rund 99,8 % der 
Anträge aus dem Jahr 2022 ausgezahlt worden. Dies erachte 
sie als eine gute Quote. Es sei selbstverständlich, dass es Kon-
trollen einschließlich Anlasskontrollen geben müsse. Es habe 
371 Anlasskontrollen, bei denen Verstöße gegen Cross Com-
pliance festgestellt worden seien, gegeben. Im Vergleich zu der 
großen Anzahl von Antragstellern handle es sich dabei jedoch 
nur um eine geringe Anzahl von Verstößen.

Der schon zu Wort gekommene Mitinitiator des Antrags fragte, 
wie dieses Thema in anderen EU-Mitgliedsstaaten im Hinblick 
auf den Aufwand und die Praxis gehandhabt werde.

Ein Mitunterzeichner des Antrags erkundigte sich, ob und auf 
welche Art und Weise das System verbessert werde, ob bei-
spielsweise  Gespräche  mit  Landwirten  aus  der  Praxis  heraus 
stattfänden, um das System effizienter zu machen.

Hybridisierung der Wölfe mit Hunden gekommen sei. Dennoch 
versuche das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz überall dort, wo eine Hybridisierung der 
Wildkatze mit der Hauskatze legal unterbunden werden könne, 
dies auch zu tun. 

Im Jagdgesetz habe es in früheren Zeiten die Regelung gegeben, 
dass streunende Katzen außerhalb befriedeter Bezirke hätten ge-
schossen werden dürfen. Eine solche Regelung könne eventuell 
auch helfen, eine Hybridisierung zu verhindern. 

Ein Abgeordneter der CDU äußerte mit Blick auf die Ausführun-
gen des Erstunterzeichners des Antrags, das Stellen von Forde-
rungen löse auch Bürokratie aus. Es werde jedoch oftmals kri-
tisiert, dass es zu viel Bürokratie im Land gebe. Es sollte sich 
ein Stück weit auch auf den gesunden Menschenverstand jeder 
einzelnen Person verlassen werden. 

Der Erstunterzeichner des Antrags entgegnete, er habe Fragen 
zur Katzenschutzverordnung gestellt, die von den die Regierung 
tragenden Fraktionen in den Beratungen zum Staatshaushaltsplan 
mit mehr Mitteln ausgestattet worden sei. Er selbst habe keine 
Forderungen gestellt. Wenn ein Projekt mit Mitteln ausgestattet 
werde, werde das Projekt dadurch auch vorangetrieben. 

Ein Abgeordneter der AfD fragte, ob es Daten bezüglich der Kat-
zenpopulationsdichte und der Singvogeldichte bzw. des Boden-
brüterrückgangs gebe. Er führte aus, es werde teilweise behaup-
tet, allein die Katzen würden zu einem Rückgang der Singvögel 
bzw. Bodenbrüter führen, daher interessiere ihn der Beweis für 
solche Behauptungen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses erwiderte, solche Daten lägen 
seines Erachtens nicht vor. 

Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz bemerkte, es existiere in der Natur keine Monokausali-
tät beispielsweise bezüglich des Rückgangs von Arten. Für die 
Entwicklung von Populationen seien unterschiedliche Ursachen 
verantwortlich. Nach seinem Dafürhalten sei jedoch unbestritten, 
dass Katzen für den Rückgang des Wildvogelbestands mit aus-
schlaggebend seien. Es stelle sich daher die Frage, wie dem ent-
gegengewirkt werden könne. 

Sodann empfahl der Ausschuss dem Plenum einvernehmlich, 
den Antrag Drucksache 17/5208 für erledigt zu erklären. 

11.10.2023

Berichterstatterin:

Braun
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Der Minister für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz legte dar, die europäischen Fördermittel würden nach 
dem Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem (InVeKoS) 
kontrolliert. Dabei handle es sich um ein europaweit eingesetztes 
System, das in jedem EU-Mitgliedsstaat angewendet werde, ba-
sierend auf den dort jeweils vorhandenen Grundlagen. Beispiels-
weise sei die Verwendung und Auswertung von Satellitendaten 
inzwischen verpflichtend und die Grundlage für die Kontrollen. 
Nur in den Fällen, in denen Abweichungen beobachtet würden, 
erfolge zusätzlich eine terrestrische Kontrolle. Diese unterliege 
jedoch oftmals auch Messfehlern. Aus diesem Grund seien auch 
die Messverfahren vereinfacht worden. Inzwischen würden nur 
noch Längenmessungen als Grundlage verwendet.

Wenn beispielsweise ganzjährig ein Holzstapel auf einer Fläche 
liege, sodass diese Fläche nicht landwirtschaftlich genutzt wer-
den könne, sei dies auch über das zur Antragstellung genutzte 
Onlineprogramm FIONA ersichtlich, die Fläche könne dann aus-
gemessen und herausgenommen werden.

Daraufhin empfahl der Ausschuss dem Plenum einvernehmlich, 
den Antrag Drucksache 17/5278 für erledigt zu. erklären.

18.10.2023

Berichterstatter:

Burger
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sen,  inwieweit  in diesem Bereich Abstriche bei der Kofinanzie-
rung durch den Bund zu befürchten seien.

Die Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen erklärte, der 
Antrag der Fraktion GRÜNE habe die Möglichkeit gegeben, dar-
zustellen, wie eng das Ministerium für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz und das Ministerium für Landesent-
wicklung und Wohnen durch die zwei stärksten Förderprogramme, 
nämlich die Städtebauförderung und das Entwicklungsprogramm 
Ländlicher Raum, miteinander verbunden seien. Beide Programme 
sorgten dafür, gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und Land 
zu erhalten oder wieder zu erreichen, und beide Programme hätten 
eine Säule „Wohnraumförderung“. Damit würden sie dazu beitra-
gen, die Kommunen im Land so attraktiv zu gestalten, dass die 
Menschen dort gern leben und wohnen würden.

Eine Vertreterin des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz bestätigte zur Frage möglicher 
Kürzungen beim ELR, dass damit wohl gerechnet werden müsse. 
Aber weil sich der Bundeshaushalt für 2024 noch im parlamenta-
rischen Verfahren befinde, seien endgültige Aussagen dazu noch 
nicht möglich.

Bei LEADER handele es sich um EU-Mittel, die durch Lan-
desmittel kofinanziert würden. Der normale LEADER-Prozess 
werde von Kürzungen eigentlich nicht betroffen sein. Das könne 
jedoch beim Regionalbudget für die Förderung kleiner Projekte 
anders aussehen.

Ein Vertreter des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz ergänzte, die Stellungnahme zum Antrag 
Drucksache 17/4825 zeige, dass das MLR die Bedeutung von 
attraktivem, zeitgemäßem und für alle Altersgruppen geeignetem 
Wohnraum  sehr  hoch  einschätze. Das Gleiche  gelte  für Wohn-
raum für junge Erwachsene.

Ohne förmliche Abstimmung empfahl der Ausschuss dem Ple-
num, den Antrag Drucksache 17/4825 für erledigt zu erklären.

11.10.2023

Berichterstatter:

Hoffmann

37.		Zu	 dem	 Antrag	 des	 Abg.	 Jonas	 Hoffmann	 u.	 a.	
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Landesentwicklung und Wohnen

 – Drucksache 17/4843
 – Wohnraumförderprogramm des Landes

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Jonas Hoffmann u. a. SPD – Druck-
sache 17/4843 – für erledigt zu erklären.

27.9.2023

Die Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Neumann-Martin Staab

36.  Zu dem Antrag der Abg. Cindy Holmberg u. a. 
GRÜNE und der Stellung nahme des Ministeri-
ums für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz

 – Drucksache 17/4825
 –  Wohnen im Ländlichen Raum – Attraktive Le-

bensräume gestalten

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den  Antrag  der  Abg.  Cindy  Holmberg  u.  a.  GRÜNE  
– Drucksache 17/4825 – für erledigt zu erklären.

27.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Hoffmann  Staab

B e r i c h t

Der Ausschuss für Landesentwicklung und Wohnen beriet den 
Antrag Drucksache 17/4825 in seiner 18. Sitzung, die als gemisch-
te Sitzung mit Videokonferenz stattfand, am 27. September 2023.

Die Initiatorin des Antrags sah in der Stellungnahme des Minis-
teriums für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
einen sehr wichtigen Baustein bei der Erarbeitung des neuen 
Landesentwicklungsplans. Im Koalitionsvertrag sei bekanntlich 
eine Gesamtstrategie „Ländliche Räume“ vereinbart worden, die 
in den neuen LEP mit einfließen solle.

Das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz habe im Jahr 2018 eine Studie „Entwicklung der 
ländlichen Räume in Baden-Württemberg“ beauftragt, um die 
Datensätze der im Jahr 2011 veröffentlichten IREUS-Studie fort-
zuschreiben. Die Studie sei 2019 abgeschlossen worden.

Das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz habe in seiner Stellungnahme zu dem Antrag aufge-
führt, was das Land seit sehr vielen Jahren im Bereich Wohnen 
leiste und welche unterschiedlichen Wohnformen unterstützt 
würden. Ein Anhang zu der Stellungnahme mache auch deut-
lich, dass die Einwohnerschaft im ländlichen Raum zahlenmäßig 
gewachsen sei. Die Stärke Baden-Württembergs sei es ja, dass 
die ländlichen Räume gut bewohnt seien und auch viele Welt-
marktführer beherbergten. Befördert durch § 13b Baugesetzbuch 
seien im ländlichen Raum auch sehr viele Einfamilienhäuser ent-
standen, in denen junge Familien wohnten. Es fehle aber noch 
an Wohnraum für das Mitarbeiterwohnen, und es mangle auch 
hier an bezahlbaren, altersgerechten Wohnungen. Um dem ent-
gegenzusteuern, unterstütze die Landesregierung die integrierte 
Strukturentwicklung in den ländlich geprägten Räumen.

Eine Abgeordnete der CDU ging schwerpunktmäßig auf die 
IREUS-Studie ein. Darin werde ganz detailliert aufgeführt, wie 
die ländlichen Räume strukturiert seien, und die Stellungnahme 
des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz gebe ein Bild von dem Potenzial, das im ländlichen 
Raum stecke.

Sie wollte vor allem mit Blick auf das Entwicklungsprogramm 
Ländlicher Raum und das EU-Förderprogramm LEADER wis-

Beschlussempfehlungen des Ausschusses für Landesentwicklung und Wohnen
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Nachwuchsmangel im Handwerk und in der Industrie sowie auf 
die jungen Menschen im Studium für Baden-Württemberg zu 
nutzen.

Ausweislich der Stellungnahme des Ministeriums für Landesent-
wicklung und Wohnen seien die Bundesmittel für „Junges Woh-
nen“  zur  Schaffung  neuer  Wohnheimplätze  durch  Neu-,  Aus- 
oder Umbau sowie zur Modernisierung von Wohnheimplätzen 
einzusetzen, die der Unterbringung Studierender und/oder Aus-
zubildender vorbehalten seien. Die konkrete Ausarbeitung der 
Fördertatbestände und damit vor allem auch die Festlegung der 
Art und Weise des Mitteleinsatzes und der Anforderungen an die 
Antragstellenden im Förderverfahren obliege den Ländern.

Er wollte wissen, wie der Stand bei der Ausarbeitung der Förder-
richtlinie  des Landes  sei, wie  diese  aussehe, welche Gespräche 
mit Antragstellenden im Förderverfahren bisher geführt worden 
seien und ob noch in diesem Jahr mit dem Start des Förderpro-
gramms in Baden-Württemberg gerechnet werden könne.

Abg. Martin Grath GRÜNE betonte,  dass  dann, wenn  über  die 
Verbesserung der Ausbildungssituation in den Betrieben ge-
sprochen werde, mit dem „Jungen Wohnen“ auch eine arbeits-
marktpolitische Lösung verfolgt werde. „Junges Wohnen“ sei so-
wohl für diejenigen, die einen weiteren Weg zum Ausbildungsort 
oder zur Berufsbildungsstätte hätten, als auch für junge Men-
schen, die aus dem Ausland kämen und hier eine Ausbildung 
machten, von hoher Bedeutung.

Weil er wisse, dass die Ministerin für Landesentwicklung und 
Wohnen über die Wohnraumversorgung Auszubildender mit 
dem Handwerk und der DEHOGA im Gespräch gewesen sei, in-
teressierte er sich für das Ergebnis dieses Meinungsaustausches. 
Darüber hinaus regte er für die Zukunft an, in die Fördertatbe-
stände die Schaffung von Wohnheimen bei Bildungsstätten mit 
aufzunehmen.

Abg. Tobias Wald CDU machte darauf aufmerksam, dass das 
Thema „Junges Wohnen“ im Koalitionsvertrag etabliert worden 
sei. Er freue sich, dass der Bund die Aufgabe erkannt habe, in 
diesen Bereich weiter zu investieren, und dass nach dem König-
steiner Schlüssel 65,2 Millionen € in das Förderprogramm von 
Baden-Württemberg fließen würden. Jetzt liege der Schwerpunkt 
darauf, die Rahmenbedingungen für das baden-württember-
gische Förderprogramm zu optimieren und sicherzustellen, dass 
die Bundesmittel verstetigt würden und im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaus zusätzlich zur Verfügung stünden.

Ministerin Nicole Razavi zeigte sich ebenfalls dankbar für das 
Programm „Junges Wohnen“ des Bundes. Bezahlbarer Wohn-
raum für junge Menschen habe für Baden-Württemberg als Wirt-
schaftsstandort hohe Bedeutung. Das Programm des Bundes von 
500 Millionen €, von denen auf Baden-Württemberg 65,2 Millio-
nen € entfielen, sei hälftig aufgeteilt in Mittel für die Unterbrin-
gung Studierender und Auszubildender. Das studentische Woh-
nen ressortiere beim Ministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst, das Wohnen Auszubildender beim Ministerium für 
Landesentwicklung  und Wohnen,  betreffe  aber  als  großes The-
menfeld der Wohnraumversorgung junger Menschen ebenfalls 
das Wirtschaftsministerium, das Kultusministerium und das So-
zialministerium und bedürfe von daher einer engen fachlichen 
Abstimmung.

Inzwischen sei klar, dass es sich bei dem Bundesprogramm „Jun-
ges Wohnen“ um ein zusätzliches Programm handle, das auch 
verstetigt werde. Mit den Mitteln könnten der Neu-, Aus- oder 
Umbau und die Modernisierung von Wohnheimplätzen gefördert 
werden.

Das für das Studierendenwohnen zuständige Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst habe für die Förderung 
neuer Heimplätze in Wohnheimen für Studierende einen Bedarf 
für Finanzhilfen des Bundes nach der Verwaltungsvereinbarung 
„Junges Wohnen 2023“  festgestellt. Die Schaffung von Plätzen 

Bericht

Der Ausschuss für Landesentwicklung und Wohnen beriet den 
Antrag Drucksache 17/4843 in seiner 18. Sitzung, die als gemisch-
te Sitzung mit Videokonferenz stattfand, am 27. September 2023.

Der Initiator des Antrags hatte lediglich noch eine Nachfrage 
zur Stellungnahme des Ministeriums für Landesentwicklung und 
Wohnen. Er erkundigte sich danach, ob es zu den zum Stichtag 
31.  Mai  2023  abgeflossenen  Fördermitteln  in  Höhe  von  107,5 
Millionen €, die im Landeswohnraumförderprogramm im Jahr 
2022 sowohl beantragt als auch bewilligt worden seien inzwi-
schen eine aktuellere Zahl gebe.

Ein Vertreter des Ministeriums für Landesentwicklung und Woh-
nen antwortete, inzwischen sei der gesamte für Bewilligungen 
zur Verfügung  stehende Anteil  am Fördervolumen abgeflossen. 
Der verbleibende Rest entfalle auf Kosten, die z. B. der L-Bank 
für die Abwicklung des Programms erstattet würden.

Ohne förmliche Abstimmung empfahl der Ausschuss dem Ple-
num, den Antrag Drucksache 17/4843 für erledigt zu erklären.

25.10.2023

Berichterstatterin:

Neumann-Martin

38.		Zu	 dem	 Antrag	 des	 Abg.	 Jonas	 Hoffmann	 u.	 a.	
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Landesentwicklung und Wohnen

 – Drucksache 17/5029
 – Förderprogramm „Junges Wohnen“

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Jonas Hoffmann u. a. SPD – Druck-
sache 17/5029 – für erledigt zu erklären.

27.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Grath  Staab

B e r i c h t

Der Ausschuss für Landesentwicklung und Wohnen beriet den 
Antrag Drucksache 17/5029 in seiner 18. Sitzung, die als ge-
mischte Sitzung mit Videokonferenz am 27. September 2023 öf-
fentlich stattfand.

Weil der Ausschuss öffentlich tagte, wurden die Namen der Red-
nerinnen und Redner nicht anonymisiert.

Abg. Jonas Hoffmann SPD wies einleitend darauf hin, dass der 
Bund mit der Verwaltungsvereinbarung für Studentisches Woh-
nen und das Wohnen für Auszubildende im Programmjahr 2023 
den Ländern 500 Millionen € als Finanzhilfe zur Verfügung ge-
stellt habe, die bekanntlich auch verstetigt werden solle. Dieses 
Programm gelte es besonders mit Blick auf den herrschenden 
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Projektaufruf starten wolle. Selbstverständlich gebe es dafür in 
der Vorbereitung konkrete Gespräche auf der Fachebene und mit 
denen, denen mit dem Förderprogramm geholfen werden solle. 
Dort, wo die Angebote für Studierendenwohnen und Auszubil-
dendenwohnen miteinander verknüpft werden könnten, werde 
das sicherlich auch gern gemacht. Klar sei jedoch, dass an den 
Hochschulstandorten der Bedarf an Studierendenwohnraum sehr 
hoch sei und oftmals heute schon nicht ausreiche. Deshalb gebe 
es ja auch die Aufteilung der Fördermittel für „Junges Wohnen“. 
Ziel sei es, für junge Menschen gute Angebote zu schaffen, und 
zwar vor allem in der Fläche.

Darüber hinaus bemerkte sie, dass nicht verausgabte Mittel für 
„Junges Wohnen“ der allgemeinen sozialen Wohnraumförderung 
zur Verfügung stünden und damit auch dem Mitarbeiterwohnen.

Abg. Daniel Born SPD insistierte, wenn Kontakte zu Akteuren 
im Bereich Auszubildendenwohnens stattgefunden hätten, war-
um dann die Handwerkskammern und der DEHOGA in der Stel-
lungnahme des Ministeriums für Landesentwicklung und Woh-
nen nicht angeführt worden seien.

Ministerin  Nicole  Razavi  erwiderte,  sie  führe  sehr  viele  Ge-
spräche. Dies tue sie nach Möglichkeit mit allen, die guten Rat 
geben könnten. An dieser Stelle seien die Handwerkskammern 
und der DEHOGA wohl einfach vergessen worden. Sie bitte, das 
jetzt nicht auf die Goldwaage zu legen.

Abg. Daniel Born SPD brachte daraufhin zum Ausdruck, dass er 
diese Antwort als bedrückend empfinde.

Ohne förmliche Abstimmung empfahl der Ausschuss dem Ple-
num, den Antrag Drucksache 17/5029 für erledigt zu erklären.

18.10.2023

Berichterstatter:

Grath

39.  Zu dem Antrag des Abg. Friedrich Haag u. a. 
FDP/DVP und der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Landesentwicklung und Wohnen

 – Drucksache 17/5052
 –  Unterstützung junger Menschen insbesondere 

Auszubildende auf dem Wohnungsmarkt

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Friedrich Haag u. a. FDP/DVP  
– Drucksache 17/5052 – für erledigt zu erklären.

27.9.2023

Die Berichterstatterin: Die Vorsitzende:
Neumann-Martin Staab

B e r i c h t

Der Ausschuss für Landesentwicklung und Wohnen beriet den 
Antrag Drucksache 17/5052 in seiner 18. Sitzung, die als ge-

in Wohnheimen für Auszubildende solle durch eine eigenstän-
dige Förderung unterstützt werden, die durch das Ministerium 
für Landesentwicklung und Wohnen ausgestaltet werde. Wäh-
rend es Studierendenwerke schon lange gebe, betrete das MLW 
insofern Neuland.

Das Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen ermittle 
und prüfe aktuell Anforderungen an entsprechende Förderan-
gebote. In dem Zusammenhang gehe es darum, den Bedarf an 
Wohnheimplätzen zu erheben. Nach Auskunft des Baden-Würt-
tembergischen Handwerkstags solle es auf Bundesebene eine 
entsprechende Initiative mit dem Bundesministerium für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen geben. Bislang lägen hier-
zu noch keine Ergebnisse vor. Aber sie gehe davon aus, dass 
im vierten Quartal 2023 mit einem Projektaufruf an den Start 
gegangen werden könne.

Ihre Gespräche mit dem Handwerk und dem DEHOGA,  so die 
Ministerin weiter, hätten zum Ziel gehabt, Klarheit darüber zu 
erlangen, wie das Programm gestaltet werden müsse, damit es 
für die Betriebe am besten passe. Denn dabei handle es sich ja 
nicht um das einzige Förderprogramm, das den Betrieben zur 
Verfügung gestellt werde, sondern in der sozialen Wohnraum-
förderung gebe es schon lange das Mitarbeiterwohnen, in das 
vor zwei Jahren noch die Förderkulisse Werksmietwohnungen, 
die neben dem Wohnberechtigungsschein an den Arbeitsvertrag 
gekoppelt seien, eingeführt worden sei. Während es sich beim 
studentischen Wohnen um die Unterbringung mehr oder weni-
ger zentral um die Universitäts- oder Hochschulstandorte drehe, 
gehe es bei den über das gesamte Land verteilten Betrieben und 
Unternehmen um eine im Wesentlichen dezentrale Ansiedlung. 
Deshalb versuche sie als Ministerin, die Betriebe dafür zu gewin-
nen, gemeinsam in Wohnraum zu investieren, um den Werksan-
gehörigen und Auszubildenden bezahlbare Wohnungen zur Ver-
fügung zu stellen.

Abg. Jonas Hoffmann SPD nahm sodann Bezug auf die im An-
trag seiner Fraktion gestellte Frage, mit welchen Akteuren die 
Landesregierung Kontakt aufgenommen habe, um über die 
Schaffung einer Förderkulisse für Wohnheime für Auszubildende 
zu beraten. Er kritisierte, dass in der Stellungnahme des Ministe-
riums für Landesentwicklung und Wohnen die Ansprechpartner, 
die Ministerin Nicole Razavi jetzt mündlich genannt habe, nicht 
aufgeführt worden seien, sondern neben dem Wissenschaftsres-
sort nur die Bundesagentur für Arbeit. 

Zudem wies er darauf hin, dass bisher schon zweifelsfrei festge-
stellt worden sei, in welchen Regionen ein Bedarf an Wohnraum 
für Studierende bestehe. Er wollte deshalb wissen, warum dies-
bezüglich nicht schneller agiert werden könne, um dort konkret 
zu fördern, und weshalb Wohnheimplätze für Studierende und 
für Auszubildende in Baden-Württemberg nicht auch zusammen-
gefasst würden.

In der Stellungnahme des Ministeriums für Landesentwicklung 
und Wohnen werde lediglich mitgeteilt, zum Stichtag 1. Juli 2023 
würden insgesamt 15 Auszubildende in vier Studierendenwohn-
heimen des Studierendenwerks Karlsruhe am Standort Pforzheim 
wohnen. Er wisse von positiven Erfahrungen in Hamburg, auf 
diese Weise Verbindungen zwischen Studierenden und Auszu-
bildenden herzustellen.

Abg. Daniel Born SPD monierte ebenfalls, dass in der Stellung-
nahme des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen 
auf die Fragen seiner Fraktion nach Kontakten mit Akteuren im 
Bereich Auszubildendenwohnens die Handwerkskammern und 
der DEHOGA nicht genannt worden seien und dass anscheinend 
die  Gespräche  nicht  dafür  genutzt  worden  seien,  konkret  über 
eine geeignete Förderkulisse für Wohnheime für Auszubildende 
zu sprechen. 

Ministerin Nicole Razavi wiederholte, dass ihr Haus im vierten 
Quartal 2023 zum Förderprogramm „Junges Wohnen“ einen 
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MinR’in Wacker erläuterte, die Befragungen zum IAB-Betriebs-
panel 2023 befänden sich aktuell in der Auswertung. Sie könne 
aber berichten, dass das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Tourismus beantragt habe, die Befragungen zum Zusammenhang 
von Wohnen und Ausbildung im IAB-Betriebspanel 2024 wieder 
aufzunehmen.

Sodann ging sie aus Sicht des Wirtschaftsministeriums auf die 
Frage nach Jugendwohnheimen ein. Das Wirtschaftsministe-
rium, das  für die berufliche Ausbildung zuständig  sei, habe zur 
Erhebung des Bedarfs an Jugendwohnheimen die Landesarbeits-
gemeinschaft Jugendsozialarbeit Baden-Württemberg beauf-
tragt. Dabei habe sich herausgestellt, dass die Zahl der Jugend-
wohnheime gar nicht so einfach zu ermitteln sei. Im Rahmen 
der beauftragten Befragung seien 73 Jugendwohnheime befragt 
worden. Davon hätten 45 eine Rückmeldung gegeben. Es gebe 
verschiedene Heimverzeichnisse oder Mitgliederlisten sowie das 
Heimverzeichnis des Kommunalverbandes für Jugend und So-
ziales, in dem 54 Einrichtungen aufgeführt seien, und ein Mit-
gliedsverzeichnis von „Auswärts Zuhause“, in dem 62 Adressen 
zu finden  seien. Darüber hinaus habe die Landesarbeitsgemein-
schaft Jugendsozialarbeit Baden-Württemberg einen Verteiler 
mit 33 Jugendwohnheimen. Die Heime in den verschiedenen 
Verteilern seien aber teilweise identisch, sodass es hier auch 
Mehrfachnennungen geben könne.

Abg.  Martin  Grath  GRÜNE  bewertete  die  hälftige  Aufteilung 
der 65,2 Millionen € für studentisches Wohnen und für Auszu-
bildendenwohnen als klares Bekenntnis der Landesregierung zur 
Gleichstellung und Gleichbehandlung von akademischer und be-
ruflicher Bildung.

Abg. Miguel Klauß AfD kam auf die Sinnhaftigkeit der hälftigen 
Aufteilung der Bundesmittel für „Junges Wohnen“ zurück und 
führte aus, dass es in Baden-Württemberg aktuell 354 000 Stu-
denten und 171 000 Auszubildende gebe. Diese Relation mache 
aus seiner Sicht plausibel, dass die hälftige Aufteilung der Mittel 
für „Junges Wohnen“ absolut keinen Sinn mache.

Abg. Jonas Hoffmann SPD widersprach der Bewertung, dass die 
hälftige Aufteilung der Mittel für „Junges Wohnen“ das klare 
Bekenntnis der Landesregierung zur Gleichstellung und Gleich-
behandlung  von  akademischer  und  beruflicher  Bildung  wider-
spiegele. Weil „Junges Wohnen“ für Studierende nur ein För-
dertopf sei und aus dem Wissenschaftsetat darüber hinaus hohe 
Summen für Studierendenwohnen zur Verfügung stünden, lasse 
sich an dieser Stelle noch nicht von einer Gleichbehandlung aka-
demischer und beruflicher Bildung sprechen.

Ministerin Nicole Razavi trat der Aussage bei, dass es Studieren-
denwohnheime bereits gebe. Demgegenüber werde bei Auszubil-
dendenwohnheimen Neuland betreten, was hier an dieser Stelle 
den Nachholbedarf deutlich mache. Studentisches Wohnen kon-
zentriere sich auf die Universitäts- und Hochschulstandorte, und 
Auszubildendenwohnen verteile sich über das gesamte Land. 
Das manifestiere die Aufgabe, für Auszubildende für einen Mix 
aus Wohnheimplätzen und dezentralen Wohnmöglichkeiten zu 
sorgen.  Deshalb  sei  sie  der  Auffassung,  dass  die  hälftige  Auf-
teilung der Fördermittel adäquat sei, um jungen Menschen in Ba-
den-Württemberg eine Ausbildung zu ermöglichen und sie auch 
in Baden-Württemberg zu halten.

Ohne förmliche Abstimmung empfahl der Ausschuss dem Ple-
num, den Antrag Drucksache 17/5052 für erledigt zu erklären.

25.10.2023

Berichterstatterin:

Neumann-Martin

mischte Sitzung mit Videokonferenz am 27. September 2023 öf-
fentlich stattfand.

Weil der Ausschuss öffentlich tagte, wurden die Namen der Red-
nerinnen und Redner nicht anonymisiert.

Abg. Friedrich Haag FDP/DVP erläuterte einleitend, dass der 
Wohnungsmarkt gerade für junge Menschen, Studenten und 
Auszubildende eine große Herausforderung sei. Erfahrungsge-
mäß stünden die Thema Ausbildung und Wohnen eng im Zu-
sammenhang. Das habe in der Vergangenheit auch schon die 
Befassung mit den Förderansätzen für Mitarbeiterwohnen oder 
Werksmietwohnungen im Ausschuss gezeigt.

Sodann kritisierte er, dass in der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Landesentwicklung und Wohnen die Fragen seiner Frak-
tion dazu, wie viele Jugendwohnheime und Jugendwohnheim-
plätze nach § 13 Absatz 3 SGB VIII in den Jahren 2019 bis 2022 
neu entstanden seien und wie viele kleinere und mittelständische 
Unternehmen, die Mietwohnraum für betriebsangehörige Auszu-
bildende schaffen wollten, bereits im Rahmen der sozialen Miet-
wohnraumförderung zum Mitarbeiterwohnen gefördert würden, 
nicht beantwortet worden seien.

Abg. Martin Grath GRÜNE  stellte  das  Erfordernis  heraus,  das 
Auszubildendenwohnen immer mehr in den Blick zu nehmen. 
Dabei verwies er beispielhaft auf die Stadt Wien, in der bereits 
hervorragend umgesetzt werde, was die Landesregierung hier 
jetzt plane.

Positiv bewertete er es, dass Baden-Württemberg beim Förder-
programm „Junges Wohnen“ den Eigenanteil von 30 % auf rund 
35 % angehoben habe. Das unterstreiche die Bedeutung, die die 
Landesregierung dem Thema „Junges Wohnen“ beimesse.

Abg. Jonas Hoffmann SPD sprach die Mitteilung in der Stellung-
nahme des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen 
an, dass das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
im Rahmen des IAB-Betriebspanels 2023 die Frage eingebracht 
habe, inwiefern mangelnde Wohnmöglichkeiten einem Ausbil-
dungsverhältnis im Wege gestanden hätten, dass die Ergebnisse 
des Betriebspanels allerdings noch nicht vorlägen. Er erkundigte 
sich deshalb nach dem heutigen Stand in dieser Angelegenheit.

Ministerin Nicole Razavi verwies zur Beantwortung der Frage, 
wie viele Jugendwohnheime und Jugendwohnheimplätze nach  
§ 13 Absatz 3 SGB VIII  in den Jahren 2019 bis 2022 neu ent-
standen seien, auf die Zuständigkeit des Sozialministeriums.

Zur Frage, wie viele kleinere und mittelständische Unternehmen, 
die Mietwohnraum für betriebsangehörige Auszubildende schaf-
fen wollten, bereits im Rahmen der sozialen Mietwohnraumför-
derung zum Mitarbeiterwohnen gefördert würden, erwiderte sie, 
das Land sei für die soziale Wohnraumförderung zuständig. Um 
innerhalb der sozialen Wohnraumförderung ein Angebot zu nut-
zen, bedürfe es eines Wohnberechtigungsscheines. Um als Wirt-
schaftsstandort den Bedarf an Mitarbeitenden zu entsprechen, sei 
das Angebot für Mitarbeiterwohnen und Werksmietwohnungen 
für  die Menschen  geschaffen worden,  die  einen Wohnberechti-
gungsschein besäßen. Damit werde im Handwerk und bei den 
Auszubildenden sicherlich ein großer Teil der Menschen ange-
sprochen. Außerhalb dessen gebe es keine Förderzuständigkeit 
des Landes und deswegen auch kein Programm.

Abg. Miguel Klauß AfD erkundigte sich nach dem Grund für die 
hälftige Aufteilung der Mittel aus dem Förderprogramm „Junges 
Wohnen“ für Studierendenwohnen und für Auszubildendenwoh-
nen, denn typischerweise wohnten ja Auszubildende im Gegen-
satz zu Studierenden eher zu Hause.

Ministerin Nicole Razavi erwiderte, im Bereich der Studierenden 
wie auch bei den Auszubildenden gebe es gleichermaßen Bedarf 
an Wohnraum. Deshalb hätten sich die Ressorts auf diese hälf-
tige Aufteilung verständigt.
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Ministerin Nicole Razavi unterstrich, dass die Landesregierung 
dort, wo es in ihrer Hand liege, alles tue, um die schwierige Situ-
ation beim Wohnungsbau zu verbessern. Dazu gehöre, das Bauen 
einfacher, schneller und digitaler zu machen.

Sie bat, bei der Diskussion nicht zu vergessen, dass auf dem Weg 
der Änderung der LBO schon vier Themen angepackt worden  
seien. Diese beträfen die Beschleunigung des Mobilfunkausbaus, 
den Ausbau erneuerbarer Energien, den Punkt Denkmale und Fo-
tovoltaik sowie den des virtuellen Bauamts. Das virtuelle Bauamt 
werde bekanntlich im Oktober im Landtag in Erster Beratung be-
handelt werden. Auch bei der jetzt anstehenden Reform der LBO 
reichten die Verfahrensschritte von der Vorbereitung über die Res-
sortabstimmung und den Kabinettsbeschluss bis ins Parlament. 
Deswegen bat sie an dieser Stelle um noch ein bisschen Geduld.

MD Dr. Schneider stellte klar, dass der Antrag Drucksache 
17/5203 die Überschrift habe „Novellierung der LBO“. Insoweit 
beziehe sich der Antrag auf die Reform der LBO und nicht auf 
die von der Ministerin zuvor genannten Punkte der Änderung 
von Einzelvorschriften. Für die Reform seien erste Eckpunkte 
entwickelt worden, die nun zunächst in die Ressortabstimmung 
gingen. Deshalb seien Antworten auf die im Antrag gestellten 
Fragen momentan auch nur sehr eingeschränkt möglich.

Abg. Daniel Born SPD insistierte, dass z. B. die Frage unter Zif-
fer 1 des Antrags Drucksache 17/5203 ganz eindeutig darauf ge-
richtet sei, zu erfahren, welche Bereiche der LBO von den von 
der Landesregierung angekündigten Änderungen betroffen seien, 
und dass sie damit natürlich auch auf Fragen der Digitalisierung 
bezogen sei, und zwar egal, ob hier jetzt von „Novellierung“ oder 
von „Reform“ der LBO geredet werde. Insofern hätte das MLW 
in seiner Stellungnahme durchaus konkreter ausführen können, 
welche Änderungen es geben solle.

Ministerin Nicole Razavi machte noch einmal darauf aufmerk-
sam, dass die Änderung der LBO zum Thema des virtuellen Bau-
amts bereits am 12. Oktober dieses Jahres zur Erstberatung in 
den Landtag kommen werde. Der Antrag der SPD, Drucksache 
17/5203,  betreffe  die  nächste  große,  allgemeine  Änderung  der 
LBO. Dabei gehe es nicht nur um ein Themenfeld, sondern ins-
gesamt um Fragen, wie Verfahren optimiert werden könnten, um 
sie einfacher und schneller durchführen zu können und sie im 
Ergebnis kostengünstiger zu machen. Dafür würden auch bau-
liche Standards auf den Prüfstand gestellt und werde der Frage 
nachgegangen, was sein müsse und was wegkönne.

Abg. Jonas Hoffmann SPD kommentierte anhand der Formulie-
rung der Frage unter Ziffer 2 des Antrags, welche konkreten Än-
derungen der LBO die Landesregierung anstrebe, dass auch die 
Möglichkeiten der Digitalisierung eine Änderung der LBO seien. 
Insofern seien für ihn die Erklärungen der Ministerin für Landes-
entwicklung und Wohnen nicht stichhaltig. 

Ohne förmliche Abstimmung empfahl der Ausschuss dem Ple-
num, den Antrag Drucksache 17/5203 für erledigt zu erklären.

18.10.2023

Berichterstatterin:

Holmberg

40.		Zu	 dem	 Antrag	 des	 Abg.	 Jonas	 Hoffmann	 u.	 a.	
SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Landesentwicklung und Wohnen

 – Drucksache 17/5203
 – Novellierung der Landesbauordnung (LBO)

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag des Abg. Jonas Hoffmann u. a. SPD – Druck-
sache 17/5203 – für erledigt zu erklären.

27.9.2023

Die Berichterstatterin: Die Vorsitzende:
Holmberg Staab

B e r i c h t

Der Ausschuss für Landesentwicklung und Wohnen beriet den 
Antrag Drucksache 17/5203 in seiner 18. Sitzung, die als ge-
mischte Sitzung mit Videokonferenz am 27. September 2023 öf-
fentlich stattfand.

Weil der Ausschuss öffentlich tagte, wurden die Namen der Red-
nerinnen und Redner nicht anonymisiert.

Abg. Klaus Ranger SPD bewertete die Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Landesentwicklung und Wohnen als sehr dünn. 
Das begründete er damit, dass es verschiedene Daten gegeben 
habe, zu denen Änderungen und Vereinfachungen bei der Lan-
desbauordnung angekündigt worden seien. Das sei einmal am 
3. Juli auf dem Sommerempfang der Architektenkammer und 
dann zwei Wochen später auf der Jahresveranstaltung des Stra-
tegiedialogs gewesen. Deshalb hätte sich seine Fraktion schon 
gewünscht, dass vor allem auf die im Antrag gestellten Fragen 
danach, welche Paragrafen der LBO von Änderungen und Ver-
einfachungen betroffen seien, welche konkreten Änderungen die 
Landesregierung in den einzelnen Abschnitten der LBO anstrebe 
und welche Vorteile sie sich von den Änderungen verspreche, 
in die Stellungnahme des Ministeriums für Landesentwicklung 
und Wohnen eingegangen wären. Es sei aber bei dem Hinweis 
geblieben, dass durch die Digitalisierung baurechtliche Verfah-
ren beschleunigt werden sollten. Aussagen dazu, welche Bestim-
mungen der LBO in Zukunft gestrichen werden sollten, um die 
Verfahren zu beschleunigen, fehlten.

Abg. Cindy Holmberg GRÜNE wies darauf hin, dass es bei der 
Novellierung der LBO darum gehe, beim Bauen Erleichterungen 
zu erreichen und durch die Digitalisierung baurechtliche Verfah-
ren zu beschleunigen. Dazu gehöre auch der Abbau bürokrati-
scher Hürden. Dies sei ein langwieriger Prozess. Weil es sich 
dabei auch um umfangreiche Prüfungen handele, könne sie ver-
stehen, dass bisher vom Ministerium für Landesentwicklung und 
Wohnen nur einige Eckpunkte der angestrebten Änderung der 
LBO bekannt gegeben werden könnten. In jedem Fall sei es das 
Ziel, Wohnungen schneller fertigstellen zu können.

Abg. Christine Neumann-Martin CDU betonte, die Novellierung 
der Bauordnung in Richtung Beschleunigung und Entbürokra-
tisierung sei ein wichtiges Thema, das im Ausschuss für Lan-
desentwicklung und Wohnen bereits mehrfach erörtert worden 
sei. Klar sei dabei, dass zwischen dem Bekenntnis zur Entbüro-
kratisierung und der konkreten Streichung von Vorschriften die 
Zeit der rechtlichen Prüfung liege. Auch hier gelte der Grundsatz 
„Gründlichkeit vor Schnelligkeit“.
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der Wohngeldreform. Aber damit ende der Maßnahmenkatalog 
keinesfalls, sondern dazu gehörten auch die Maßnahmen, die im 
Strategiedialog langfristig angelegt würden.

Sodann widmete sie sich der in diesem Zusammenhang geführ-
ten Diskussion über eine Verschärfung des Mietrechts und wies 
darauf hin, dass dies immer zulasten auch potenzieller Vermieter 
gehen würde. Insofern bat sie, immer im Kopf zu behalten, dass 
es  hier  eines  Gleichgewichtes  zwischen  Rechten  und  Pflichten 
der Vermieter und denen der Mieter bedürfe. Denn wenn die 
Vermieter nachlassendes Interesse an einer Vermietung hätten, 
fänden diejenigen, die eine Wohnung suchten, kaum noch An-
gebote.

Ordnungspolitische Instrumente des Miet- und Wohnungsrechts 
wie Mietpreisbremse oder Zweckentfremdungsverbotsgesetz setz-
ten ihrer Meinung nach nicht an der Ursache des Problems an 
und könnten deshalb das Problem des Wohnraummangels auch 
nicht lösen. Sie könnten aber die Auswirkungen mildern.

Ein Vertreter des Ministeriums für Landesentwicklung und Woh-
nen  führte  aus,  der Grundstücksfonds werde  gut  angenommen. 
Der  Mittelabfluss  könne  nicht  genau  beziffert  werden,  weil  es 
sich dabei um Prozesse handele, die sich über mehrere Jahre er-
streckten.  Der  Grundstücksfonds  sei  modernisiert  worden.  Die 
Verfahren und die Vertragsgestaltung seien vereinfacht worden. 
Darüber hinaus gebe es jetzt die Möglichkeit, insbesondere dann 
auf  bebaute  Grundstücke  zugreifen  zu  können,  wenn  darauf 
Wohnungsbau  stattfinde. Damit  versuche man,  auf  die  Bedürf-
nisse der Kommunen zu reagieren.

Das  Thema  der  Gebietskulisse  neu  aufzurollen,  brauche  einen 
zeitlichen Vorlauf, sei aber im Ministerium für Landesentwick-
lung und Wohnen schon angedacht. Einige Kommunen strebten 
in die Gebietskulisse, andere wollten aus ihr heraus.

Eine Abgeordnete der CDU nahm Bezug auf die in der Stellung-
nahme des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen 
aufgeführte Tabelle der Anzahl der landesseitig geförderten So-
zialmietwohnungen in den zehn größten Städten Baden-Würt-
tembergs. Sie sprach sich dafür aus, dabei den ländlichen Raum 
und auch kleinere Kommunen nicht zu vergessen, in denen eben-
falls sozial gebundener Mietwohnraum dringend benötigt werde.

Ohne förmliche Abstimmung empfahl der Ausschuss dem Ple-
num, den Antrag Drucksache 17/5245 für erledigt zu erklären.

18.10.2023

Berichterstatter:

Dr. Schweickert

41.  Zu dem Antrag der Abg. Gudula Achterberg u. a. 
GRÜNE und der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Landesentwicklung und Wohnen

 – Drucksache 17/5245
 –  Wege zu mehr bezahlbarem Mietwohnraum in 

Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag  der Abg. Gudula Achterberg  u.  a. GRÜNE  
– Drucksache 17/5245 – für erledigt zu erklären.

27.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Dr. Schweickert Staab

B e r i c h t

Der Ausschuss für Landesentwicklung und Wohnen beriet den 
Antrag Drucksache 17/5245 in seiner 18. Sitzung, die als gemisch-
te Sitzung mit Videokonferenz stattfand, am 27. September 2023.

Die Erstunterzeichnerin des Antrags erklärte einleitend, bei der 
Suche nach Wegen zu mehr bezahlbarem Mietwohnraum 
müsse zum einen die Frage beantwortet werden, wie das, was 
es in Baden-Württemberg schon an bezahlbarem Wohnraum im 
Bestand gebe, möglichst erhalten werden könne. Die Stellung-
nahme des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen 
gebe Auskunft über die dafür zur Verfügung stehenden Instru-
mente. Hinzu komme die Aufgabe, immer wieder zu prüfen, ob 
diese Instrumente ausreichten oder ob dort Nachschärfungen er-
forderlich seien. Dazu gehöre z. B. der Punkt, die Gebietskulisse, 
die momentan aus 89 Städten und Gemeinden mit angespannten 
Wohnungsmärkten bestehe, zu erweitern, wenn sich herausstelle, 
dass auch in anderen Kommunen der Wohnraum knapp werde.

Zum anderen gehe es darum, wie weiterer bezahlbarer Miet-
wohnraum geschaffen werden könne. Das werde  ja  keineswegs 
leichter, wenn man hören müsse, dass die dafür zur Verfügung 
stehenden Fördermittel für dieses Jahr bereits ausgeschöpft seien. 
Diese  Situation  erfordere  Überlegungen,  inwieweit  die  Förder-
mittel  aufgestockt  oder  möglichst  effizient  eingesetzt  werden 
könnten.

Sodann wollte sie wissen, wie der Grundstücksfonds des Landes 
als effektives Instrument zur Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum von den Kommunen angenommen werde.

Ein Abgeordneter der SPD bezeichnete es angesichts des wach-
senden Bedarfs an bezahlbarem Wohnraum als besorgniserre-
gend, dass beim sozial gebundenen Wohnraum die absoluten 
Zahlen zurückgingen. Deshalb stellte er die Frage, ob die Lan-
desregierung vorhabe, die Gebietskulisse von 89 Städten und Ge-
meinden nach einer neuen, aktuelleren Erhebung zu erweitern 
und so mehr Kommunen die Möglichkeit zu geben, für sozial 
gebundene Wohnungen zu sorgen.

Die Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen wies in ihrer 
Antwort u. a. noch einmal darauf hin, dass der beste Schutz vor 
steigenden Mieten ein größeres Angebot sei. Um das Angebot 
an Wohnraum zu erhöhen und bezahlbaren Wohnraum zu er-
halten,  seien  eine  Vielzahl  von  Maßnahmen  ergriffen  worden. 
Das reiche z. B. von der Mobilisierung von Flächen, der Be-
schleunigung  und  Digitalisierung  von  Genehmigungsverfahren, 
der Städtebau- und Wohnraumförderung bis zum Wohngeld und 
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eine an der Nachfrage orientierte Flächenvorsorge betrieben wer-
den müsse, um wettbewerbsfähig zu sein und zu bleiben. Klar sei 
auch, dass die Transformation der Wirtschaft einen zusätzlichen 
Flächenbedarf auslösen werde, dass jedoch das Flächensparziel 
der Landesregierung hin zur Nettonull weiterhin Geltung habe.

Beim  Flächenverbrauch  für  Siedlungs-  und  Verkehrsflächen 
gebe es eine positive Entwicklung von 6,2 ha zu 4,6 ha täg-
lich. Das zeige, dass das Land hier in der richtigen Richtung 
unterwegs sei. Aber trotzdem müsse sichergestellt sein, dass 
Flächenansprüchen Genüge getan werde.

Die Erfassung von Flächenpotenzialen in den Städten und Ge-
meinden mit  dem  digitalen  Brachflächenkataster  über  das  ge-
samte Land auszuweiten, sei wichtig, damit potenzielle Investo-
ren wüssten, an welchen Stellen noch Flächen verfügbar seien. In 
dem Zusammenhang gelte es aber auch, Anreize für die Kommu-
nen zu schaffen, selbst zu identifizieren, wo es überhaupt Ansied-
lungsmöglichkeiten gebe. Dabei hätten die Kommunen sicherlich 
noch Nachholbedarf. Darüber hinaus könnten kommunale und 
regionale Akteure über die Standortförderagentur Baden-Würt-
temberg International auf eine Flächendatenbank zur Erfassung 
von verfügbaren Flächen für Ansiedlungen und Standorterweite-
rungen zurückgreifen.

Die  Ausweisung  von  Bauflächen  erfolge  selbstverständlich  in 
Eigenverantwortung  der  Städte  und  Gemeinden,  aber  Aufgabe 
der Landesregierung sei es, im Landesentwicklungsplan frühzei-
tig eine Flächensicherung zu ermöglichen und auf eine leistungs-
fähige Infrastruktur zu setzen, damit sich Baden-Württemberg 
auch in Zukunft positiv entwickeln könne.

Eine Vertreterin des Ministeriums für Landesentwicklung und 
Wohnen erläuterte, die digitale Brachflächenerfassung diene da-
zu, zu identifizieren, welche Flächen im Bestand vorhanden seien 
und welche für eine Ansiedlung geeignet seien. In einem ers-
ten Schritt solle dabei auf das Liegenschaftskataster aufgesetzt 
werden, bei dem es sich um Daten des Landes handle, die be-
reits vorhanden seien. Gemeinsam mit Modellkommunen sollten  
diese Daten in einem Pilotprojekt qualifiziert werden. Sollte sich 
dieses Pilotprojekt bewähren, werde es auf das gesamte Land 
ausgeweitet.  Bei  den  Gewerbeflächen  werde  es  dann  die  Ver-
knüpfung mit dem Tool der Standortförderagentur Baden-Würt-
temberg  International  geben.  Das  digitale  Brachflächenkataster 
sei auch für die Rückführung des Flächenverbrauchs ein ganz 
wichtiger Baustein.

Ein Vertreter des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tou-
rismus ging sodann noch einmal darauf ein, dass im Blick auf 
den Einsatz neuer Technologien in der Produktion, für Neuan-
siedlungen und Standorterweiterungen auch künftig weitere In-
dustrie- und Gewerbeflächen benötigt würden. Dabei sei es eben-
so Aufgabe der Kommunen, zusätzlich Flächen auszuweisen und 
in die Flächendatenbank der Standortförderagentur einzustellen.

Der Erstunterzeichner des Antrags richtete angesichts der Tat-
sache, dass den Kommunen oftmals das Geld fehle, um größere 
Flächen zu erschließen, an die Ministerin für Landesentwicklung 
und Wohnen die Frage, ob sie sehe, wann das Land an den Punkt 
komme, dass es im Rahmen einer strategischen Flächenvorsorge 
selber  Flächen  aufkaufe,  oder  ob  es  –  abgesehen  vom  Grund-
stücksfonds – bei Industrie- und Gewerbeflächen Möglichkeiten 
gebe, hier die Kommunen zumindest indirekt zu unterstützen.

Ein weiterer Vertreter des Ministeriums für Landesentwick-
lung und Wohnen lenkte das Augenmerk auf die Frage, wie ge-
schickt die Flächen genutzt würden, wie viele Brachflächen akti-
viert werden könnten. In dem Zusammenhang müsse dann auch  
immer der Frage Beachtung geschenkt werden, wie viele neue 
Flächen versiegelt würden.

Im Rahmen des LEP gehe es bei der Sicherung von Flächen für 
Schlüsseltechnologien nicht um kleinteilige Flächen, sondern 
um landesbedeutsame Flächenbedarfe, denen entsprochen wer-

42.  Zu dem Antrag der Abg. Dr. Erik Schweickert 
und Nikolai Reith u. a. FDP/DVP und der Stel-
lungnahme des Ministeriums für Landesentwick-
lung und Wohnen

 – Drucksache 17/5253
	 –		Ausweisung	von	Industrie-	und	Gewerbeflächen	

in Baden-Württemberg

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,
den Antrag der Abg. Dr. Erik Schweickert und Nikolai 
Reith u. a. FDP/DVP – Drucksache 17/5253 – für erle-
digt zu erklären.

27.9.2023

Der Berichterstatter: Die Vorsitzende:
Wald Staab

B e r i c h t

Der Ausschuss für Landesentwicklung und Wohnen beriet den 
Antrag Drucksache 17/5253 in seiner 18. Sitzung, die als gemisch-
te Sitzung mit Videokonferenz stattfand, am 27. September 2023.

Der Erstunterzeichner des Antrags stellte einleitend die grund-
sätzliche Frage, was das Land tun könne, damit die nächsten 
großflächigen  Ansiedlungen  in  Deutschland  nicht  an  Baden-
Württemberg vorbeigingen, weil es die entsprechenden Flächen 
im Land nicht gebe oder sie in Konkurrenz zu anderweitigen 
Flächennutzungen stünden. Darüber hinaus gehe es hier um das 
Thema der „Nettonull beim Flächenverbrauch“. Am Standort Ba-
den-Württemberg würden  dringend  neue Gewerbe-  und  Indust-
rieflächen gebraucht, um national und international wettbewerbs-
fähig zu bleiben.

Ein Abgeordneter  der Grünen  bestätigte,  dass  die Herausforde-
rung,  auch  in Zukunft benötigte Gewerbe- und  Industrieflächen 
zu schaffen und gleichzeitig den Flächenverbrauch zu reduzieren, 
ein Spannungsverhältnis anspreche. Instrumente zur intelligenten 
Nutzung des endlichen Gutes Boden seien z. B. die Ansiedlungs-
strategie  des Landes  und  das  digitale Brachflächenkataster,  das 
aufgebaut werden solle, um Potenziale der Innenentwicklung für 
alle Kommunen, Investoren und private Bauwillige transparent 
zu machen. Bei allen Maßnahmen müsse Ziel sein, Ökonomie 
und Ökologie miteinander zu versöhnen und insoweit einen gu-
ten Mittelweg zu finden.

Eine Abgeordnete der CDU wies schwerpunktmäßig auf das 
Entwicklungsprogramm ELR hin, um in ländlichen Räumen ge-
werbliche, private und kommunale Vorhaben, die der Struktur-
förderung dienten, zu unterstützen.

Ein Abgeordneter der SPD fragte, ob die Flächenangaben in der 
Stellungnahme des Ministeriums für Landesentwicklung und 
Wohnen die genutzten Flächen beträfen oder ob darin auch mög-
liche Brachflächen  eingeschlossen  seien. Des Weiteren  erbat  er 
Informationen  zum  Stand  des  Aufbaus  des  digitalen  Brachflä-
chenkatasters sowie dazu, inwieweit geplant sei, mit diesem Inst-
rument strategisch fortzufahren.

Die Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen unterstrich 
Einigkeit in der Frage, dass es in Baden-Württemberg keinen 
wirtschaftlichen Stillstand geben dürfe und dass es zur Wohl-
standssicherung eine zukunftsfähige Entwicklung von Gewerbe- 
und Industrieflächen brauche. Dies bedeute, dass auch in Zukunft 
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den müsse. Hier spiele die Ansiedlungsstrategie des Landes hin-
ein, Flächen nicht nur als landesbedeutsam relevant auszuweisen, 
sondern sie auch ein Stück weit zu sichern. Darüber werde dann 
auch mit dem Finanzministerium gesprochen werden. Jetzt müss-
ten diese Flächen, bei denen es sich ja wohl um große Flächen 
handele, im LEP überhaupt erst einmal planerisch identifiziert und 
gesichert werden können, damit Investoren darauf schnell Zugriff 
haben könnten. Eine Antwort darauf, um wie viele Brachflächen 
es sich bei den in der Stellungnahme des Ministeriums für Lan-
desentwicklung und Wohnen genannten 74 800 ha Industrie- und 
Gewerbeflächen  in  Baden-Württemberg  handle,  sei  zurzeit  noch 
nicht möglich. Jedoch werde das Brachflächenkataster auch dazu 
sicherlich Erkenntnisse liefern.

Ohne förmliche Abstimmung empfahl der Ausschuss dem Ple-
num, den Antrag Drucksache 17/5253 für erledigt zu erklären.

17.10.2023

Berichterstatter:

Wald


